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Glossar

Ausgleichstaxe

Unternehmen, die 25 oder mehr Dienstnehmer beschäftigen, sind verpflich-
tet, auf jeweils 25 Beschäftigte einen Begünstigten Behinderten einzustel-
len (Beschäftigungspflicht). Wenn die Beschäftigungspflicht nicht erfüllt ist, 
wird dem Arbeitgeber vom Bundessozialamt jährlich für das jeweils abge-
laufene Kalenderjahr eine Ausgleichstaxe vorgeschrieben.

Entscheidungsträger/Maßnahmenträger

Im Folgenden werden staatliche Stellen, die zur Förderung von Men-
schen mit Behinderung durch Finanzierung beitragen (z.B. Bundessozial-
amt, Arbeitsmarktservice (AMS) sowie die Länder), als Entscheidungsträger 
bezeichnet. Vereine bzw. Gesellschaften, die Leistungen organisieren (z.B. 
Jugend am Werk), werden als Maßnahmenträger bezeichnet.

Europäischer Sozialfonds

Der Europäische Sozialfonds (ESF) ist einer der beiden Strukturfonds, mit 
dem die Europäische Union den wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt fördern will. Förderungen können öffentliche Verwaltungen, Organi-
sationen, Wohlfahrtsverbände und Sozialpartner erhalten, die im Bereich 
Beschäftigung und soziale Eingliederung aktiv sind (nicht aber einzelne 
Betroffene).

Begleitende Hilfen

Sie fördern die Gleichstellung am Arbeitsmarkt durch individuell abge-
stimmte Assistenzleistungen für Menschen mit Behinderungen bzw. deren 
Arbeitgeber. Derzeit werden insbesondere Arbeitsassistenz, Berufsaus-
bildungsassistenz, Clearing, JobCoaching und Persönliche Assistenz am 
Arbeitsplatz gefördert.

Glossar
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Integrative Betriebe

Sie bieten Personen, die aufgrund der Art und Schwere ihrer Behinde-
rung nicht auf dem freien Arbeitsmarkt tätig sein können, jedoch 50 % 
der Leistungsfähigkeit eines Menschen ohne Behinderung mitbringen, eine 
Beschäftigungsmöglichkeit.

(Re)habilitation

Nach der Definition der WHO ist (Re)habilitation „die Summe jener auf-
einander abgestimmten Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, körperlich, 
geistig und/oder seelisch Behinderte bis zum höchsten, individuell erreich-
baren Grad geistiger, sozialer, beruflicher und wirtschaftlicher Leistungs-
fähigkeit herzustellen oder wiederherzustellen, damit sie einen angemes-
senen Platz in der Gemeinschaft finden“.

Territoriale Beschäftigungspakte (englisch: Territorial Employment Pacts) 
(TEP)

Das sind vertragliche Partnerschaften verschiedener Behörden auf Bundes-
länderebene. Sie sollen die Wirksamkeit und Effizienz des Mittelein satzes 
im Bereich Beschäftigungspolitik erhöhen und die Betreuung bestimm-
ter Zielgruppen verbessern. Ihr Aufbau kann vom ESF gefördert werden. 
Zumeist werden in Österreich Koordinationsstellen, Studien, Evaluierungen 
und Öffentlichkeitsarbeit finanziert. Der Steirische Beschäftigungspakt wird 
als STEBEP bezeichnet.

Glossar
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und  
Bundessozialamt – Koordination und Parallelität

Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Bundessozial-
amt) sah sich als zentrale Anlaufstelle für Menschen mit Behinde-
rung, das Land Steiermark als subsidiärer Leistungserbringer. Tat-
sächlich erbrachte in der Steiermark das Land rund dreimal so hohe 
Leistungen für Menschen mit Behinderung wie das Bundessozial-
amt. Neben Bundessozialamt und Land Steiermark finanzierten noch 
weitere staatliche Stellen — wie das Arbeitsmarktservice, die Pen-
sionsversicherungsträger oder Krankenversicherungsträger — Leis-
tungen für Menschen mit Behinderung.

Im Bereich der beruflichen Rehabilitation versuchten das Bundes-
sozialamt und die Länder im Jahr 2002 eine Entflechtung ihrer 
Aufgaben zu erreichen. Dennoch bestand im Jahr 2010 eine kom-
plexe Verflechtung ihrer Tätigkeiten. Die Leistungen waren ähnlich, 
die Rahmenbedingungen aber unterschiedlich (z.B. hinsichtlich der 
Kostenbeiträge oder Bezahlung). Da systemübergreifende Zuord-
nungskriterien fehlten, konnte sich daraus für die Betroffenen eine 
zufällige Ungleichbehandlung ergeben. Den Betroffenen standen bis 
zu 16 verschiedene Ansprechpartner gegenüber. Für eine koordi-
nierte staatliche Vorgehensweise waren bis zu 27 Beziehungen zwi-
schen Behörden, Dienststellen, Maßnahmenträgern und Dienstleis-
tern abzustimmen. Weder die Planung der Maßnahmen noch das 
Controlling oder die Personaleinsatzplanung erfolgten übergreifend.

Die bestehenden Kooperationsmechanismen waren nicht ausrei-
chend. Es fehlte insbesondere eine strategische Abstimmung, um 
die Voraussetzungen für einen operativen Datenaustausch, gemein-
same Strukturen zur Betreuung der Klienten oder einen übergrei-
fenden Mitteleinsatz zu ermöglichen.
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Ziel der Gebarungsüberprüfung war, die Tätigkeit des Bundes-
amtes für Soziales und Behindertenwesen (Bundessozialamt) und 
der Fachabteilung für Soziales, Arbeit und Beihilfen des Amtes 
der Steiermärkischen Landesregierung (Landessozialabteilung) auf 
Schnittstellen und Parallelitäten zu untersuchen und die bestehen-
den Koordinationsmechanismen im Hinblick auf ihre Effektivität 
und Effizienz zu beurteilen. (TZ 1)

Grundsätzliche Positionierung

Das Bundessozialamt sah sich als zentraler Ansprechpartner für 
Menschen mit Behinderung mit Schwerpunkt auf beruflicher Reha-
bilitation. Ausgangspunkt seiner Tätigkeit war die Vollziehung des 
Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG). Dieses verpflichtete 
Arbeitgeber mit mehr als 25 Dienstnehmern, Menschen mit Behin-
derung zu beschäftigen oder eine Ausgleichstaxe zu bezahlen. Die 
Mittel aus der Ausgleichstaxe standen — ergänzt um Mittel aus dem 
Bundesbudget und dem Europäischen Sozialfonds (ESF) — für För-
derungen zur Verfügung. Ein Rechtsanspruch bestand nicht: Waren 
die Mittel aufgebraucht, erfolgten keine Förderungen mehr. (TZ 2)

Die Sozialverwaltungen der Länder waren zunächst das letzte Auf-
fangnetz für Menschen, die keine andere Absicherung mehr hat-
ten. Ihre Zielsetzung hatte sich jedoch bei bestimmten Personen-
gruppen (z.B. Menschen mit Behinderung) erweitert. Aktuelles Ziel 
der Behindertenhilfe des Landes Steiermark war, Menschen mit 
Behinderung ein möglichst ähnliches Leben wie Nichtbehinderten 
zu ermöglichen. Dies galt auch für das Berufsleben. Auf die Leistun-
gen aus dem Steiermärkischen Behindertengesetz (StBHG) bestand 
ein Rechtsanspruch. Allerdings sollte nach StBHG das Land Steier-
mark nur Leistungen erbringen, wenn keine anderen gesetzlichen 
oder vertraglichen Regelungen geltend gemacht werden konnten 
(Subsidiarität). (TZ 2)

Auch die Sozialversicherungsträger und das AMS erbrachten Leis-
tungen für Menschen mit Behinderung, insbesondere um Invalidi-
tät bzw. Arbeitslosigkeit zu vermeiden. (TZ 2)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Aufgabenbereiche des 
Bundessozialamtes 
und der Landessozial-
abteilung
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Historische Entwicklung der Zuständigkeitsabgrenzung

Eine Zuordnung der Behindertenpolitik allein beim Bund oder allein 
bei den Ländern war bisher am Widerstand der jeweils anderen 
Entscheidungsebene gescheitert. Es gab zwar Zielbestimmungen für 
eine gute Koordination, aber keine bindende Vereinbarung. Durch 
die zunehmend weitere Fassung der Zielgruppen der Entscheidungs-
träger und die Ausrichtung der Behindertenpolitik auf Integration 
und aktive Einflussnahme am Arbeitsmarkt nahmen die Überschnei-
dungen weiter zu. (TZ 3)

Das Bundessozialamtsgesetz 2002 versuchte eine Entflechtung der 
Aufgaben des Bundessozialamtes und der Länder. Soziale Rehabili-
tation sollte bei den Ländern erfolgen, berufliche Rehabilitation beim 
Bund. Für Projekte und Lohnförderungen blieben beide Entschei-
dungsträger zuständig, was aber über die „Territorialen Beschäf-
tigungspakte“ koordiniert werden sollte. Damit würde nach den 
Erläuterungen der Weg zu mehreren Anlaufstellen für Betroffene, 
Unternehmen und Maßnahmenträger weitgehend entfallen. (TZ 3)

Im Jahr 2009 stellte das BMASK im Operationellen Programm 
Beschäftigung 2007 bis 2013 jedoch fest, dass die Vernetzung der 
Akteure oft schwierig sei und fehlende Strukturen und Regeln zu 
Effizienzverlusten, sinnwidrigen Maßnahmenabfolgen bzw. –abbrü-
chen führten. Dies beeinträchtige den Maßnahmenerfolg und ver-
ursache zusätzliche Kosten. (TZ 3)

Das Bundessozialamt verantwortete im Jahr 2010 in der Steiermark 
rd. 80,83 Mill. EUR, die Landessozialabteilung allein für Menschen 
mit Behinderung rd. 224,18 Mill. EUR. (TZ 4)

Für berufliche Rehabilitation lag das Gebarungsvolumen in der 
Steiermark insgesamt bei rd. 101,20 Mill. EUR, davon entfielen 
rd. 38,43 Mill. EUR auf das Bundessozialamt, rd. 24,57 Mill. EUR 
auf das Land Steiermark, rd. 31,54 Mill. EUR auf das AMS Steier-
mark und rd. 6,67 Mill. EUR auf die Pensionsversicherungsanstalt 
(PVA). (TZ 4)

Nach Auffassung des RH bestätigten diese Zahlen nicht die Positi-
onierung des Bundessozialamtes als zentrale Anlaufstelle für Men-
schen mit Behinderung und des Landes Steiermark als subsidiärer 
Leistungserbringer. (TZ 4)

Mitteleinsatz 2010
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Überschneidungen der Zielgruppen

Das Bundessozialamt und das Land Steiermark betreuten weder 
idente, noch klar unterschiedene, sondern einander überschneidende 
Zielgruppen. Somit musste jeder Entscheidungsträger einen Betrof-
fenen für seinen Wirkungsbereich neu einschätzen, auch wenn ein 
anderer Entscheidungsträger bereits eine Behinderung festgestellt 
hatte. Dies bedeutete nicht nur einen erhöhten Verwaltungsaufwand, 
sondern auch Unsicherheiten und Mehrfachgutachten für die Betrof-
fenen: Betroffene konnten so im Kontext der beruflichen Rehabi-
litation vom Amtsarzt, einem vom Land Steiermark als Dienstleis-
ter eingesetzten Verein, dem Bundessozialamt, vom zuständigen 
Pensionsversicherungsträger und dem AMS Steiermark begutach-
tet werden. Eine Abstimmung der Gutachten erfolgte nur in Teilbe-
reichen (z.B. bei der Feststellung des Ausmaßes der Minderleistung 
für Lohnkostenförderungen). Die Kriterien des Bundessozialamtes 
waren auf 82 Seiten detailliert dargestellt, während die Gutachter 
des Landes mit einer abstrakten Gesetzesformulierung das Ausla-
gen finden mussten. Eine grundlegende Vereinheitlichung war in 
einer Arbeitsgruppe angedacht, aber nicht umgesetzt worden. (TZ 5)

Überschneidungen der angebotenen Leistungsarten

Nach den gesetzlichen Grundlagen standen alle Formen der beruf-
lichen Rehabilitation (Lohnförderungen, Maßnahmen zur Qualifi-
zierung, begleitende Hilfen am Arbeitsplatz und die Einrichtung 
geschützter Arbeitsplätze) — unter verschiedenen Bezeichnungen 
und Rahmenbedingungen — sowohl dem Bundessozialamt als auch 
dem Land Steiermark offen. Eine klare Abgrenzung der Leistungs-
arten in den gesetzlichen Grundlagen (BEinstG und StBHG) bestand 
nicht. Umgekehrt gab es z.B. bei beiden Stellen kein Angebot für 
dauerhafte begleitende Hilfen. (TZ 6)

Auch bei der Konkretisierung der Gesetze in Richtlinien und Ver-
ordnungen erreichten das BMASK und das Land Steiermark keine 
klare Aufgabenentflechtung, weder bei Leistungen durch Maßnah-
menträger (TZ 7) noch bei Lohnförderungen. Durch die Gewährung 
von Lohnförderungen durch das Bundessozialamt und die Landes-
sozialabteilung mussten beide Institutionen Ressourcen zu deren 
Prüfung und Bewilligung vorhalten; durch wechselseitiges Nachfra-
gen entstand zusätzlicher Verwaltungsaufwand. Arbeitgeber mussten 
vor dem Zahlungsübergang vom AMS Steiermark zum Land Steier-
mark rechtzeitig Kontakt mit dem Land Steiermark aufnehmen. Für 
Betroffene und Unternehmer war die Orientierung erschwert. (TZ 9) 

Schnittstellen
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Sonderverträge des Landes Steiermark bewirkten zusätzliche Ver-
flechtungen (z.B. bei Berufsausbildungsassistenz). (TZ 8)

Das Fehlen einer klaren übergreifenden Strategie war auch bei den 
Mobilitätsförderungen erkennbar, was zu besonderen Überschnei-
dungen führte: Das Bundessozialamt gewährte mit dem Mobilitäts-
zuschuss (der nach Übertragung der sozialen Rehabilitation an die 
Länder bereits abgeschafft werden sollte, 2005 jedoch wieder einge-
führt wurde) eine pauschale und einkommensunabhängige Leistung. 
Das Land Steiermark deckte einen konkreten Mehraufwand ab, rech-
nete auf diesen den Mobilitätszuschuss aber wieder an. (TZ 10)

Für die Gewährung eines Mobilitätszuschusses des Bundes war die 
Eintragung „Unzumutbarkeit der Verwendung öffentlicher Verkehrs-
mittel“ im Behindertenpass — nach vorgängiger Begutachtung — 
notwendig. Diese Eintragung berechtigte nicht zum Parken auf 
Behindertenparkplätzen. Dazu war der Parkausweis nach der Stra-
ßenverkehrsordnung (StVO) mit eigener Begutachtung notwendig. 
Um Doppelbegutachtungen zu vermeiden, anerkannte das Bundes-
sozialamt ab dem Jahr 2010 den Parkausweis als Nachweis für die 
Unzumutbarkeit der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, obwohl 
für dessen Gewährung andere Voraussetzungen galten. Auch Per-
sonen, die beim Bundessozialamt bereits abgewiesen worden waren, 
erreichten so eine Zuerkennung von Leistungen. (TZ 10)

Die Ausstellung der Parkausweise nach § 29b StVO durch das Land 
Steiermark war unvollständig dokumentiert, die Zahl der Parkaus-
weisbesitzer daher unbekannt. Beim Tod des Berechtigten war eine 
Weiterbenutzung durch andere Personen nicht ausgeschlossen. 
(TZ 10)

Quantifizierung der Schnittstellen

Die Analyse der Ausgaben des Jahres 2010 zeigte, dass Lohnför-
derungen und Qualifizierungsmaßnahmen sowohl vom Bundesso-
zialamt als auch vom Land Steiermark finanziert wurden. Diese 
Leistungsarten machten im Jahr 2010 rund drei Viertel des in der 
Steiermark für berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behin-
derung vorhandenen Gesamtvolumens aus. Begleitende Hilfen und 
geschützte Arbeitsplätze wurden dagegen überwiegend vom Bun-
dessozialamt finanziert. (TZ 11)
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Insgesamt 16 Maßnahmenträger, die sowohl für das Bundessozial-
amt als auch für das Land Steiermark Leistungen der beruflichen 
Integration von Menschen mit Behinderung erbrachten, betreuten 
bei beiden Einrichtungen den überwiegenden Anteil (66 % bis 80 %) 
der Personen. (TZ 12)

Weder das Bundessozialamt noch das Land Steiermark verfügten 
über Informationen, welche und wie viele Personen von beiden Ent-
scheidungsträgern Leistungen erhielten. Damit fehlten wesentliche 
Grundlagen für eine Koordinierung, aber auch für die Planung und 
Steuerung der jeweils eigenen Maßnahmen. (TZ 13)

Der RH führte mit Daten des Bundessozialamtes und des Landes 
Steiermark eine entsprechende Analyse durch. Diese zeigte, dass 
1.340 Personen im Zeitraum 2008 bis 2010 sowohl vom Bundesso-
zialamt als auch vom Land Steiermark Leistungen der beruflichen 
Rehabilitation erhielten. Das waren rd. 30 % aller Leistungsemp-
fänger des Landes Steiermark bzw. rd. 10 % der Leistungsempfän-
ger des Bundessozialamtes im Bereich der beruflichen Rehabilita-
tion. Auf konkrete Leistungen bezogen zeigten sich bspw. folgende 
Überschneidungen: 

–  Rund 40 % der Teilnehmer an Landesmaßnahmen der beruflichen 
Eingliederung in Arbeitstraining bezogen auch Leistungen vom 
Bundessozialamt (z.B. Arbeitsassistenz, Qualifizierungsprojekte 
oder Integrationsbeihilfen).

–  Rund 37 % der Personen mit Landesleistungen „beruflicher Ein-
gliederung in Werkstätten“ bezogen auch Leistungen des Bun-
dessozialamtes.

–  Rund 26 % der Personen in Qualifizierungsprojekten des Bun-
dessozialamtes bezogen auch Landesleistungen, und zwar über-
wiegend berufliche Eingliederung in Werkstätten (184 Personen).

–  Nur 7 % der Personen aus Clearingmaßnahmen bezogen neben 
Leistungen des Bundessozialamtes auch Landesleistungen, obwohl 
das Clearing eine umfassende Beratung von möglichen Maßnah-
men der Behindertenhilfe darstellte. (TZ 13)

Der RH erstellte einen Überblick über die im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation tätigen Stellen und ihre Verflechtungen. Einem Men-
schen mit Behinderung traten 16 verschiedene Ansprechpartner 
gegenüber. Für eine koordinierte staatliche Vorgehensweise waren 

Gesamtüberblick der 
Verflechtungen
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27 Beziehungen zwischen Behörden, Dienststellen, Maßnahmen-
trägern und Dienstleistern abzustimmen. Dies war weder für die 
Selbstbestimmtheit der Betroffenen noch für eine effiziente Mittel-
verwendung hilfreich. Auch die Arbeitgeber nahmen die Vielzahl 
der Akteure als Nachteil wahr. (TZ 14)

Ungleichbehandlung

Die Betroffenen erhielten ohne übergreifende Zuordnungslogik Maß-
nahmen mit sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen. Das Land 
Steiermark verlangte Kostenbeiträge, das Bundessozialamt nicht. 
Es gab Maßnahmen, bei denen die Betroffenen ein Gehalt bezogen, 
und solche, bei denen sie gänzlich auf Transferleistungen angewie-
sen waren. (TZ 15)

Ungesteuerte Anreize („Beihilfenfalle“)

Integrationsmaßnahmen eines Entscheidungsträgers konnten zum 
Verlust von Versorgungsleistungen anderer Verantwortlicher führen. 
So ging z.B. die Erhöhte Familienbeihilfe (rd. 350 EUR im Monat) 
verloren, wenn der Betroffene während des Rehabilitationsversuchs 
mehr als 10.000 EUR im Jahr verdiente. Der Anspruch lebte auch 
dann nicht wieder auf, wenn die Rehabilitation letztlich scheiterte. 
Daraus ergab sich ein Anreiz, eine Integration erst gar nicht zu ver-
suchen („Beihilfenfalle“). (TZ 16)

Ungesteuerte Leistungsauswahl

Eine nach sachlichen Kriterien gesteuerte Zuordnung von Betrof-
fenen zu den für sie am besten geeigneten Leistungen erfolgte zwar 
(teilweise) innerhalb der jeweiligen Systeme (Bundessozialamt und 
Land Steiermark), nicht jedoch systemübergreifend. (TZ 17)

Fehlendes Zusammenwirken der Maßnahmen

Der RH stellte an einem Beispielfall dar, wie die mangelnde Abstim-
mung der Entscheidungsträger zu insgesamt nicht optimaler Betreu-
ung der Betroffenen führte. Eine Betroffene erhielt zwischen dem 
Jahr 2001 und dem Jahr 2011 Leistungen vom AMS Steiermark, von 
der PVA, vom Land Steiermark und vom Bundessozialamt. Durch-
gängige Kriterien über ihre Beeinträchtigung, den Integrationsbedarf 

Folgewirkungen für 
die Betroffenen
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und die anzustrebenden Berufe fehlten. Sie erreichte keine beruf-
liche Eingliederung. (TZ 18)

Zusätzliche Behördenwege (Hilfsmittel)

Für Hilfsmittel (z.B. orthopädische Behelfe) konnten für einen 
Betroffenen vier verschiedene Rechtsträger zuständig sein (das Land 
Steiermark, das Bundessozialamt, der zuständige Pensionsversiche-
rungsträger und der zuständige Krankenversicherungsträger). Das 
Land Steiermark gewährte einen Zuschuss von 50 %, im Falle einer 
Mitfinanzierung durch andere Entscheidungsträger 30 %, jedoch 
maximal den noch offenen Betrag. Vor einer endgültigen Erledi-
gung eines Antrags war daher nachzuweisen, welche übrigen Stel-
len eine Mitfinanzierung übernahmen. Dies führte zu einer erheb-
lichen Belastung der Betroffenen, in manchen Fällen dazu, dass die 
Betroffenen ihre Anträge nicht weiterverfolgten. Die Verweisung 
der Betroffenen an die Vielzahl der möglichen Leistungserbringer 
war weder effizient noch kundenfreundlich. (TZ 19)

Fehlende Datengrundlagen

Eine Vernetzung der Daten zwischen Bundessozialamt und Land 
Steiermark erfolgte nicht. Es fehlten daher wesentliche Informa-
tionen. Zum Beispiel wusste das Bundessozialamt zwar, dass im 
Land Steiermark von den rd. 17.000 Begünstigten Behinderten 
rd. 10.750 arbeiteten und rd. 700 als arbeitslos gemeldet waren. 
Über die übrigen rd. 5.550 gab es aber keine Daten. Sowohl das 
Bundessozialamt als auch das Land Steiermark überarbeiteten zur 
Zeit der Gebarungsüberprüfung — jedoch ohne Abstimmung — ihre 
Datenstruktur. (TZ 20)

Keine übergreifende Angebotsplanung

Beim Land Steiermark fehlte ein aktueller Bedarfs– und Entwick-
lungsplan; dies trotz hoher Ausgabensteigerungen der Behinderten-
hilfe von 118,82 Mill. EUR im Jahr 2005 auf 224,11 Mill. EUR im 
Jahr 2010 (+ 89 %) und trotz hoher Ausgabenunterschiede (bis zu 
127 %) zwischen den Bezirken. Eine gemeinsame strategische Ange-
botsplanung von Bundessozialamt und Land Steiermark erfolgte 
nicht. (TZ 21)

Folgewirkungen für 
die staatliche Verwal-
tung
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Zersplitterte Administration

Im Amt der Steiermärkischen Landesregierung waren rd. 20 Per-
sonen für Behindertenpolitik tätig, jedoch in unterschiedlichen Refe-
raten, die jeweils auch mit anderen Agenden (z.B. Jugendwohlfahrt 
oder Pflege) befasst waren. Die Entscheidungen erster Instanz wur-
den vom Magistrat Graz bzw. den 16 Bezirksverwaltungsbehörden 
getroffen. Weiters waren Gutachter eines Vereins eingesetzt. Eine 
zentrale Ansprechstelle fehlte. (TZ 22)

Nach einer Beschwerde bei der Volksanwaltschaft stellte die Lan-
dessozialabteilung im März 2011 fest, dass eine gesetzeskonforme 
Vollziehung nicht sichergestellt war. Bei der Bearbeitung von Beru-
fungen bestanden erhebliche Rückstände. (TZ 23)

Nicht abgestimmte Leistungspreise und Abrechnungsformen

Das Bundessozialamt rechnete Einzelkosten ab, d.h. die Maßnah-
menträger mussten alle Einnahmen und Ausgaben belegmäßig nach-
weisen. Die erforderlichen Überprüfungen verursachten erheblichen 
Verwaltungsaufwand. Ab dem Jahr 2010 vereinfachte das Bundes-
sozialamt die Abrechnung (Nachweis der Kosten nicht mehr im Ein-
zelnen, sondern pauschaliert). (TZ 24)

Das Land Steiermark legte seit dem Jahr 2004 Normkosten fest. Die 
Abrechnung war aufwendig, da sie nicht elektronisch möglich war 
und monatlich (ab Juli 2011 zweimonatlich) sowie bezirksweise zu 
erfolgen hatte. Die Festsetzung von Normkosten war grundsätzlich 
sinnvoll, deren Höhe war jedoch umstritten. Ein Evaluierungsbe-
richt aus dem Jahr 2009 sprach von einer „unhaltbaren Situation“, 
weil die Dienstleister ihre Verträge nicht erfüllen, das Land Steier-
mark die Anforderungen nicht durchsetzen und Anspruchsberech-
tigte die festgelegte Qualität nicht erhalten könnten. In den Jah-
ren 2009 und 2010 erhöhte das Land Steiermark die Normkosten, 
im Jahr 2011 senkte es diese aus budgetären Gründen deutlich ohne 
vorherige Analyse der Ist–Kosten oder der Auswirkungen dieser 
Absenkung (z.B. auf Vermittlungserfolge und Folgekosten). (TZ 25)

Die Maßnahmenträger mussten unterschiedliche Abrechnungsvor-
gaben für das Bundessozialamt und das Land Steiermark beachten, 
was unnötigen Verwaltungsaufwand verursachte. Sie hatten aber 
auch Spielräume, je nach ihrer Kostenstruktur, den für sie güns-
tigsten Finanzierer auszuwählen: So konnten sie teure Projekte mit 
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Einzelkosten beim Bundessozialamt einreichen, günstige Maßnah-
men aber beim Land mit Normkosten abrechnen. (TZ 26)

Kein übergreifendes Controlling

Das Bundessozialamt ermittelte den Erfolg bei der Erlangung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen, das Land Steiermark nicht. Ein 
Erfolgscontrolling unter Berücksichtigung der Maßnahmen beider 
Träger war daher nicht möglich. (TZ 27)

In den Jahren 2009 bis 2010 überprüfte das Land Steiermark nur 
bei rd. 11 % der Maßnahmen für berufliche Rehabilitation, ob die 
Strukturvorgaben (z.B. Betreuungsschlüssel) eingehalten waren. Für 
die Kontrollen waren keine bestimmten Prüfungsintervalle festge-
legt. Das Bundessozialamt führte dagegen jährlich bei jedem Pro-
jekt einen Vor–Ort–Besuch durch. (TZ 27)

Risiko von unzulässigen Doppelförderungen

Der RH stellte bei seiner Gebarungsüberprüfung keine unzulässigen 
Doppelförderungen fest. Aufgrund der schlechten Datenqualität und 
der mangelnden Vernetzung von Daten war ein vollständiger Aus-
schluss unzulässiger Doppelförderungen nicht möglich. (TZ 28)

Abstimmung im Einzelfall

Für die Erfüllung ihrer Aufgaben im Einzelfall waren für die Behör-
den Rückfragen bei anderen Behörden nötig. So musste z.B. das 
Land Steiermark bei seinen jährlich rd. 1.000 Lohnförderungen beim 
Bundessozialamt erheben, ob die Antragsteller Begünstigte Behin-
derte waren. In diesem Fall war das Bundessozialamt zuständig. 
Eine qualifizierte Beratung der Betroffenen erforderte eine umfas-
sende gegenseitige Information über die jeweils laufenden Projekte 
und die verfügbaren Plätze. Eine strukturierte Unterstützung dafür 
— etwa eine gemeinsame Datenbank — fehlte. (TZ 29)

Effektivität der Koor-
dinationsmaßnahmen
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Abstimmung auf Projektebene

Das Bundessozialamt und das Land Steiermark finanzierten im 
Jahr 2010  24 Projekte gemeinsam. Eine strategische Begründung 
für die Auswahl der Projekte war nicht ersichtlich. 18 der gemein-
samen Projekte betrafen die Mitfinanzierung der vom Bundesso-
zialamt standardisiert organisierten Leistung der Arbeitsassistenz. 
Sechs betrafen Kombinationen von Qualifizierungs– bzw. Beschäf-
tigungsprojekten des Bundessozialamtes mit beruflicher Eingliede-
rung in Werkstätten seitens des Landes Steiermark. Mehrere Maß-
nahmenträger organisierten außerdem von sich aus Maßnahmen, 
die operativ eine Einheit bildeten, aber getrennt abgerechnet wur-
den. (TZ 30)

So entstanden teilweise spezifische Leistungsarten. Da sie nicht in 
die Leistungs– und Entgeltverordnung des Landes Steiermark inte-
griert waren, waren sie weder für die Bezirksverwaltungsbehörden 
(bei der Bescheiderlassung) noch für die Gutachter des Vereins zur 
Feststellung des individuellen Hilfebedarfs (bei ihrer Empfehlung 
für eine Leistungsart) maßgeblich. (TZ 30)

Gemeinsamer Personaleinsatz

Mit dem Verein zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs ver-
suchten das Bundessozialamt und das Land Steiermark, für bestimmte 
Bereiche einen Gutachterpool zu bilden. Es kam jedoch zu Ineffizi-
enzen bei der Verrechnung, anfänglich hohen Kosten von Gutach-
ten (bis zu 1.567 EUR), einem Auseinanderfallen von dienstrecht-
licher und organisatorischer Verantwortung und Unvereinbarkeiten 
in der Förderungsabwicklung. (TZ 31)

Verwaltungsvereinbarungen

Das Bundessozialamt und das Land Steiermark schlossen drei Ver-
waltungsvereinbarungen zur Abstimmung von Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung ab. Diese 
betrafen die Abgrenzung von sozialer und beruflicher Rehabilitation, 
die Abgrenzung bestimmter Lohnförderungen und die Kofinanzie-
rung bei Maßnahmen der Berufsfindung. Da jedoch die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen nicht angepasst wurden, lösten die Vereinba-
rungen die Aufgabenverflechtungen nicht auf. (TZ 32)
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Strategische Abstimmung

Für die Abstimmung der beruflichen Rehabilitation von Menschen 
mit Behinderung sollten die Territorialen Beschäftigungspakte eine 
entscheidende Rolle einnehmen. Im Steirischen Beschäftigungspakt 
wurde aber von den insgesamt zur Behinderteneingliederung ein-
gesetzten rd. 101,20 Mill. EUR nur rd. 1 Mill. EUR (für Arbeits-
assistenz) abgestimmt. Dies auch deshalb, weil das Bundessozialamt 
ohne budgetäre Verantwortung am Beschäftigungspakt teilnahm 
und das Land Steiermark nur die Mittel für die Arbeitsassistenz 
einbrachte, nicht jedoch die finanziell wesentlich bedeutsameren 
Lohnkostenzuschüsse und Maßnahmen der beruflichen Eingliede-
rung gemäß StBHG. Wesentliche inhaltliche Themen, wie z.B. die 
Vereinheitlichung der Gutachten und die Abstimmung der Sozial-
planung, konnten nicht gelöst werden. (TZ 33)

Zusammenfassung

Nach Ansicht des RH fehlte vor allem eine strategische Kooperation, 
um die Mittelverwendung abzustimmen und Strukturen zur gegen-
seitigen Information, eine effiziente Organisation eines gemein-
samen Personaleinsatzes und rechtlich wirksame Abstimmungsins-
trumente zu ermöglichen. (TZ 34)

Ein wesentlicher Hintergrund für das Fehlen der strategischen 
Zusammenarbeit war aus Sicht des RH die Positionierung des Bun-
dessozialamtes und des Landes Steiermark:

—  Das Bundessozialamt erhob den Anspruch einer zentralen Anlauf-
stelle für Menschen mit Behinderung, verwaltete aber in der Stei-
ermark weniger als die Hälfte der insgesamt vorhandenen Mit-
tel.

—  Das Land Steiermark sah sich als subsidiärer Anbieter, ohne aber 
diese Subsidiarität klar zu definieren. Im Ergebnis hatte das Land 
Steiermark ein wichtiges Teilsegment der beruflichen Rehabili-
tation übernommen.

Weder das Bundessozialamt noch das Land Steiermark verfügte über 
die Mittel, die Maßnahmen des jeweils anderen Entscheidungsträ-
gers zu übernehmen. Aufgrund der komplexen Zielgruppen war 
auch eine vollständige Entflechtung kurzfristig nicht realisierbar. 
Eine strategische Kooperation war daher nach Auffassung des RH 
unvermeidbar. Auf Basis der dadurch zu erreichenden Daten, Ziele 
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und Vereinbarung sollte eine Entflechtung der Aufgaben angestrebt 
werden, da die komplexen Aufgabenverflechtungen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand verursachten und die optimale Versorgung 
der Betroffenen erschwerten. (TZ 34)
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Kenndaten Bundessozialamt (Landesstelle Steiermark) und  
Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark

Rechtsgrundlagen

Bundesamt für Soziales 
und Behindertenwesen 
(Bundessozialamt)

BSAG – Bundessozialamtsgesetz, BGBl. I Nr. 150/2002 i.d.g.F.
BEinstG – Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970 i.d.g.F.

Land Steiermark StBHG – Steiermärkisches Behindertengesetz, LGBl. Nr. 26/2004 i.d.g.F.

Bundessozialamt
2005 2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung

in Mill. EUR (inkl. ESF–Fördermittel) in %

Gebarungsvolumen1 85,20 79,76 83,01 83,07 86,99 87,86 3

Berufliche Rehabilitation 25,80 23,73 28,72 30,37 33,40 34,13 32

Lohnförderungen2 10,92 10,16 10,60 13,20 14,16 12,14 11

Qualifizierungs– und 
Beschäftigungsprojekte 6,64 5,40 8,39 7,59 8,30 9,81 48

Begleitende Hilfen3 3,99 4,64 5,47 5,00 6,77 7,69 93

Sonstiges4 4,25 3,53 4,26 4,58 4,17 4,49 6

Anzahl

Förderungsfälle 8.999 9.338 10.005 10.961 11.281 11.079 23

Land Steiermark in Mill. EUR

Gebarungsvolumen StBHG 
gesamt5 118,82 134,37 155,82 174,22 199,11 224,11 89

Berufliche Rehabilitation6 18,18 17,87 20,05 21,24 22,76 24,56 35

Lohnkostenzuschuss 5,85 5,31 5,48 5,18 5,32 5,36 – 8

Eingliederungshilfe und 
Sonstiges 12,33 12,56 14,57 16,06 17,44 19,20 56

Anzahl

Förderungsfälle LEVO7 und 
Lohnkostenzuschuss n.v n.v. n.v. n.v. 8.285 9.547

1  vom Bundessozialamt gesamt verwaltetes Budget (inkl. Verwaltungsaufwand, Förderung integrativer Betriebe, Mittel aus 
Ausgleichstaxfonds, Europäischem Sozialfonds und Beschäftigungsoffensive)

2 inkl. Integrationsbeihilfe, Entgeltbeihilfe sowie Arbeitsplatzsicherungsbeihilfe
3 inkl. Arbeitsassistenz, Berufsausbildungsassistenz, Clearing, Jobcoaching, persönliche Assistenz
4 inkl. Individualförderungen und Beratungen an Dritte
5 gesamtes Gebarungsvolumen inkl. Finanzierungsanteile der Sozialhilfeverbände
6 Leistungen gemäß § 8 und § 15 StBHG, sowie Förderungen für Arbeitsassistenz
7 Leistungs– und Entgeltverordnung zum StBHG

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH
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 1 Der RH führte im Rahmen seines Prüfungsschwerpunkts „Gebiets-
körperschaftenübergreifende Aufgaben– und Finanzverflechtungen; 
Struktur– und Aufgabenreform“ von November 2011 bis Februar 2012 
eine Überprüfung des Bundesamts für Soziales und Behindertenwesen 
(Bundessozialamt) der Landesstelle Steiermark und der Sozialabtei-
lung1 des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung (Landessozi-
alabteilung) durch.

Ziel der Gebarungsüberprüfung war, die Tätigkeitsfelder des Bundes-
sozialamtes und der Landessozialabteilung auf Schnittstellen und Par-
allelitäten zu überprüfen und die bestehenden Koordinationsmecha-
nismen im Hinblick auf ihre Effektivität und Effizienz zu beurteilen.

Die Gebarungsüberprüfung konzentrierte sich auf das letzte vollstän-
dig abgerechnete Jahr, d.h. auf das Jahr 2010. Fallweise nahm der RH 
auch auf frühere Entwicklungen, insbesondere seit der Einführung des 
aktuellen Steiermärkischen Behindertengesetzes (StBHG) im Jahr 2004 
bzw. auf aktuellere Entwicklungen Bezug.

Zu dem im Juni 2012 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das  
BMASK im September  2012 und das Land Steiermark im Oktober  2012 
Stellung. Der RH erstattete im November  2012 seine Gegenäußerungen.

 2.1 (1) Das Bundessozialamt, eine in neun Landesstellen organisierte nach-
geordnete Dienstbehörde des BMASK, sah sich als zentrale Anlaufstelle 
für Menschen mit Behinderung mit einem Schwerpunkt auf beruflicher 
Integration.2

Ausgangspunkt seiner Maßnahmen war dabei das Behinderteneinstel-
lungsgesetz 1970 (BEinstG): Unternehmen mit mehr als 25 Mitarbeitern 
hatten einen „Begünstigten Behinderten“ je 25 Mitarbeiter einzustel-
len. Andernfalls war von den Unternehmen eine Ausgleichstaxe abzu-
führen, die dann (gemeinsam mit Mitteln aus dem Bundesbudget und 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF)) für Förderungen zur Verfügung 
stand. Das Bundessozialamt stellte fest, wer „Begünstigter Behinder-
ter“ war, hob die Ausgleichstaxe ein und verwaltete die Fördermittel. 
Ein Rechtsanspruch auf Förderungen bestand nicht: Nach Erschöpfung 
der Fördermittel erfolgten keine weiteren Leistungen.

1 Fachabteilung 11a „Soziales, Arbeit und Beihilfen“
2 www.Bundessozialamt.gv.at/basb/Ueber_Uns/Organisation_und_Aufgaben_des_Bun-

dessozialamtes (abgefragt am 3. Februar 2012)

Prüfungsablauf und 
–gegenstand 

Grundsätzliche Positi-
onierung

Aufgabenbereiche des Bundessozialamtes und der Landessozialabteilung
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Weiters führte das Bundessozialamt Schlichtungsverfahren durch3, för-
derte die Beseitigung von Barrieren und administrierte Sozialentschä-
digungen (z.B. an Kriegsopfer)4 und die 24–Stunden–Pflege.5

(2) Die Landessozialabteilung fungierte im Rahmen der allgemeinen 
Fürsorge als letztes Auffangnetz, wenn andere Absicherungen nicht 
zur Verfügung standen. Für bestimmte Gruppen (insbesondere Men-
schen mit Behinderung, Pflegebedürftige oder Jugendliche) erweiterte 
sie jedoch ihre Leistungen.6 Aktuelles Ziel der steirischen Behinderten-
hilfe war die Unterstützung der Betroffenen, damit sie an der Gesell-
schaft (auch an Arbeit und Beschäftigung) in gleicher Weise wie andere 
Personen teilhaben und ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen 
können (§ 1 StBHG).

Menschen mit Behinderung hatten unabhängig von den budgetär zuge-
wiesenen Mitteln einen Rechtsanspruch auf die Leistungen des StBHG.7 
Nach § 2 Abs. 5 lit. c StBHG sollte das Land Steiermark aber nur Leis-
tungen erbringen, wenn keine Ansprüche auf gleichartige oder ähn-
liche Leistungen nach anderen gesetzlichen oder vertraglichen Rege-
lungen geltend gemacht werden konnten (Grundsatz der Subsidiarität). 
Allerdings war nicht geregelt, ob im Rahmen der Privatwirtschafts-
verwaltung mögliche Förderungen als Ansprüche galten, oder welche 
Leistungen als „ähnlich“ einzustufen waren.

Die Abrechnung der vom Land Steiermark zuerkannten Leistungen 
erfolgte durch die Sozialhilfeverbände, die auch einen Teil der Kosten 
übernahmen. Nach § 40 StBHG gelten hinsichtlich der Kostentragung 
der Sozialhilfeverbände die Bestimmungen des Steiermärkischen Sozi-
alhilfegesetzes. Die Sozialhilfeverbände hatten 40 % der Kosten zu tra-
gen, das Land Steiermark 60 %. Der Landesrechnungsabschluss wies 
nur den Landesanteil der Kosten aus.

3 Nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGBl. I Nr. 82/2005) darf wegen einer 
Behinderung niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden (§ 4). Vor Gel-
tendmachung eines Anspruchs muss ein Schlichtungsverfahren beim Bundessozialamt 
stattfinden (§ 10).

4 Leistungen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz, dem Verbrechensopfergesetz, dem 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, dem Heeresversorgungsgesetz, dem Impfscha-
dengesetz, dem Opferfürsorgegesetz sowie dem Tuberkulosegesetz

5 § 21b Bundespflegegeldgesetz und Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG zwischen dem 
Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24–Stunden–Betreuung, 
BGBl. I Nr. 59/2009

6 vgl. dazu allgemein Pfeil, Österreichisches Sozialhilferecht 1989, S. 33
7 Vgl. § 42 und 43 StBHG. Der Sozialserver des Landes Steiermark (http://www.soziales.

steiermark.at/) führte dazu aus: Der soziale Zusammenhalt einer Gesellschaft beruht 
auf einem Sozialstaat mit Rechtsansprüchen. Zeitgemäße Sozialpolitik schafft gesetz-
liche Ansprüche statt der Vergabe von Almosen.
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(3) Daneben waren weitere Akteure im Bereich der beruflichen Rehabilita-
tion von Menschen mit Behinderung tätig. Nach §§ 300 ff. ASVG gewährten 
die Pensionsversicherungsträger (medizinische, berufliche und soziale) 
Rehabilitation für Menschen mit Behinderung, wenn Versicherte ohne 
diese Maßnahmen die Voraussetzungen für eine Berufsunfähigkeitspen-
sion erfüllten oder wahrscheinlich bald erfüllen würden.8 9 Das Arbeits-
marktservice (AMS) hatte für Menschen mit Behinderung das Dienstleis-
tungsangebot so zu gestalten, dass eine Ausbildung oder Beschäftigung 
aufgenommen werden kann.

Die Zuordnung der Betroffenen zu den einzelnen Akteuren hatte finan-
zielle Auswirkungen auf die Gebietskörperschaften. Wer z.B. Versiche-
rungszeiten erwarb (etwa in einer Landeseinrichtung), konnte bei Ver-
schlechterung seiner Situation Invaliditätspension beziehen und so 
dauerhaft aus den Transfersystemen der Länder wegfallen. Wen dage-
gen die Pensionsversicherungsanstalt (PVA) als seit jeher arbeitsunfä-
hig einstufte, der war (unabhängig von tatsächlich erworbenen Versi-
cherungszeiten) vom Bezug einer Invaliditätspension ausgeschlossen 
und auf Transfers von den Ländern angewiesen.10

 2.2 Der RH wies darauf hin, dass sowohl die Bundesverwaltung als auch die 
Landesverwaltung und die Sozialversicherung Leistungen im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung erbrach-
ten. Er hob weiters hervor, dass dies unter sehr unterschiedlichen Rah-
menbedingungen erfolgte: beim Bundessozialamt als Förderung, beim 
Land Steiermark als subsidiäre Versorgungsleistung mit Rechtsanspruch 
und bei der Pensions–, Unfall– und Arbeitslosenversicherung als Ver-
sicherungsleistung.

 2.3 Das BMASK merkte an, dass die Grundlage für die Schwierigkeit der 
stimmigen, nach außen gut kommunizierbaren und trotzdem rechtlich 
einwandfrei gestalteten Abgrenzung der Tätigkeit der Behindertenhilfe 
in der Kompetenzverteilung der Bundesverfassung angelegt sei. Da es 
keinen eigenen Kompetenztatbestand „Behinderung“ oder „Menschen 
mit Behinderung“ gebe, seien Angelegenheiten der Menschen mit Behin-
derung eine Querschnittsmaterie, die beim jeweiligen Hauptgegenstand 

8 Der Inhalt der beruflichen Rehabilitation richtet sich gemäß § 303 ASVG nach den Bestim-
mungen für die Unfallversicherung. Dort sind Leistungen der beruflichen Rehabilitation, 
insbesondere Ausbildungsmaßnahmen, Zuschüsse und Hilfe zur Erlangung einer Arbeits-
stelle vorgesehen, damit der Versehrte in die Lage versetzt wird, seinen früheren oder, 
wenn dies nicht möglich ist, einen neuen Beruf auszuüben (§ 198 ASVG).

9 Die Unfallversicherung gewährte Leistungen, um Versehrte in die Lage zu versetzen, 
einen Beruf auszuüben (§ 198 ASVG). Außerdem gewährte auch die Krankenversiche-
rung medizinische Rehabilitation als Pflichtaufgabe.

10 Sowohl § 255 ASVG (Invalidität) als auch § 273 ASVG (Berufsunfähigkeit) verlangten 
ein „Herabsinken“ der Arbeitsfähigkeit auf weniger als die Hälfte eines Gesunden.
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mitberücksichtigt werden müsse. Nach Art.  15  B–VG fielen Angele-
genheiten in die Kompetenz der Länder, sofern keine andere Vorkeh-
rung getroffen sei.

 3.1 (1) Die Förderung von Menschen mit Behinderung wurde bis zur zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts als Teil des Armen– und Fürsorge-
rechts in der Kompetenz der Länder gesehen. In der Folge der Welt-
kriege erließ der Bund spezifische Versorgungsgesetze. Im Jahr 1961 
versuchte das Sozialministerium die Fürsorge für Menschen mit Behin-
derung in einem Bundesgesetz (mit entsprechenden Verfassungsbe-
stimmungen) zu regeln, was jedoch am Widerstand der Länder schei-
terte.11

Ziel der Behindertenpolitik war zunächst ein (kontinuierlicher) Schutz 
für Menschen mit Behinderung, der sich teilweise auch als Ausgren-
zung auswirkte. Nach dem „Internationalen Jahr der Behinderten“ 
1981 der Vereinten Nationen unter dem Generalthema „Volle Beteili-
gung und Gleichheit“ setzte eine Entwicklung hin zur Integration in 
allen Lebensbereichen ein. Dies bedingte finale (statt kausale) Leis-
tungsvoraussetzungen und eine soziale statt medizinische Definition 
von Behinderung („man hat nicht eine Behinderung, man wird durch 
Barrieren behindert“). Im Sinne einer „Normalisierung“ der Lebens-
bedingungen sollten Wohnen, Freizeit und Tagesstruktur (Beschäfti-
gung) wie bei Nichtbehinderten getrennt werden. Interventionen sollten 
insbesondere an Übergangspunkten erfolgen (z.B. am Übergang von 
Schule zum Beruf bzw. vom Beruf in den Ruhestand).

(2) Diese allgemeine Entwicklung wirkte sich auch auf das Bundesso-
zialamt und die Landesverwaltung aus:

–  Beim Bundessozialamt leitete der EU–Beitritt im Jahr 1995 über den 
ESF einen Wechsel von einer reaktiven Antragsbearbeitung zu einer 
proaktiven, projektbezogenen Arbeitsmarktpolitik ein. Diese Ent-
wicklung gewann im Jahr 2001 durch zusätzliche Bundesmittel (der 

11 BMASK, Bundesbehindertenbericht 2008, S. 42: „1961 erarbeitete das Sozialministe-
rium den Entwurf eines durch eine entsprechende Verfassungsbestimmung zugunsten 
des Bundes abgesicherten Bundesgesetzes über die Fürsorge für behinderte Personen. 
Wegen des Widerstandes der Länder wurde jedoch von diesem Vorhaben Abstand 
genommen. Gleichwohl war dies der Anlass für die Bundesländer, eigene Behinder-
tenhilfegesetze zu erlassen.“

Historische Entwick-
lung der Zuständig-
keitsabgrenzung
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„Behindertenmilliarde“) an Bedeutung.12 Im Jahr 2006 wurden die 
Instrumente der Förderungen und der gesetzlichen Einstellungsvor-
gaben durch Diskriminierungsverbote ergänzt. Im Jahr 2010 wurde 
der Kündigungsschutz für Begünstigte Behinderte gelockert, aber 
gleichzeitig die Ausgleichstaxe erhöht, um die Förderungen inten-
sivieren zu können.13

–  Das Land Steiermark löste im Jahr 1964 ein eigenes Behinderten-
gesetz (StBHG) (LGBl.  Nr.  1964/316) aus dem Bereich der Sozial-
hilfe heraus, das auch Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung 
enthielt. Im Jahr 2004 gestaltete das Land Steiermark das StBHG 
neu. Ein besonderer Schwerpunkt war die Priorität mobiler vor 
ambulanten und stationären Leistungen. Dies schloss auch ein, dass 
eine berufliche Integration Vorrang vor Maßnahmen einer Beschäf-
tigungstherapie hat.

(3) In verschiedenen Bundesgesetzen gab es Zielbestimmungen über 
eine Abstimmung von Finanzierung, Entscheidungsstrukturen und 
Kompetenzen der beruflichen Rehabilitation zwischen Bund, Sozial-
versicherungsträgern und Ländern:

–  So regelte § 2 des Bundesbehindertengesetzes (BBG): „Die Träger 
der Rehabilitation haben die von ihnen nach den Bundesgeset-
zen zu erbringenden Maßnahmen nach den Bestimmungen dieses 
Abschnittes aufeinander abzustimmen. Wenn und soweit es erfor-
derlich ist, haben sie zu diesem Zweck Vereinbarungen zu schlie-
ßen.“ Dieses Gesetz war jedoch nur für den Bund verbindlich.

–  § 307c ASVG regelte, dass der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger Vereinbarungen herbeizuführen hat, die 
insbesondere die Abgrenzung des Wirkungsbereichs zwischen den 
Trägern der Sozialversicherung und dem AMS und den Bundeslän-
dern zu regeln haben. Auch diese Bestimmung war nur auf Bun-
desebene verbindlich.

12 Die Beschäftigungsoffensive der Bundesregierung wurde im Jahr 2001 zum teilweisen 
Ausgleich der Einführung der Unfallrentenbesteuerung eingeführt und war am Ziel-
wert von einer Milliarde Schilling orientiert. Bis zum Jahr 2000 lag das Schwergewicht 
der Förderungen mit knapp 60 % bei den Individualförderungen. Durch die Behinder-
tenmilliarde verlagerte es sich auf Qualifizierungsprojekte und berufsbegleitende Maß-
nahmen (im Jahr 2001 bereit 55 %).

13 Bis zum Jahr 2010 war die Ausgleichstaxe einheitlich festgelegt (223 EUR im Jahr 2010). 
Mit Novelle des BEinstG trat mit 1. Jänner 2011 eine gestaffelte Regelung in Kraft: Für 
Unternehmen bis 100 Arbeitnehmer 226 EUR, von 100 bis 399 Arbeitnehmern je Pflicht-
stelle im Jahr 2011  316 EUR, über 400 Arbeitnehmern 336 EUR.
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(4) Eine Vereinbarung nach Art. 15a B–VG mit einer grundlegenden 
gemeinsamen Zieldefinition des Bundessozialamtes und der Länder 
gab es nicht.14

(5) Im Zusammenhang mit einer Organisationsreform des Bundessozial-
amtes wurde im Jahr 2002 eine Abgrenzung seiner Aufgaben von jenen 
der Länder versucht.15 Grundsätzlich sollten Maßnahmen der sozialen 
Rehabilitation ausschließlich von den Ländern übernommen werden. 
Bei Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation sollten Lohnkostenzu-
schüsse für Begünstigte Behinderte nur noch vom Bundessozialamt 
erfolgen. Projektförderungen sollten wie bisher in Ko operation aber 
— ebenso wie sonstige Lohnförderungen16 — mit präziserer Arbeitstei-
lung umgesetzt werden.17 Als Instrument dazu waren die „Territorialen 
Beschäftigungspakte“ vorgesehen. Die Erläuterungen hielten damals 
fest, dass mit der Aufgabenentflechtung zwischen Bundessozialamt 
und Ländern die Kompetenzen im Bereich der beruflichen Rehabilita-
tion von Menschen mit Behinderung klar aufgeteilt würden. Der Weg 
zu mehreren Anlaufstellen werde weitgehend entfallen. Auch Unter-
nehmen und Maßnahmenträger würden in Zukunft in der Regel nur 
mehr einen Ansprechpartner haben.18

Demgegenüber hielt im Jahr 2009 das Operationelle Programm Beschäf-
tigung 2007 bis 2013 fest, dass „die Vernetzung der Akteure (Land, 
Bundessozialamt, AMS) oft schwierig ist bzw. (...) zur Gänze fehlt und 
fehlende Strukturen und Regeln zu Effizienzverlust, sinnwidrigen Maß-
nahmenabfolgen bzw. –abbrüchen führen und damit sowohl den Erfolg 
beeinträchtigen als auch zusätzliche Kosten verursachen können.“19 
Es sei eine Entflechtung der Zuständigkeiten und eine situationsbe-
dingte Aufgabenverteilung notwendig. 

(6) Bezüglich einer Übertragung der Aufgaben des Bundessozialamtes 
in die mittelbare Bundesverwaltung der Länder führte der Bundesmi-
nister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Jahr 2010 in 
der Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage20 aus, dass eine 
14 Mit dem Arbeits– und Gesundheits–Gesetz, BGBl. I Nr. 111/2010, wurde für einen Teil-

bereich (Erhaltung der Arbeitsfähigkeit) eine wesentlich konkretere Struktur geschaf-
fen. § 3 schafft eine Steuerungsgruppe, § 6 trifft konkrete Regelungen über die Finan-
zierung. Auch diese Maßnahmen sind jedoch nur auf Bundesebene angesiedelt.

15 Bundessozialämterreformgesetz, BGBl. I Nr. 150/2002
16 Auch für Lohnkostenzuschüsse war die Einbindung in die „Territorialen Beschäfti-

gungspakte“ vorgesehen. Reformdialog Bundesregierung 29. Oktober 2001, S. 20.
17 1142 der Beilagen XXI. GP – Regierungsvorlage – Materialien, S. 2 
18 Reformdialog Bundesregierung 29. Oktober 2001, S. 20
19 Operationelles Programm Beschäftigung Österreich 2007 bis 2013 (Stand Juni 2009), 

S. 76 (zu Schwerpunkt 3a)
20 vom März 2010, Anfrage Nr. 2746/J–BR/2010, Anfragebeantwortung 2536/AB–BR/2010
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Übertragung dieses Kernbereichs in die Zuständigkeit der Länder ein 
falsches Signal an die Menschen mit Behinderung wäre und seine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung in Frage stellen würde. Die bun-
desweite Einheitlichkeit könne nicht sichergestellt werden. Eine Über-
tragung auf die Länder (bzw. die Bezirkshauptmannschaften) würde 
eine Zersplitterung ermöglichen.

(7) Die Planung für die zukünftige Behindertenpolitik erfolgte getrennt 
für die Zuständigkeitsbereiche des Bundes und der Länder. Der „nati-
onale“ Aktionsplan für Menschen mit Behinderung (Entwurf Jän-
ner 2012) sollte eine Strategie bis zum Jahr 2020 vorgeben und die 
UN–Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderung umset-
zen, die alle Gebietskörperschaften gleichermaßen betraf. Dennoch 
enthielt er nur Ziele für den Bundesbereich und wies darauf hin, dass 
die Länder in ihrem Zuständigkeitsbereich eigene Zielvorstellungen 
zu entwickeln hätten.21

 3.2 Eine Bündelung der Zuständigkeit zur beruflichen Rehabilitation von 
Menschen mit Behinderung entweder beim Bund oder bei den Ländern 
bzw. eine eindeutige Zuordnung von Leistungsarten war bereits vor mehr 
als fünfzig Jahren gescheitert und ist auch seither nicht gelungen.

Der RH wies darauf hin, dass die Zielsetzung der Integration und der 
erweiterte Behinderungsbegriff die Schnittstellen vergrößerten, da auch 
bei schweren Beeinträchtigungen eine Eingliederung in das Arbeits-
leben angestrebt wurde. Auch die Ausrichtung auf proaktive, pro-
jektbezogene Förderungen trug zu einem Bedarf nach neuen Abgren-
zungskriterien der Leistungsarten bei. Die Aufgabenteilung war seit 
dem Bundessozialämterreformgesetz 2002 auf die laufende strate-
gische Kooperation in den Territorialen Beschäftigungspakten dele-
giert worden.

Der RH überprüfte daher, in welchem Umfang die von allen Akteuren 
angestrebte Entflechtung erfolgt war, indem er die bestehenden Schnitt-
stellen erfasste und quantifizierte (TZ 4 bis 14) und die Folgewirkungen 
für die Betroffenen (TZ 15 bis 19) und die staatliche Verwaltung (TZ 20 
bis 28) aufzeigte. Weiters analysierte er die bestehenden Kooperations-
mechanismen im Hinblick auf ihre Effektivität (TZ 29 bis 34).

21 Nationaler Aktionsplan für Menschen mit Behinderung, Die behindertenpolitische Stra-
tegie Österreichs 2012 bis 2020, S. 1
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 4.1 (1) Die Landesstelle Steiermark des Bundessozialamtes verantwortete 
im Jahr 2010 Ausgaben von rd. 80,83 Mill. EUR aus Mitteln des Aus-
gleichstaxfonds, des Bundesbudgets, des Europäischen Sozialfonds 
und des Unterstützungsfonds.22

Wie die Tabelle zeigt, entfielen jeweils rd. 40 % bis 50 % auf Sozial-
entschädigung und auf Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation23 
sowie rd. 10 % auf Pflege (insbesondere 24–Stunden–Pflege). Rund 
50 % der Mittel für berufliche Rehabilitation stammten aus dem Aus-
gleichstaxfonds.

Die Landesstelle Steiermark des Bundessozialamtes setzte im Jahr 2010 
insgesamt rd. 98 Vollbeschäftigungsäquivalente (VBÄ) ein. Davon 
waren rd. 23 VBÄ mit Individual– und Projektförderungen24 der beruf-
lichen Rehabilitation befasst, weitere rd. 14 VBÄ mit Feststellungs–, 

22 § 22 BBG regelte: Zur besonderen Hilfe für Menschen mit Behinderung wird ein 
Fonds errichtet. Dieser Fonds trägt die Bezeichnung „Unterstützungsfonds für Menschen 
mit Behinderung”. Zuwendungen aus dem Fonds können Menschen mit Behinderung 
gewährt werden, die durch ein insbesondere mit ihrer Behinderung im Zusammenhang 
stehendes Ereignis in eine soziale Notlage geraten sind, sofern rasche Hilfestellung die 
Notlage zu mildern oder zu beseitigen vermag. Nach § 24 BBG hat das BMASK Richt-
linien über die Vergabe von Mitteln zu erlassen.

23 Die Mittel der integrativen Betriebe werden teilweise direkt vom BMASK bzw. dem 
Ausgleichstaxfondsbeirat bestimmt. Letztlich entscheidet jedoch das Bundessozialamt 
über die Vergabe der Arbeitsplätze gemeinsam mit einem Vertreter des Landes und des 
AMS (§ 11 BEinstG, Richtlinien Integrative Betriebe).

24 Rund 11 VBÄ waren Individualförderungen zugeordnet, rd. 9 VBÄ Projektförderungen. 
Hinzu kamen Tätigkeiten für integrative Betriebe, sowie ein Anteil des Personals im 
Bereich Berufskunde.

Mitteleinsatz 2010

Tabelle 1: Ausgaben der Landesstelle Steiermark des Bundessozialamtes im Jahr 2010

 
Ausgaben Anteil

in Mill. EUR in %1

Renten und Sozialentschädigung (inkl. Kriegsopferversorgung) 34,50 43

Berufliche Rehabilitation Bundesmittel 14,69 18

Berufliche Rehabilitation Ausgleichstaxfonds 16,03 20

Berufliche Rehabilitation Europäischer Sozialfonds 3,41 4

Integrative Betriebe 4,30 5

Summe Berufliche Rehabilitation und Integrative Betriebe 38,43 48

Pflege (Unterstützungsfonds) 7,90 10

Summe 80,83 100
1 Rundungsdifferenzen können auftreten.

Quellen: Bundessozialamt, RH
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Behindertenpass– und Kündigungsverfahren, sowie rund acht VBÄ 
im Ärztlichen Dienst. Damit waren rd. 44 VBÄ bzw. rd. 45 % des Per-
sonals für berufliche Rehabilitation im weiteren Sinn eingesetzt.25 26 
Von 2004 bis 2010 stieg das für berufliche Rehabilitation verwendete 
Personal um rd. 46 %.27

(2) Die von der Landessozialabteilung verantworteten Nettoausgaben 
des Landes Steiermark betrugen im Jahr 2010 laut dem Landesrech-
nungsabschluss rd. 475,16 Mill. EUR.28 

25 Der RH ordnete auch die Ressourcen zur Ausstellung von Behindertenpässen die-
sem Bereich zu, da einerseits in diesem Verfahren der Grad der Behinderung festge-
stellt wurde, und z.B. für Qualifizierungsprojekte ein Grad der Behinderung von 30 % 
Voraussetzung war. Weiters wurden bestimmte Leistungen (z.B. bei Mobilitätsförde-
rungen) in Abhängigkeit von Eintragungen im Behindertenpass gewährt.

26 Weitere Bereiche waren: Sozialentschädigung rd. 9 VBÄ, Pflege rd. 7 VBÄ, Unterstüt-
zungsfonds rd. 5  VBÄ, Sonstige (z.B. Berufskunde, Sozialservice, Gleichstellung, Ermitt-
lung der Ausgleichstaxen) rd. 8 VBÄ, Beratung und Diagnostik für Kinder und Jugend-
liche rd. 9 VBÄ, Support/Overhead rd. 17 VBÄ (insgesamt unter Berücksichtigung von 
Rundungsdifferenzen rd. 98 VBÄ).

27 Aufgrund der Abwicklung der 24–Stunden–Pflege durch das Bundessozialamt stieg 
auch das Personal im Bereich Pflege (von rd. 2 auf rd. 7 VBÄ) an. Zwischen 2004 und 
2010 fanden Organisationsänderungen (z.B. Verschiebungen zwischen Projektabrech-
nung und Buchhaltung) statt, insbesondere Verschiebungen im Bereich Overhead und 
Berechnung der Ausgleichstaxe zwischen der Landesstelle Steiermark und der Bundes-
sozialamt–Zentrale bzw. Kompetenzzentren in anderen Landesstellen. Insgesamt redu-
zierte das Bundessozialamt (bundesweit) sein Personal von 2004 bis 2010 von rd. 692 auf 
rd. 626 VBÄ (um rd. 10 %).

28 Darin sind Anteile der Sozialhilfeverbände — wie im Landesrechnungsabschluss — nicht 
enthalten.
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Tabelle 2:  Von der Landessozialabteilung verantwortete Ausgaben des Landes  
Steiermark im Jahr 2010

Ansatz Bezeichnung Ausgaben Einnahmen1 Nettoausgaben

in EUR2

213 Sonderschulen3 358.350 1.930.065 – 1.571.715

410 Einrichtungen der allgemeinen 
Sozialhilfe3 18.424.257 22.127.662 – 3.703.405

411 Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe 241.173.364 97.659.576 143.513.788

412 Einrichtungen der Behindertenhilfe 4.207.352 3.841.838 365.514

413 Maßnahmen der Behindertenhilfe 151.520.755 10.277.874 141.242.881

417 Pflegesicherung 64.272.396 31.703.159 32.569.237

41 Summe 414 480.028.438 165.610.109 314.418.329

42 Freie Wohlfahrt 34.552.087 14.645.806 19.906.281

43 Jugendwohlfahrt 67.228.024 9.580.691 57.647.333

44 Behebung von Notständen 0 0 0

45 Sozialpolitische Maßnahmen 929.237 210 929.027

46 Familienpolitische Maßnahmen 0 0 0

48 Wohnbauförderung 72.521.560 1.310.900 71.210.660

 Summe 4 655.259.346 191.147.716 464.111.630

511 Familienberatung 467.194 33.126 434.068

5490 Schulung diplomierter Sozialarbeiter 81.953 81.953

781 Bildung und Beratung 14.892.107 2.702.008 12.190.099

 Gesamt 671.058.950 195.812.916 475.164.082
1  Einnahmen entstanden z.B. aus Eigenbeiträgen der Betroffenen. Soweit z.B. das Land Steiermark Pflegeplätze finanzierte, 

musste der Betroffene einen Teil seines Pflegegeldes bzw. seines Einkommens an das Land Steiermark abführen.
2 Rundungsdifferenzen können auftreten.
3  Sonderschulen und Einrichtungen der allgemeinen Sozialhilfe waren Anstalten der Fachabteilung 11. Die negativen 

Nettoausgaben ergaben sich aus den tatsächlichen Ausgaben dieser Heime bzw. Anstalten, die Einnahmen summierten sich 
aus den Tagsätzen.

4 Darin waren weiters enthalten 340.314 EUR für Kriegsopfer.

Quellen: Land Steiermark, RH
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Auf die Maßnahmen der Behindertenhilfen (Ansatz 413) entfielen 
rd. 141,24 Mill. EUR laut Landesrechnungsabschluss. Mit den in der 
Tabelle nicht dargestellten Anteilen der Sozialhilfeverbände machten 
die Mittel der Behindertenhilfe insgesamt rd. 224,18 Mill. EUR aus. 
Diese gliederten sich im Jahr 2010 in folgende Aufgabenbereiche auf:

Tabelle 3:  Ausgaben des Landes Steiermark und der Sozialhilfeverbände für Menschen 
mit Behinderung im Jahr 2010

Aufgabenbereich
Ausgaben 2010 Anteil

in Mill. EUR1 in %1

§ 8 Berufliche Eingliederung 18,16

§ 13 Lohnkostenzuschuss 5,42

Zwischensumme berufliche Rehabilitation (§§ 8, 13) 23,58

§ 16 Beschäftigung in Tageseinrichtungen 65,56

Zwischensumme Beschäftigung (§§ 8, 13, 16) 89,14 40

§ 18 Wohnen in Einrichtungen 54,06

§ 19 Übernahme der Entgelte in Pflegeheimen 1,90

§ 20 Wohnen mit Mietzinsbeihilfe 0,37

§ 21 Hilfe zum Wohnen 4,55

Zwischensumme Wohnhilfen (§§ 18 bis 21) 60,87 27

§ 7 Erziehung und Schulbildung 24,80 11

§ 22 Entlastung Familie und Gestaltung der Freizeit 18,58 8

§ 5 Heilbehandlung 13,50 6

§ 6 Orthopädische Versorgung 1,14 6

§ 23 Übernahme der Fahrtkosten 11,10

§ 9 Lebensunterhalt 5,04 2

Gesamtsumme Ausgaben 2010 224,18 100

1 Rundungsdifferenzen können auftreten.

Quelle: Land Steiermark
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Der Bereich Beschäftigung (Berufliche Eingliederung, Lohnkos-
tenzuschüsse, Beschäftigung in Tageseinrichtungen) war mit 
rd. 89,14 Mill. EUR (rd. 40 %) der größte Ausgabenbereich vor Wohn-
hilfen mit rd. 60,87 Mill. EUR (rd. 27 %).

Im Bereich berufliche Rehabilitation (Berufliche Eingliederung und 
Lohnkostenzuschüsse) betrugen die Ausgaben im Land Steiermark im 
Jahr 2010 rd. 23,58 Mill. EUR bzw. rd. 10 % der gesamten Ausgaben 
für Menschen mit Behinderung.

Der Dienstpostenplan der Landessozialabteilung wies im Jahr 2010 
rd. 135 VBÄ aus, rd. 20 VBÄ davon für Fragen des Behindertenwe-
sens.29 Diese bearbeiteten — in verschiedenen Referaten — Rechtsfragen 
(Berufungen, Genehmigung von Einrichtungen, fachliche Oberbehörde 
für die Bezirkshauptmannschaften), die Sozialplanung, Qualitätskon-
trolle und Abrechnung bzw. Budgetierung. Wie viele Personen sich 
mit beruflicher Rehabilitation befassten, konnte nicht erhoben werden.

(3) Das AMS Steiermark setzte im Jahr 2010 rd. 31,54 Mill. EUR für Men-
schen mit Vermittlungseinschränkungen ein, die PVA rd. 6,67 Mill. EUR 
für berufliche Rehabilitation.

29 Führungskräfte wurden vom RH dabei zu je einem Drittel dem Behindertenwesen zuge-
ordnet.

Tabelle 4:  Ausgaben in der Steiermark für berufliche 
Rehabilitation von Menschen mit Behinderung 
im Jahr 2010

in Mill. EUR1 in %

Bundessozialamt 38,43 38

Land Steiermark 24,57 24

AMS Steiermark 31,54 31

PVA 6,67 7

Summe 101,20 100
1 Rundungsdifferenzen können auftreten.

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, AMS, PVA
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Insgesamt standen somit zur beruflichen Rehabilitation von Menschen 
mit Behinderung in der Steiermark 2010 rd. 101,20 Mill. EUR zur Ver-
fügung.30 Der Anteil des Bundessozialamtes betrug rd. 38 %, jener 
des Landes rd. 24 %.

 4.2 Der RH stellte fest, dass das Bundessozialamt im Bereich beruflicher 
Rehabilitation inhaltlich und bezüglich der Personalausstattung seinen 
Schwerpunkt setzte. Zu seiner Eigendarstellung als zentrale Anlauf-
stelle für Menschen mit Behinderung wies der RH allerdings darauf 
hin, dass das Land mit rd. 224,18 Mill. EUR in diesem Bereich etwa 
doppelt so hohe Ausgaben aufwies.

Von den Gesamtausgaben für den Bereich der beruflichen Rehabilitation 
von rd. 101,20 Mill. EUR entfielen rd. 38,43 Mill. EUR auf das Bundes-
sozialamt; das Land Steiermark finanzierte davon rd. 24,57 Mill. EUR, 
obwohl es sich als bloß subsidiärer Anbieter sah. Insofern sah der RH 
die Positionierungen des Bundessozialamtes als zentraler Ansprech-
partner und des Landes Steiermark als subsidiärer Träger durch die 
Zahlen nicht bestätigt.

Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, die Positionierung von Bundessozialamt und Land Stei-
ermark vor dem Hintergrund der tatsächlich erbrachten Leistungen 
zu evaluieren.

 4.3 (1) Das BMASK führte aus, die ursprünglich auf der politischen Ebene 
akkordierte Aufgabenverteilung anhand der Abgrenzung beruflicher ver-
sus sozialer Rehabilitation stelle weiterhin die Leitlinie für die Überprü-
fung der Positionierung dar. Es erscheine im Hinblick auf das gesetz-
liche Instrumentarium nach wie vor überzeugend, Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation mit der Zielrichtung der Eingliederung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt dem Bundessozialamt anzuvertrauen. Das 
Behinderteneinstellungsgesetz erkläre es ausdrücklich zu einer Zustän-
digkeit des Bundes, die in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 
zur beruflichen Eingliederung vorzunehmen.

Die Länder sollten primär für jene Menschen mit Behinderung Leis-
tungen erbringen, die für den ersten Arbeitsmarkt (noch) nicht in 
Betracht kommen.

30 Demgegenüber lag z.B. das Budget von Jugend am Werk Steiermark (mit Leistun-
gen an das AMS Steiermark, das Bundessozialamt und das Land Steiermark) bei 
rd. 30 Mill. EUR und 600 VBÄ.
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Faktum bleibe aber, dass eine bessere Abstimmung und Abgrenzung 
der Aufgaben zwischen den beiden Gebietskörperschaften sowohl für 
die Verwaltung als auch für den hilfesuchenden Bürger Vorteile mit 
sich brächte.

Weiters bezweifelte das BMASK die im Bericht genannten Daten hin-
sichtlich des Landes Steiermark. Die Mittel für Lohnförderungen wür-
den zwar den ersten Arbeitsmarkt betreffen, die übrigen Maßnahmen-
arten würden jedoch eher im Vorfeld zum ersten Arbeitsmarkt oder in 
Einrichtungen der Tagesstrukturierung eingesetzt. Als Folge dieser Ein-
schätzung hielt das BMASK weiterhin das Bundessozialamt für den 
größten Anbieter für berufliche Rehabilitation.

(2) Der Stellungnahme des Landes Steiermark war vorangestellt, dass 
vom zuständigen Mitglied der Landesregierung der Auftrag ergangen 
sei, eine Aufgabenentflechtung zwischen Bund und Land im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung herbei-
zuführen.

Der Bericht des RH werde vom Land Steiermark zum Anlass genom-
men, die Zuständigkeiten und den Subsidiaritätsbegriff zu schärfen 
und Parallelitäten zum Bundessozialamt abzubauen.

Nach erfolgter Aufgabenentflechtung werde ein institutionalisier-
ter Abstimmungsmechanismus mit dem Bundessozialamt, aber auch 
mit anderen Kostenträgern wie dem AMS oder der Gebietskranken-
kasse implementiert. Durch eine strategische Kooperation sollten neue 
Überschneidungen vermieden und eine abgestimmte Angebotsplanung 
erreicht werden. Die Notwendigkeiten dafür seien im Bericht des RH 
ausreichend erläutert.

 4.4 (1) Hinsichtlich des vom BMASK bezweifelten Bezugs der Maßnah-
men des Landes Steiermark auf den ersten Arbeitsmarkt verwies der 
RH zunächst auf Tabelle  3, in der eine klare Trennung der Maßnah-
men der Tagesstrukturierung von jenen der beruflichen Rehabilitation 
erfolgt. Innerhalb der Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation gab 
es —  wie in Abbildung  1 (TZ  7) dargestellt  — durchaus Unterschiede in 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Zielgruppen für die einzel-
nen Maßnahmen. Tatsächlich setzten die Maßnahmen des Bundessozi-
alamtes häufig eine höhere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit voraus 
als die Maßnahmen des Landes Steiermark. Die Rechtsgrundlagen für 
die angeführten Landesleistungen (siehe Tabelle  6 unter TZ  7) zeigten 
jedoch bei allen angeführten Maßnahmen eine klare Zielsetzung der 
Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt. Der RH hielt daher an der 
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getroffenen Zuordnung der Maßnahmen und des Gebarungsvolumens 
zur beruflichen Rehabilitation fest.

(2) Hinsichtlich der vom BMASK und dem Land Steiermark ange-
strebten (Neu)Positionierungen beurteilte der RH die Entflechtung der 
Zuständigkeiten und die angestrebte gemeinsame Steuerung der Maß-
nahmen von Bundessozialamt und Land Steiermark grundsätzlich posi-
tiv.

Er wies aber darauf hin, dass eine „Schärfung“ des Subsidiaritäts-
begriffs beim Land bei gleichbleibender Ausrichtung des BMASK 
auch Risiken birgt. Allein zwischen 2008 und 2010 erhielten nämlich 
4.635  Personen mit Behinderung seitens des Landes Steiermark För-
derungen zur beruflichen Rehabilitation, nachdem in individuellen, 
multidisziplinären Gutachten ein entsprechender Bedarf und auch eine 
entsprechende Erfolgschance festgestellt wurden.

Würden diese Leistungen nunmehr eingestellt, könnten wesentlich 
weniger Personen Versuche am ersten Arbeitsmarkt unternehmen. Eine 
solche Entscheidung sollte nicht ohne eine Abschätzung von Folge-
kosten getroffen werden, da bei einer Reduktion von Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation später — mangels eigenem Arbeitsverdienst 
der Betroffenen — höhere Versorgungskosten entstehen könnten. Der 
RH verwies diesbezüglich auf seine Empfehlungen zu einer gemein-
samen Angebotsplanung (TZ 21) und einem gemeinsamen, übergrei-
fenden Controlling, das es ermöglicht, auch den Erfolg der eingesetz-
ten Maßnahmen zu beurteilen (TZ 27).

Der RH hob hervor, dass er als Reaktion auf die Verflechtung der Leis-
tungen des Bundes und des Landes nicht einfach eine Reduktion der 
Gesamtleistungen für die berufliche Rehabilitation von Menschen mit 
Behinderung durch Einstellung entsprechender Maßnahmen seitens 
des Landes empfohlen hatte. Der RH hatte vielmehr — ohne Aussage 
zum Gesamtvolumen der Maßnahmen — eine bessere Abgrenzung der 
Aufgaben hinsichtlich ihrer Zielgruppen und der Maßnahmenarten 
bzw. eine Verbesserung der Kooperation zwischen Bundessozialamt 
und Land Steiermark vorgeschlagen. Dafür wäre eine bloße Beibehal-
tung der Positionierung des Bundessozialamtes bzw. eine bloße Rück-
nahme von Leistungen des Landes Steiermark nach Ansicht des RH 
nicht ausreichend. Notwendig wäre vielmehr eine strategische Koope-
ration wie in TZ 34 dargestellt.
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 5.1 (1) Seit dem Jahr 2010 galt in Österreich für alle Gebietskörperschaften 
die UN–Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung. 
Sie definierte als Menschen mit Behinderung jene Personen, die lang-
fristige körperliche, seelische oder geistige Sinnesbeeinträchtigungen 
haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an 
der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft hindern können.31

(2) Das Bundessozialamt und das Land Steiermark gewährten nur an 
Personen Leistungen, die in ihre jeweilige Zielgruppe fielen. Diese 
grenzten sie über ihre Definitionen von „Behinderung“ ab, die sehr 
unterschiedliche Konstellationen eindeutig regeln mussten. Unter den 
vom RH zufällig ausgewählten Fällen32 waren z.B.:

–  eine Person mit spastischen Lähmungen,

–  eine Person, die wegen Bandscheibenvorfällen ihren erlernten Beruf 
nicht mehr ausüben konnte,

–  eine Person, die nach einer Operation einen Katheter benötigte und 
deshalb vom Arbeitgeber mit Kündigung bedroht wurde,

–  eine Person, die süchtig nach Alkohol und Barbituraten war,

–  ein Jugendlicher mit großen Lernschwierigkeiten und

–  eine Person mit Übergewicht und Gelenksproblemen.

31 Diese Definition baut auf den Entwicklungen der Weltgesundheitsorganisation auf, die 
im Jahr 1980 „impairment“ (Schädigung), „disability“ (Beeinträchtigung) und „handi-
cap“ (Behinderung als soziales Thema) unterschied. Mitte der 1990er Jahre überarbeitete 
sie diese Definition und erstellte eine umfassende Kodifizierung („ICF“) nach den Krite-
rien Körperfunktion, Körperstruktur, Aktivität und Teilhabe sowie Umweltfaktoren.

32 Das Operationelle Programm Beschäftigung Österreich 2007 bis 2013 gab an, dass von 
den Förderungsfällen des Jahres 2004 rd. 34 % der Behinderten eine körperliche Behin-
derung hatten, rd. 16 % eine psychische Beeinträchtigung, rd. 15 % waren geistig beein-
trächtigt, rd. 9 % sinnesbehindert, rd. 26 % hatten eine lern– oder emotional–soziale 
Beeinträchtigung (S. 80).

Überschneidungen 
der Zielgruppen

Schnittstellen



Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und 
Bundessozialamt – Koordination und Parallelität

BMASK

Bund 2012/12  193

Schnittstellen

Die begrifflichen Vorstellungen von Behinderung waren sehr unter-
schiedlich:

–  Konzeptionell konnte z.B. jeder Brillenträger als Mensch mit Behin-
derung erfasst sein.

–  Rund 20,5  % der Österreicher fühlten sich selbst (nach einer vom 
BMASK beauftragten Mikrozensus Erhebung im Jahr 2008) dau-
erhaft gesundheitlich beeinträchtigt, das waren hochgerechnet 
rd.  1,7  Mill. Menschen.33 

–  Die Zahl der Begünstigten Behinderten (arbeitsfähige Personen 
im erwerbsfähigen Alter ab 50 %–Grad der Behinderung) lag bei 
94.753.34 

–  Rund 20.000  Personen befanden sich im Jahr 2010 bundesweit in 
Einrichtungen der Beschäftigungstherapie der Länder (und waren 
so schwer beeinträchtigt, dass ein Einsatz am ersten Arbeitsmarkt 
als unrealistisch eingeschätzt wurde).35

(3) Das Bundessozialamt orientierte sich bei der Definition seiner Ziel-
gruppe grundsätzlich am Begriff des Begünstigten Behinderten. Dafür 
war einerseits ein Grad der Behinderung von mehr als 50 % erforder-
lich, andererseits musste die erwartete Arbeitsleistung bei mindestens 
50 % der Leistung eines Gesunden liegen. Der Grad der Behinderung 
war in einer Einschätzungsverordnung bzw. einer 82–seitigen Anlage 
aufgrund überwiegend medizinischer Kriterien bestimmt.36 Weder der 
Beruf oder die Ausbildung, noch das spezifische Umfeld (etwa die Ver-
fügbarkeit von Angehörigen oder das bauliche Umfeld) waren relevant. 
So bedeutete eine Querschnittlähmung einen Grad der Behinderung 
von 100 %37, auch wenn Arbeiten am Schreibtisch voll möglich waren.

Manche Betroffene hielten den mit dem Status des Begünstigten Behin-
derten verbundenen Kündigungsschutz bei der Arbeitssuche für hin-
derlich. Das Bundessozialamt gewährte seine Förderungen daher zum 
Teil auch „Begünstigbaren Behinderten“, das waren Personen, die zwar 
die Voraussetzungen als Begünstigte Behinderte erfüllten, diesen Sta-

33 Nationaler Aktionsplan für Behinderung, Entwurf Dezember 2011, S. 3
34 Nationaler Aktionsplan für Behinderung, Entwurf Dezember 2011, S. 57
35 Deloitte, Analyse des Investitionsvorhabens im Bereich sozialversicherungsrechtliche 

Absicherung von Menschen mit Behinderung in der Beschäftigungstherapie, S. 14 und 
16 (24. November 2011)

36 BGBl. II Nr. 261/2010
37 Punkt 04.03.03 der Anlage zur Einschätzungsverordnung (ständiger Einsatz eines Roll-

stuhls)
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tus jedoch nicht beantragten. Für bestimmte Förderungen bestanden 
besondere (abweichende) Vorgaben (z.B. genügte ein Grad der Behin-
derung von mehr als 30 % für Qualifizierungsprojekte).

(4) Das Land Steiermark definierte Behinderung im StBHG als „dau-
erhafte, wesentliche Beeinträchtigung“ unabhängig von der Arbeits-
fähigkeit, schloss aber altersbedingte Beeinträchtigungen und Krank-
heiten bzw. deren Folgewirkungen wieder aus, wenn Ansprüche aus 
der Sozialversicherung bestanden. Obwohl in § 2 Abs. 4a StBHG eine 
Verordnungsermächtigung bestand, gab es keine weitere Konkretisie-
rung. Die Beurteilung erfolgte anhand von Gutachten der Amtsärzte 
nach medizinischen Kriterien. Eine Oberbegutachtung gab es nicht.

Während das Bundessozialamt bei der Beurteilung der Betroffenen 
einen prozentuell festgelegten „Grad der Behinderung“ definierte, sah 
das Land Steiermark eine Abstufung nur bei bestimmten Leistungen 
vor. Dabei erfolgte eine Einstufung in die Kategorien „leicht“, „mit-
tel“, „hoch“ und „höchst“ anhand von Kriterien, die am System der 
„Internationalen Klassifizierung der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit“ der Weltgesundheitsorganisation angelehnt waren. 
Dabei waren auch Kriterien der Partizipation an bestimmten Lebens-
situationen und Umweltfaktoren (z.B. Unterstützung durch Angehö-
rige) berücksichtigt. Die Einstufung in die Schweregrade erfolgte nach 
psychologischen und pädagogischen Gutachten.

(5) Dass die Behindertenbegriffe des Bundessozialamtes und des Lan-
des Steiermark weder deckungsgleich noch überschneidungsfrei waren, 
wirkte sich z.B. in folgenden vom RH analysierten Fällen aus:

—  Ein Betroffener (mit orthopädischen Problemen) war als Begünstig-
ter Behinderter mit einem Grad der Behinderung von 50 % einge-
stuft, erhielt jedoch keine Leistungen aus dem StBHG, da er nach 
Ansicht der Sachverständigen nicht „wesentlich“ beeinträchtigt war.

—  Ein Betroffener erhielt vom Land Steiermark berufliche Eingliede-
rungshilfe und hatte bereits 66 Monate (sozialversichert) gearbeitet, 
wurde jedoch von der PVA als nicht arbeitsfähig eingeschätzt. Er 
fiel damit nicht in die Zielgruppe des Bundessozialamtes für beruf-
liche Rehabilitation.

—  Ein Betroffener wurde seitens der PVA als psychisch krank beur-
teilt. Vor einer Maßnahme zur beruflichen Rehabilitation sei daher 
eine stationäre Heilbehandlung nötig. Demgegenüber beurteilte das 
Land Steiermark die psychische Beeinträchtigung als Behinderung 
und gewährte Hilfe zur beruflichen Eingliederung.
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(6) Aufgrund der unterschiedlichen Definitionen musste jede Behörde 
eine Behinderung für ihren Wirkungsbereich neu beurteilen, auch 
wenn eine andere Behörde bereits eine Behinderung festgestellt hatte. 
Betroffene konnten so im Kontext der beruflichen Rehabilitation38 vom 
Amtsarzt, einem vom Land Steiermark als Dienstleister eingesetzten 
Verein und vom Bundessozialamt, aber auch vom zuständigen Pensi-
onsversicherungsträger und dem AMS begutachtet werden. 

Eine Abstimmung der Gutachten erfolgte nur eingeschränkt (z.B. bei 
der Feststellung der Arbeitsfähigkeit zwischen PVA und AMS und bei 
der Feststellung des Ausmaßes der Minderleistung für Lohnkostenför-
derungen zwischen dem Bundessozialamt und dem Land Steiermark). 
Eine grundlegende Vereinheitlichung war bereits im Jahr 2005 im 
Rahmen einer Arbeitsgruppe angedacht aber nicht umgesetzt worden.

(7) Im Jahr 1988 ersuchte der Nationalrat die damalige Bundesregie-
rung, unterschiedliche Behinderungsbegriffe nach Möglichkeit zu ver-
einheitlichen. Aufgrund der Zersplitterung des Rechtsbereichs auf über 
90 Bundes– und Landesgesetze hielt die Bundesregierung dies jedoch 
für unmöglich.

 5.2 Der RH stellte fest, dass die Zielgruppen der Behindertenhilfe des Bun-
dessozialamtes und des Landes Steiermark unterschiedlich definiert 
waren. Es mussten daher beide Entscheidungsträger gesondert beur-
teilen, ob im Einzelfall eine Behinderung vorlag. Dies verursachte 
zusätzlichen Aufwand für die Verwaltungsbehörden sowie Unsicher-
heiten und mehrfache Begutachtungen für die Betroffenen.

Die Kriterien des Bundessozialamtes waren auf 82 Seiten detailliert 
dargestellt, während die Gutachter des Landes mit einer abstrakten 
Gesetzesformulierung das Auslangen finden mussten.

Der RH wies darauf hin, dass seit dem Jahr 2010 die UN–Konvention 
als völkerrechtlicher Vertrag für alle Gebietskörperschaften gleicher-
maßen galt, der eine aktuelle Begriffsdefinition bot.

Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, auf Basis der UN–Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung eine Vereinheitlichung der Behindertenbegriffe 
anzustreben. In der Folge wäre eine klare Abgrenzung der Zielgruppen 
des Bundessozialamtes und des Landes Steiermark zu entwickeln und 
möglichst in einer einzigen Begutachtung des Betroffenen alle rele-

38 Dazu kamen gegebenenfalls noch der zuständige Krankenversicherungsträger, ein Pfle-
gegeldgutachter und ein gerichtlicher Gutachter im Verfahren zur Bestellung eines 
Sachwalters für andere Leistungen.
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vanten Kriterien zu überprüfen, um den Verwaltungsaufwand und die 
Belastungen der Betroffenen so gering wie möglich zu halten.

 5.3 (1) Das BMASK führte zur Vereinheitlichung des Behindertenbegriffs 
aus, dass für den Bundesbereich eine gesetzliche Definition der Behin-
derung beinahe wortident im Behinderteneinstellungsgesetz, im Bun-
desbehindertengleichstellungsgesetz und im Bundesbehindertengesetz 
Verwendung finde.

Zur Abgrenzung der Zielgruppen biete es sich auf Basis der bestehen-
den Rechtsvorschriften aus Sicht des BMASK an, dem Bundessozial-
amt die vom Behinderteneinstellungsgesetz umschriebene Personen-
gruppe zuzuordnen (sich also am ersten Arbeitsmarkt zu orientieren), 
während für Menschen mit Behinderung, die für eine Erwerbstätigkeit 
am ersten Arbeitsmarkt nicht in Betracht zu ziehen seien, die Zustän-
digkeit des Landes vorgesehen wäre.

Zur Konzentration der Begutachtungen führte das BMASK aus, der-
zeit werde die legistische Umsetzung der Vereinheitlichung der Voraus-
setzungen und der Konzentration der Verfahren beim Bundessozialamt 
geprüft. Im Oktober  2012 habe ein Gesetzesvorschlag des Minister-
rates vorgeschlagen, die Ausstellung der Parkausweise nach §  29b  StVO 
(siehe TZ  10) in die Zuständigkeit des Bundessozialamtes zu übertragen.

(2) Das Land Steiermark begrüßte die Empfehlung des RH, die unter-
schiedlichen Behindertenbegriffe zu vereinheitlichen. Ihre Umsetzung 
stelle den ersten Schritt dar, um die Zuständigkeiten und Zielgruppen 
klarer abzugrenzen. Danach sollte eine gegenseitige Anerkennung von 
Gutachten bzw. eine gemeinsame Begutachtung erfolgen.

 5.4 Der RH stellte zur Vereinheitlichung des Behindertenbegriffs klar, dass 
eine Einheitlichkeit im Bundesbereich zwar positiv zu beurteilen ist, 
aber auch eine Vereinheitlichung mit den im Landesbereich verwen-
deten Begrifflichkeiten anzustreben wäre.

Im Übrigen bewertete er die in Aussicht gestellten Maßnahmen einer 
verbesserten Abgrenzung der Zielgruppen und einer Konzentration 
der Gutachten positiv.
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Gesetzliche Grundlagen

 6.1 (1) Das zentrale Rechtsinstitut des Bundessozialamtes zur beruflichen 
Eingliederung von Menschen mit Behinderungen war — wie unter TZ 2 
ausgeführt — das BEinstG. Es sah u.a. Lohnförderungen, die Finanzie-
rung technischer Adaptierungen von Arbeitsplätzen, Ausbildungsmaß-
nahmen und begleitende Hilfen vor. Auf die Förderungen bestand kein 
Rechtsanspruch.

(2) § 3 StBHG normierte mehrere Leistungen für Menschen mit Behin-
derung im Zusammenhang mit beruflicher Rehabilitation:

—  Nach § 8 konnte als „Hilfe zur beruflichen Eingliederung“ Hilfe zur 
Ausbildung bzw. Umschulung, zur Erprobung auf einem Arbeits-
platz oder zur Erreichung eines Arbeitsplatzes gewährt werden.

—  Nach § 13 konnte ein Lohnkostenzuschuss gewährt werden, um 
einem Menschen, der wegen seiner Beeinträchtigung mit Nicht-
behinderten auf dem Arbeitsmarkt nicht mit Erfolg konkurrieren 
konnte, auf einem geeigneten Arbeitsplatz das kollektivvertragliche 
Entgelt zu sichern.

—  Nach § 14a konnte — neben einem Lohnkostenzuschuss — Hilfe zur 
beruflichen Eingliederung durch betriebliche Arbeit gewährt wer-
den. Diese Hilfeleistung umfasste die erforderliche sozialpädago-
gische Unterstützung durch einen gemeinnützigen Beschäftigungs-
betrieb.

—  Nach § 15 konnte weiters „unterstützte Beschäftigung“ geleistet wer-
den. Dabei arbeitete der Mensch mit Behinderung in einem Betrieb 
der freien Wirtschaft und erhielt persönliche Assistenzleistungen.

 6.2 Der RH wies darauf hin, dass die Schlüsselkonzepte der beruflichen 
Rehabilitation, nämlich Lohnförderungen, Assistenzleistungen am 
Arbeitsplatz, Qualifizierungsmaßnahmen sowie Transit– und Dauer-
arbeitsplätze sowohl im BEinstG als auch im StBHG enthalten waren. 
Eine klare Abgrenzung der Leistungsarten bestand daher nicht.

Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, bereits auf gesetzlicher Ebene auf eine möglichst klare 
Abgrenzung der Leistungsarten hinzuwirken.

Überschneidung 
der angebotenen 
Leistungsarten
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 6.3 (1) Das BMASK führte aus, mögliche Doppelgleisigkeiten könnten durch 
eine klare Abgrenzung der Zielgruppen, wie sie zu TZ 5 dargelegt wurde, 
vermieden werden. Dann könnten auch gleichartige Leistungen gewährt 
werden, ohne dass die Gefahr der Doppelgleisigkeit bestünde.

(2) Das Land Steiermark sagte zu, eine Aufgabenabgrenzung anzustre-
ben und seinen Subsidiaritätsbegriff zu präzisieren.

 6.4 Der RH stellte zunächst fest, dass die Abgrenzung nur über die Ziel-
gruppen sich bisher als sehr schwierig erwiesen hatte. Häufig war es 
eine Frage des Ermessens oder auch der verfügbaren Mittel, wer am 
ersten Arbeitsmarkt unterstützt werden konnte und wer in Einrich-
tungen zur Tagesstrukturierung betreut werden sollte. Da im einen Fall 
der Bund die Kosten zu tragen hätte, im anderen Fall aber das Land,  
wäre  eine  umstrittene Schnittstelle möglich.

Weiters wies der RH darauf hin, dass das Bundessozialamt Maßnahmen 
der Privatwirtschaftsverwaltung (im Rahmen der budgetären Vorgaben) 
anbot, das Land Steiermark jedoch einen Rechtsanspruch gewährte. Im 
Extremfall hätte daher das Land Steiermark auch dann Leistungen der 
beruflichen Rehabilitation zu erbringen, wenn ein Betroffener grund-
sätzlich in die Zielgruppe des Bundessozialamtes fiele, dieses jedoch 
keine Mittel zur Verfügung stellen könnte.

Der RH hielt daher eine genauere Abgrenzung der Zielgruppen zwar 
für sinnvoll, jedoch nicht für ausreichend.

Umsetzung bei trägerbasierten Leistungen

 7.1 (1) Das BMASK konkretisierte gemäß § 6 Abs. 3 BEinstG die Förde-
rungen des Bundessozialamtes in Richtlinien. Die folgende Tabelle zeigt 
einen Auszug der wesentlichen Leistungsarten, die über Maßnahmen-
träger erfolgten:
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Die Leistungen waren mit Ausnahme der persönlichen Assistenz am 
Arbeitsplatz und der Beschäftigung in einem integrativen Betrieb nur 
befristet möglich.39 Sie konnten, soweit ein aufrechtes Dienstverhält-
nis bestand, mit Lohnförderungen kombiniert werden.

39 Arbeitsassistenz maximal ein Jahr (Verlängerungsantrag in Sonderfällen möglich), 
Clearing sechs Monate, Berufsausbildungsassistenz abhängig von der Lehrdauer, Job-
coaching sechs Monate

Tabelle 5:  Leistungen des Bundessozialamtes im Bereich beruflicher Rehabilitation von 
Menschen mit Behinderung

Leistung Ziel bzw. Beschreibung Zielgruppe

Clearing Abklärung der Perspektiven für Beruf 
bzw. Ausbildung am Übergang Schule–
Beruf 

Alter 13-24, sonderpädagogischer 
Förder bedarf, sozialemotionale Beein-
trächtigung, Behinderung

Berufsausbildungs-
assistenz

Ermöglichen einer integrativen Berufs-
ausbildung (Lehre) durch Unterstützung 
von Arbeitgeber und Dienstnehmer

Jugendliche mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die vom AMS nicht in eine 
Lehrstelle vermittelt werden können

Arbeitsassistenz Unterstützung der Integration im Ar-
beits leben durch Beratung (z.B. Gestal-
tung von Arbeitsprozessen)

Menschen mit Behinderung am ersten 
Arbeitsmarkt

Jobcoaching Intensive Unterstützung (z.B. Einschu-
lung auf einen Arbeitsplatz)

Menschen mit schwerer Behinderung 
und deren Arbeitgeber

Persönliche Assistenz 
am Arbeitsmarkt 

Physische Unterstützung bei Tätig-
keiten, die aufgrund der Behinderung 
nicht möglich sind (z.B. bei manuellen 
Tätigkeiten)

Berufstätige ab Pflegestufe 5 (bzw. 
3), die persönliche Unterstützung am 
Arbeitsplatz brauchen 

Qualifizierungs-
projekte

Vorbereitung (max. 3 Jahre) auf den 
ersten Arbeitsmarkt in einer realen 
Arbeitssituation, Ziel: Vermittlung am 
ersten Arbeitsmarkt 

Langzeitarbeitslose mit Behinderung 

Beschäftigungs-
projekte

Transitarbeitsplatz (max. 2 Jahre) 
zur Qualifizierung für eine bestimmte 
Tätigkeit, Ziel: Vermittlung am ersten 
Arbeitsmarkt 

Langzeitarbeitslose mit Behinderung

Beschäftigung in 
einem integrativen 
Betrieb 

Bereitstellung von Arbeitsplätzen (da-
neben Berufsvorbereitung und Dienst-
leistungen an andere Betriebe) 

Menschen mit Behinderung, die (noch) 
nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt 
tätig sein können, aber mehr als 50 % 
Leistungsfähigkeit aufweisen

Quellen: Bundessozialamt, RH
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(2) Das Land Steiermark konkretisierte die gesetzlichen Leistungen in 
der Leistungs– und Entgeltverordnung. Die folgende Übersicht fasst 
die Leistungsbeschreibungen40 dieser Verordnung zusammen:41

Nach § 4 Abs. 1 StBHG war eine Befristung der zuerkannten Leistun-
gen möglich, aber nicht zwingend. Bei der Leistung Berufliche Ein-
gliederung durch betriebliche Arbeit konnte auch ein Lohnkostenzu-
schuss gewährt werden.

40 Die Leistungen der beruflichen Eingliederungshilfe nach § 8 StBHG schlossen konzep-
tionell an die Beschäftigung in Tageswerkstätten an. Dort stand nicht die Vermittlung 
bzw. Vorbereitung auf den ersten Arbeitsmarkt, sondern die sinnvolle Gestaltung des 
Tagesablaufs im Mittelpunkt.

41 Voraussetzung aller beschriebenen Leistungen war die Zugehörigkeit zur Zielgruppe 
und die Beendigung der Schulpflicht.

Tabelle 6:  Leistungen des Landes Steiermark für berufliche Eingliederung nach der Leis-
tungs- und Entgeltverordnung

Leistung Ziel bzw. Beschreibung Zielgruppe

Berufliche Eingliede-
rung in Werkstätten

Beratung, Kennenlernen von Arbeits-
situationen, Training, Praktika am 
ersten Arbeitsmarkt, Weiterbildung, 
Erlangung eines Arbeitsplatzes mit 
Folgebegleitung

Klienten, die bei richtigen 
Rahmenbedingungen produkt– und 
dienstleistungsorientiert arbeiten 
können

Berufliche Eingliede rung 
Arbeitstraining 

Hilfe bei der Suche von Vermittlungs-
praktika, Training in konkreten Arbeits-
situationen, Befähigung Arbeit zu 
finden und zu behalten; Dauer: max. 
2 Jahre

Klienten, bei denen eine berufliche 
Integration bereits abschätzbar ist

Berufliche Eingliede-
rung durch betrieb liche 
Arbeit

Einstellung in trägereigenen Betrieben; 
durch Anleitung, gemeinsame Arbeit 
und Betreuung: berufliche und soziale 
Stabilisierung; wenn möglich Ver-
mittlung in den ersten Arbeitsmarkt

Klienten mit Arbeitsfähigkeit zwischen 
25 % und 75 %, die trotz Lohn förde-
rung keine Perspektive am ersten Ar-
beitsmarkt haben 

Berufliche Eingliede-
rung für psychisch 
be ein trächtigte 
Personen – Diagnostik1  

Gewinnen fundierter Information 
über die eigene Arbeitsfähigkeit und 
Berufskompetenz (1 Monat)

Klienten ab 17 Jahren mit psychischen, 
psychosozialen oder psychiatrischen 
Beeinträchtigungen

Berufliche Eingliede-
rung für psychisch be-
einträchtigte Personen 
– Arbeits relevante 
Kompetenz förderung

Legen einer Basis für Arbeitsfähigkeit; 
Einstieg in Arbeitsprozess; Integration 
in den ersten Arbeitsmarkt, einen 
Transit– oder geschützten Dauer arbeits-
platz

Klienten ab 17 Jahren mit psychischen, 
psychosozialen oder psychiatrischen 
Beeinträchtigungen

1  Die Leistung der Diagnostik und die Leistung der Arbeitsrelevanten Kompetenzförderung können gleichzeitig erbracht 
werden, weil das Diagnoseverfahren einen Bezug zu einer Arbeitssituation bedingt.

Quellen: Land Steiermark, RH
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Vor Zuerkennung einer Leistung war ein Sachverständigengutach-
ten einzuholen, welches den individuellen Hilfebedarf bestimmte und 
einen Entwicklungs– und Hilfeplan erstellen sollte (§ 42 Abs. 5 StBHG, 
TZ 31).

(3) Der RH ordnete die Leistungsangebote nach dem Kriterium der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit des Betroffenen (Abbildung 1). Wei-
ter links dargestellte Maßnahmen sind in der folgenden Abbildung für 
Personen mit höherem Hilfebedarf konzipiert, weiter rechts dargestellte 
Maßnahmen für Personen mit geringerem Bedarf:

Abbildung 1:  Überblick über Leistungen des Bundessozialamtes und des Landes nach der „wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit“ des Betroffenen

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH

Bund 2012/.  
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 7.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMASK und das Land Steiermark 
die Konkretisierung der gesetzlichen Vorgaben insofern nicht für eine 
klare Abgrenzung der Leistungsarten genutzt hatten, als Personen mit 
der gleichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowohl Angebote des 
Bundessozialamtes als auch des Landes Steiermark offen standen (z.B. 
bei psychischen Beeinträchtigungen Qualifizierungs– oder Beschäfti-
gungsprojekte des Bundessozialamtes oder arbeitsrelevante Kompe-
tenzförderung des Landes Steiermark). Umgekehrt gab es z.B. bei bei-
den Stellen kein Angebot für dauerhafte begleitende Hilfen.

Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, bis zu einer gesetzlichen Entflechtung der Zuständigkeiten 
im Wege der Richtlinien bzw. Verordnungen eine klare Unterscheidung 
der Leistungsarten anzustreben.

 7.3 (1) Das BMASK führte wie zu TZ  6 aus, dass eine Abgrenzung der 
Zielgruppen ausreichend sei.

(2) Das Land Steiermark sagte zu, eine Aufgabenabgrenzung anzustre-
ben und seinen Subsidiaritätsbegriff zu präzisieren.

 7.4 Der RH hielt aus den zu TZ  6 näher ausgeführten Gründen neben den 
begrüßenswerten Maßnahmen zur Abgrenzung der Zielgruppen auch 
eine möglichst eindeutige Zuordnung der Maßnahmenarten für sinn-
voll und hielt daher an seiner Empfehlung fest.

Sonderverträge

 8.1 (1) Grundsätzlich gewährte das Land Steiermark trägerbezogene Maß-
nahmen nur nach den Leistungsbeschreibungen der Leistungs– und 
Entgeltverordnung. Davon waren jedoch in Sonderfällen Abwei-
chungen möglich (sogenannte Sonderverträge).42 Die im Jahr 2010 
vom Magistrat Graz bewilligten Leistungen entfielen zu rd. 25 % auf 
derartige Sonderverträge.

42 Wenn es das Wohl des Menschen mit Behinderung erforderte und die Leistung auf 
einem allgemein anerkannten Sonderkonzept beruhte (§ 43 Abs. 2a). Die Landesre-
gierung konnte auch zur Erprobung von neuen Leistungen Pilotprojekte genehmigen 
(§ 43 Abs. 3).



Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und 
Bundessozialamt – Koordination und Parallelität

BMASK

Bund 2012/12  203

Schnittstellen

(2) Durch die Sonderverträge ergaben sich weitere Überschneidungen 
mit Leistungen anderer Entscheidungsträger. Zum Beispiel erbrachten 
sowohl das AMS Steiermark als auch das Land Steiermark und das 
Bundessozialamt Leistungen der Berufsausbildungsassistenz.43

–  Wenn das AMS bestätigte, dass eine Vermittlung in ein reguläres 
Lehrverhältnis nicht erfolgen konnte und eine Beeinträchtigung 
vorlag, konnte eine sogenannte integrative Berufsausbildung (d.h. 
eine Teilqualifizierung oder eine verlängerte Lehre) erfolgen. Diese 
war durch eine Assistenzleistung zu begleiten (§ 8b Abs. 4 Berufs-
ausbildungsgesetz).

—  Erfolgte die integrative Berufsausbildung in einem Betrieb des freien 
Arbeitsmarkts, finanzierte das Bundessozialamt die Berufsausbil-
dungsassistenz (durch Träger, die grundsätzlich unabhängig vom 
Lehranbieter waren). Der Betreuungsschlüssel betrug 1:23. Das 
Leistungsangebot umfasste u.a. Beratung von Ausbildungsbetrie-
ben, Organisation der Begleitung am Ausbildungsplatz und Krisen-
intervention.

—  Soweit keine Plätze am freien Arbeitsmarkt verfügbar waren, finan-
zierte das AMS eine sogenannte überbetriebliche Ausbildung und 
organisierte die Berufsausbildungsassistenz mit. Deren Betreuungs-
schlüssel lag bei etwa 1:100, allerdings waren pädagogische Leis-
tungen bereits in der integrativen Berufsausbildung selbst enthal-
ten.

—  Für Personen, die auch eine konkrete Arbeitsanleitung im Betrieb 
benötigten, erbrachte das Land Steiermark zusätzliche Leistungen, 
z.B. „Berufsausbildungsassistenz plus“, „Vorlehre“ oder „Teilqua-
lifizierungslehre“. Der Betreuungsschlüssel z.B. bei der Leistung 
„Berufsausbildungsassistenz plus“ betrug 1:4,5.44

 8.2 Der RH wies darauf hin, dass das AMS Steiermark, das Bundessozial-
amt und aufgrund der Sonderverträge das Land Steiermark Unterstüt-
zungsleistungen bei integrativer Berufsausbildung finanzierten.

43 Nach § 8b Berufsausbildungsgesetz ist das Ausbildungsverhältnis (bei verlängerter 
Lehre oder Teilqualifizierung) durch die Berufsausbildungsassistenz zu begleiten. Im 
Gesetz sind u.a. die Festlegung der Ausbildungsziele, die Unterstützung der Einbin-
dung der Berufsschule in das Lehrverhältnis genannt.

44 Das Land anerkannte – ohne Anpassung der LEVO – diese Leistung bis zu einer allfäl-
ligen positiven Erledigung im Sinne eines Pilotprojekts nach § 45 Abs. 6 StBHG (im 
Rahmen des § 3 LEVO i.V.m. § 8 StBHG).
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Er bekräftigte daher seine Empfehlung (TZ 7), auf Ebene der Durch-
führungsvorschriften eine Entflechtung der Leistungen anzustreben.

 8.3 Das BMASK führte wie zu TZ 6 aus, dass eine Abgrenzung der Ziel-
gruppen ausreichend sei.

Das Land Steiermark sagte zu, eine Aufgabenabgrenzung anzustreben 
und seinen Subsidiaritätsbegriff zu präzisieren.

 8.4 Der RH hielt aus den zu TZ  6 näher ausgeführten Gründen neben den 
begrüßenswerten Maßnahmen zur Abgrenzung der Zielgruppen auch 
eine möglichst eindeutige Zuordnung der Maßnahmenarten für sinn-
voll und hielt daher an seiner Empfehlung fest.

Umsetzung bei Lohnförderungen an die Arbeitgeber

 9.1 (1) Im Jahr 2010 gewährte das Bundessozialamt 2.699 Lohnförderungen 
mit durchschnittlich rd. 375 EUR (rd. 12,14 Mill. EUR), das Land Stei-
ermark 1.065 Lohnkostenzuschüsse mit durchschnittlich rd. 385 EUR 
pro Monat (insgesamt rd. 5,36 Mill. EUR). Die folgende Tabelle zeigt 
wesentliche Parameter der Leistungsangebote im Überblick.
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Die Leistungen waren hinsichtlich ihrer Ziele und Voraussetzungen 
nicht überschneidungsfrei und hinsichtlich der Dauer und Höhe unter-
schiedlich. Zum Beispiel konnte eine Person, die einen bestehenden 
Arbeitsplatz trotz einer Beeinträchtigung aufrechterhalten wollte, eine 
Arbeitsplatzsicherungsbeihilfe vom Bundessozialamt oder einen Lohn-
kostenzuschuss vom Land Steiermark anstreben. Die Höhe der Förde-
rung richtete sich im ersten Fall nach dem Grad der Gefährdung des 
Arbeitsplatzes bzw. dem Alter des Betroffenen, im zweiten Fall nach 
der Minderleistung am konkreten Arbeitsplatz. Auch die mögliche Leis-
tungsdauer war unterschiedlich.

Tabelle 7:  Anspruchsvoraussetzungen für Lohnförderungen des Bundessozialamtes und 
des Landes Steiermark

Voraussetzung 
bzw. Ziel

Maßgeblich für 
die Höhe

Grenze 
in EUR

Dauer der 
Förderung

Zielgruppe

Lohnkostenzuschuss 
(Land Steiermark)

Entgeltsiche-
rung bei 
mangelnder 
Konkurrenz-
fähigkeit 
mit Nichtbe-
hinderten

Minder-
leistung1

5482 
(Härtefälle 
822)

auf Dauer 
möglich 
(zunächst 
18 Monate)

Behinderte im 
Sinn des StBHG 

Integrationsbeihilfe 
(Bundessozialamt)

Erlangung 
eines Arbeits-
platzes

Grad der 
Behinderung

5003 max. 1 Jahr 
(Jugendliche 
2 Jahre)

offen

Entgeltbeihilfe 
(Bundessozialamt)

Ausgleich der 
Minder leistung

Minder leistung 500 max. 2 Jahre 
(Verlängerung 
möglich)

nur 
begünstigte 
Behinderte

Arbeitsplatzsiche-
rungs beihilfe 
(Bundessozialamt)

Sicherung 
eines 
gefährdeten 
Arbeits platzes

Grad der 
Gefährdung 
des Arbeits-
platzes, Alter, 
Alternativen

700 max. 3 Jahre mind. 50 %– 
Grad der 
Behinderung, 
oder 
Begünstigt 
Behinderter

1  Z.B. ergab eine 20 %ige Minderleistung bei einem Entgelt von 1.000 EUR eine Förderung von 200 EUR. Die Minderleistung wurde 
von der Bezirksverwaltungsbehörde auf Basis einer Begutachtung durch einen Mitarbeiter des Bundessozialamtes festgestellt.

2  Die Förderung war gemäß § 27 StBHG mit dem Richtsatz für einen alleinstehend Unterstützten (im Jahr 2010: 548 EUR) 
begrenzt; in Härtefällen mit dem Eineinhalbfachen davon.

3  Diese Grenze änderte sich im Zeitverlauf. Von 2003 bis 2010 waren es 1.000 EUR. Von 1. Februar 2010 bis 28. Februar 2011  300 EUR 
bis 700 EUR für ein Jahr. Für Jugendliche konnte ein zweites Jahr gewährt werden. Von 1. März 2011 bis 31. Dezember 2011 
bei Maßnahmenbeginn ab dem 24. Lebensjahr mtl. 200 EUR bis 625 EUR für ein Jahr, für Jugendliche mtl. 400 EUR bis 500 EUR 
im 1. Jahr; 240 EUR bis 300 EUR im 2. Jahr. Die Höhe der Förderung richtete sich nach der Behinderung bzw. Einschränkung, 
Sinnesbehinderung, Mehrfachbehinderung oder der Schwere der Vermittelbarkeit. Vom 1. November 2007 bis 30. Juni 2009 galt 
die Bonusaktion „500“ mit besonderen Möglichkeiten.

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH
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(2) Auch das AMS Steiermark gewährte unter bestimmten Umständen 
zur Erlangung neuer Arbeitsplätze Lohnförderungen. Zur Abstimmung 
von Bundessozialamt, Land Steiermark und AMS Steiermark gab es 
verschiedene Verwaltungsvereinbarungen:

—  Das Land Steiermark und das AMS Steiermark teilten sich die Förde-
rungen zeitlich: Zuerst gewährte das AMS Steiermark für 18 Monate 
eine Eingliederungsbeihilfe nach § 34 Arbeitsmarktservicegesetz, 
im Anschluss bezahlte das Land für 18 Monate einen Lohnkosten-
zuschuss (Verlängerungen waren möglich). Das Land Steiermark 
erstellte zunächst einen Grundsatzbescheid und bei Beginn der Aus-
zahlung durch das Land einen Bescheid über die Höhe des Lohn-
kostenzuschusses. Vor dem Übergang der Zahlung vom AMS Stei-
ermark zum Land Steiermark musste der Arbeitgeber Kontakt mit 
dem Land Steiermark aufnehmen.

—  Im Zuge der Bereinigung von Schnittstellen zwischen dem Bun-
dessozialamt und dem AMS wechselte ab 1. Jänner 2012 für neue 
Dienstverhältnisse die Zuständigkeit für Integrationsbeihilfen vom 
Bundessozialamt zum AMS.

—  In einer Verwaltungsvereinbarung hatten das Bundessozialamt und 
das Land Steiermark vereinbart, dass für Begünstigte Behinderte die 
Zuständigkeit beim Bundessozialamt liegen sollte. Dennoch hatte 
auch diese Zielgruppe (subsidiär) einen Leistungsanspruch gegen das 
Land Steiermark. Für andere Personen gab es keine Vereinbarung. 
Sowohl das Land Steiermark als auch das Bundessozialamt muss-
ten bei der jeweils anderen Stelle nachfragen, ob bereits eine Lohn-
förderung gewährt wurde, bevor sie Anträge bearbeiten konnten.

 9.2 Der RH wies darauf hin, dass sowohl das Bundessozialamt als auch 
das Land Steiermark Lohnförderungen gewährten und Ressourcen zu 
deren Prüfung und Bewilligung vorhielten. Es entstand zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand durch wechselseitige Nachfragen und die Zwei-
teilung in einen Grundsatzbescheid und einen Bescheid über die Höhe 
des Zuschusses. Arbeitgeber mussten vor dem Zahlungsübergang vom 
AMS Steiermark zum Land Steiermark rechtzeitig Kontakt mit dem 
Land Steiermark aufnehmen. Für Betroffene und Unternehmer war die 
Orientierung erschwert.

Der RH wiederholte daher seine Empfehlung (TZ 6 bis 8), auf gesetz-
licher Ebene bzw. durch Durchführungsvorschriften eine Entflechtung 
der Leistungen durchzuführen.
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 9.3 (1) Das BMASK führte wie zu TZ 6 aus, dass eine Abgrenzung der 
Zielgruppen ausreichend sei.

(2) Das Land Steiermark sagte zu, eine Aufgabenabgrenzung anzustre-
ben und seinen Subsidiaritätsbegriff zu präzisieren.

 9.4 Der RH hielt aus den zu TZ  6 näher ausgeführten Gründen neben den 
begrüßenswerten Maßnahmen zur Abgrenzung der Zielgruppen auch 
eine möglichst eindeutige Zuordnung der Maßnahmenarten für sinn-
voll und hielt daher an seiner Empfehlung fest.

Mobilitätsförderungen

 10.1 (1) Sowohl das Bundessozialamt als auch das Land Steiermark gewähr-
ten Mobilitätsförderungen: das Bundessozialamt z.B. Trainingsmaß-
nahmen (Orientierungs– und Mobilitätsmaßnahmen), Zuschüsse (z.B. 
zum Erwerb eines Kfz oder zum Erwerb der Lenkerberechtigung) und 
Sachleistungen (Autobahnvignette); das Land Steiermark z.B. Parkaus-
weise nach § 29b Straßenverkehrsordnung (StVO).45

(2) Das Bundessozialamt gewährte einen Mobilitätszuschuss, der pau-
schaliert (d.h. unabhängig von einem tatsächlichen behinderungsbe-
dingten Mehraufwand) und einkommensunabhängig war. Im Jahr 2002 
wurde er als Maßnahme der sozialen Rehabilitation in die Zustän-
digkeit der Länder übertragen. Aufgrund unterschiedlicher Vorge-
hensweisen der Länder zahlte ihn ab dem Jahr 2005 (rückwirkend 
für 2004) wieder das Bundessozialamt aus. Das BMASK hob ihn im 
Jahr 2008 von der 3–fachen46 auf die 3,5–fache Ausgleichstaxe an 
(im Jahr 2010  780,50 EUR) und reduzierte ihn im Jahr 2011 auf einen 
Fixbetrag von 580 EUR. Demgegenüber gewährte das Land Steier-
mark für bestimmte Bereiche (z.B. zur Erreichung eines Arbeitsplatzes) 
Mobilitätsförderungen zur Abdeckung eines konkreten behinderungs-
bedingten Mehraufwandes. Dabei fragten die Bezirksverwaltungsbe-
hörden beim Bundessozialamt nach, ob die Betroffenen auch den pau-
schalen Mobilitätszuschuss vom Bundessozialamt erhielten. Falls ja, 
rechneten sie ihn auf die individuelle Förderung durch das Land Stei-
ermark an (§ 24 StBHG).

(3) Für die vom Bundessozialamt gewährten Leistungen Mobilitätszu-
schuss, Befreiung von der motorbezogenen Versicherungssteuer und 
Gratisautobahnvignette war — neben jeweils weiteren Kriterien — die 

45 sowie mit Leistungen nach §§ 23 und 24 StBHG
46 gemäß § 9 Abs. 2 BEinstG
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Zusatzeintragung „Unzumutbarkeit der Verwendung öffentlicher Ver-
kehrsmittel“ im Behindertenpass notwendig. Die Gründe für die Unzu-
mutbarkeit waren vielfältig und reichten von Einschränkungen des 
Bewegungsapparates bis zu psychischen Erkrankungen, wie z.B. soziale 
Phobien und Raumängste. Diese Eintragung im Behindertenpass berech-
tigte aber nicht zum Parken auf Behindertenparkplätzen. Dafür war ein 
Parkausweis gemäß § 29b StVO nötig, der gesondert bei der Bezirks-
verwaltungsbehörde zu beantragen war. Grundlage für die Ausstellung 
war eine dauernde, starke Gehbehinderung, die vom Amtsarzt bestä-
tigt werden musste. Im BMASK war zur Zeit der Gebarungs überprüfung 
eine Arbeitsgruppe mit der Vereinheitlichung der Begutachtung für 
die Ausstellung des Parkausweises und des Behindertenpasses befasst.

(4) Die Eintragung „Unzumutbarkeit der Verwendung öffentlicher Ver-
kehrsmittel“ im Behindertenpass erfolgte — sofern der Sachverhalt nicht 
bereits eindeutig aus den Akten hervorging — auf Basis eines ärzt-
lichen Gutachtens des Bundessozialamtes, das die dauernde Gesund-
heitsschädigung und ihre Auswirkungen auf die Benützung öffent-
licher Verkehrsmittel nachvollziehbar darstellen musste. Die Gutachten 
waren einheitlich aufgebaut und beantworteten die jeweiligen Frage-
stellungen strukturiert und schlüssig.

Hingegen waren die amtsärztlichen Bestätigungen für die Ausstellung 
des Parkausweises in ihrer Qualität sehr unterschiedlich und teilweise 
wenig aussagekräftig.

(5) Im Jahr 2010 wies das BMASK das Bundessozialamt an, bei Vor-
liegen eines Parkausweises ohne weitere Untersuchung den Zusatz 
„Unzumutbarkeit der Verwendung öffentlicher Verkehrsmittel“ in den 
Behindertenpass einzutragen. Damit erhielten die Betroffenen — wenn 
sie auch die übrigen Voraussetzungen erfüllten47 — auch den Mobili-
tätszuschuss, die Befreiung von der motorbezogenen Versicherungs-
steuer und die Gratisautobahnvignette. Dies führte dazu, dass Personen, 
deren Antrag vom Bundessozialamt abgelehnt worden war, über den 
Umweg eines Antrags nach § 29b StVO die Eintragung und die damit 
verbundenen finanziellen Leistungen dennoch erreichten.

47 Die Betroffenen mussten Begünstigte oder Begünstigbare Behinderte sein, d.h. einen 
Grad der Behinderung über 50 % aufweisen (siehe TZ 5). Es mussten Aufwendungen 
im Zusammenhang mit Suche, Antritt oder Ausübung einer Beschäftigung entstehen 
können (auch wenn der Zuschuss pauschal war). Ein Antrag war nicht erforderlich 
(7.3.1 und 7.3.2 der Richtlinien des BMASK zur beruflichen Integration von Menschen 
mit Behinderung (RBI)).
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(6) Die Ausstellung der Parkausweise wies Mängel auf: Es war sehr 
uneinheitlich dokumentiert, wer Ausweise erhalten hatte. Über län-
ger zurückliegende Zeiträume gab es kaum Unterlagen. Keine Stelle 
konnte die Gesamtzahl der Parkausweisbesitzer angeben. Von 60 vom 
RH zufällig ausgewählten verstorbenen Parkausweisbesitzern waren 
nur in sieben Fällen die Ausweise zurückgestellt worden. Der Parkaus-
weis war so gestaltet, dass keine personenbezogenen Daten sichtbar 
waren, wenn er im Auto abgelegt war. Daher war nicht auszuschlie-
ßen, dass ihn nach dem Tod des Berechtigten andere Personen nutzten.

(7) In einem Schreiben an das BMVIT im Jahr 2007 wies die Arbeitsge-
meinschaft für Rehabilitation (ÖAR) als Dachorganisation der Behin-
dertenverbände Österreichs auf einen zunehmenden Missbrauch von 
Parkausweisen — u.a. durch die Weiterverwendung von Ausweisen ver-
storbener Menschen mit Behinderung durch deren Angehörige — hin. 
Die ÖAR regte an, dagegen Maßnahmen zu ergreifen.

 10.2 (1) Nach Ansicht des RH war bei Mobilitätsförderungen keine klare 
übergreifende Strategie erkennbar:

–  Der Mobilitätszuschuss war zuerst dem Land, dann wieder dem 
Bund zugeordnet.

–  Er wurde zunächst erhöht, dann wieder gesenkt.

–  Das Land Steiermark gewährte individuell berechnete, der Bund 
pauschale Zuschüsse.

–  Der Anknüpfungspunkt für Mobilitätsförderungen des Bundes 
(Unzumutbarkeit öffentlicher Verkehrsmittel) war weiter gefasst (er 
enthielt z.B. auch psychische Faktoren) als die Kriterien für einen 
Parkausweis vom Land Steiermark (dauernde Gehbehinderung).

(2) Der RH anerkannte die Bestrebungen des BMASK, den Betroffenen 
eine Begutachtung zu ersparen. Die bloße Anerkennung von Gutach-
ten ohne Abstimmung der Voraussetzungen war jedoch unzweckmä-
ßig, weil z.B. Betroffene einen Parkausweis beantragten, um den Mobi-
litätszuschuss und die Gratisvignette zu erhalten. Der RH hob hervor, 
dass die Gutachten des Bundessozialamtes im Vergleich zu den oft-
mals einfach und formlos gehaltenen amtsärztlichen Bestätigungen 
sehr ausführlich waren. Es wäre daher zweckmäßiger, in den Gutach-
ten des Bundessozialamtes auch die Voraussetzungen für die Ausstel-
lung des Parkausweises mit zu beurteilen.
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(3) Der RH kritisierte schließlich die Mängel in der Administration der 
Parkausweise, insbesondere dass die Anzahl der Inhaber eines Park-
ausweises nicht feststellbar war und viele Ausweise nach Ableben der 
Berechtigten nicht zurückerstattet wurden. Er wies ferner darauf hin, 
dass mangels Sichtbarkeit personenbezogener Daten auf den Ausweisen 
ein Missbrauchspotenzial bestand, das z.B. durch einen regelmäßigen 
Datenaustausch oder durch den Ersatz der ausgegebenen Parkausweise 
durch befristete Ausweise vermieden werden könnte.

(4) Der RH empfahl dem Land Steiermark, die Administration der Park-
ausweise nach § 29b StVO zu verbessern. Dem BMASK, dem Bundes-
sozialamt und dem Land Steiermark empfahl er zu überprüfen, ob in 
den Untersuchungen zur Eintragung „Unzumutbarkeit der Verwen-
dung öffentlicher Verkehrsmittel“ im Behindertenpass auch zugleich 
über die Kriterien zur Erlangung eines Parkausweises befunden wer-
den könnte. Er empfahl weiters dem BMASK, dem Bundessozialamt 
und dem Land Steiermark, eine Konsolidierung, Vereinfachung und 
bessere Abstimmung der Leistungen zur Mobilitätsförderung anzustre-
ben, um Schnittstellen und Parallelitäten zu reduzieren.

 10.3 (1) Das BMASK führte aus, dass die Regelungen für die Inanspruch-
nahme eines Parkausweises gemäß § 29b StVO einerseits und des 
Behindertenpasses mit der Eintragung der Unzumutbarkeit der Benut-
zung öffentlicher Verkehrsmittel andererseits vereinheitlicht werden 
sollten. Es herrsche Einvernehmen zwischen dem BMVIT und BMASK 
über die Übertragung dieser Agenden an das Bundessozialamt, mit dem 
Ziel, dem Bürger eine Untersuchung und den Verwaltungen den erhöh-
ten Aufwand für zwei Verfahren zu ersparen.

(2) Das Land Steiermark führte aus, dass die Anregungen des RH im 
Zuge von Abstimmungsgesprächen mit dem Bundessozialamt aufge-
griffen würden.

 10.4 Der RH unterstützte die vorgeschlagenen Maßnahmen und wies darauf 
hin, dass im Oktober 2012 ein Ministerialentwurf zur Begutachtung 
verschickt wurde, in dem entsprechende Maßnahmen enthalten waren. 
Danach sollten die Kriterien für die Eintragungen im Behindertenpass 
und die Gewährung eines Parkausweises vereinheitlicht werden, die 
Begutachtung durch das Bundessozialamt erfolgen und alte Behin-
dertenausweise auslaufen, um Missbräuche zu verhindern. In seiner 
Stellungnahme im Begutachtungsverfahren zum Ministerialentwurf 
begrüßte der RH die Zusammenlegung der Zuständigkeiten.
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Gebarungsvolumen paralleler Leistungen

 11.1 (1) Wie die folgende Tabelle zeigt48, verantwortete das Bundessozial-
amt bei begleitenden Hilfen und dauerhaft geschützter Beschäftigung 
rd. 80 % bzw. rd. 90 % des Gebarungsvolumens in der Steiermark. Bei 
Lohnförderungen lagen Finanzierungsbeiträge von drei und bei der 
Leistungskategorie Qualifizierung von allen vier Entscheidungsträgern 
vor.49

48 Die angegebenen Gebarungsvolumina bezogen sich jeweils auf den Begünstigten–Begriff 
der angegebenen Einrichtung. Beim AMS Steiermark entfielen rd. 9,51 Mill. EUR auf 
Begünstigte Behinderte, Besitzer eines Behindertenpasses und/oder Behinderte im Sinne 
des StBHG, die übrigen Mittel auf andere im Sinne des AMS vermittlungseingeschränkte 
Personen. Von den rd. 9,51 Mill. EUR entfielen rd. 0,43 Mill. EUR auf Begleitende Hil-
fen, rd. 3,19 Mill. EUR auf Lohnförderungen, rd. 5,29 Mill. EUR auf Qualifizierung und 
Transitarbeitsplätze und rd. 0,61 Mill. EUR auf Individualförderungen.

49 Im Bereich der Individualförderungen boten die Entscheidungsträger viele verschiedene 
Leistungen an, die im Einzelnen meist gut abgegrenzt waren (z.B. technische Arbeits-
platzausstattung vom Bundessozialamt, zusätzliche Kosten der Kinderbetreuung vom 
AMS). Kurskosten konnten von mehreren Entscheidungsträgern übernommen werden.

Quantifizierung der 
Schnittstellen
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(2) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte das BMASK eine Berei-
nigung von Schnittstellen bei Lohnförderungen und bei Qualifizie-
rungsmaßnahmen zwischen AMS und Bundessozialamt begonnen.50 
Eine vergleichbare Abstimmung zwischen dem Bundessozialamt und 
dem Land Steiermark gab es nicht. Trotz der mehrfachen Besetzung der 
Leistungskategorien war weder bei Lohnförderungen noch bei Quali-

50 Geplant waren eine Zuordnung von Integrationsbeihilfen vom Bundessozialamt zum 
AMS und des Ausbaus des Jugendcoachings beim Bundessozialamt sowie eine Evalu-
ierung einzelner Qualifizierungs– und Beschäftigungsprojekte.

Tabelle 8:  Übersicht Gebarungsvolumen Steiermark für berufliche Rehabilitation für 
Menschen mit Behinderung nach Leistungskategorien im Jahr 2010

Leistungskategorie
Land 

Steiermark
Bundessozial-

amt
AMS 

Steiermark PVA Summe

in Mill. EUR1

Begleitende Hilfen2 0,45 7,69 1,10 0,00 9,24

Lohnförderung3 5,36 12,14 5,86 0,00 23,36

Qualifizierung4 18,32 9,81 21,89 3,67 53,69

Dauerhafte geschützte 
Beschäftigung5 0,44 4,30 0,00 0,00 4,74

Sonstiges6 und 
Individualförderungen7 n.v. 4,50 2,68 3,01 10,19

Summe 24,57 38,43 31,54 6,67 101,20

1 Rundungsdifferenzen können auftreten.
2  beim Land Steiermark Ausgaben gemäß § 15 StBHG; beim Bundessozialamt Arbeitsassistenz, Berufsausbildungsassistenz, 

Clearing, Jobcoaching und Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz; beim AMS Steiermark Leistungen für Beratungs– und 
Betreuungseinrichtungen

3  beim Land Steiermark Lohnkostenzuschüsse gemäß § 13 StBHG; beim Bundessozialamt Zuschüsse zu den Lohnkosten gemäß 
§ 6 Abs. 2 lit. c BEinstG (Entgeltbeihilfe, Arbeitsplatzsicherungsbeihilfe sowie Integrationsbeihilfen); beim AMS Steiermark 
Eingliederungsbeihilfe, Beihilfe für Ein–Personen–Unternehmen, Kombilohnförderung sowie Lehrstellenförderung

4  beim Land Steiermark Ausgaben gemäß § 8 StBHG (ohne betriebliche Tätigkeit); beim Bundessozialamt Ausgaben für 
Qualifizierungs– und Beschäftigungsprojekte; beim AMS Steiermark Ausgaben für Qualifizierungsmaßnahmen, Stiftungen, 
gemeinnützige Beschäftigungsprojekte sowie Sozialökonomische Betriebe; bei der PVA Ausgaben für Berufsausbildung oder  
–training

5  beim Land Steiermark berufliche Eingliederung durch betriebliche Tätigkeit gemäß § 14a StBHG; beim Bundessozialamt 
Förderungen an integrative Betriebe

6  z.B. Beratung und Sensibilisierung
7  Im Bundessozialamt u.a. Schulungskosten, Förderungen für technische Arbeitshilfen sowie den Mobilitätszuschuss; beim AMS 

Steiermark u.a. Kurskosten, Kursnebenkosten, Entfernungsbeihilfe als Individualförderungen. Die PVA wendete den größten 
Teil der Individualförderungen für Berufsausbildungen auf. Das Land Steiermark erbrachte auch individuelle Leistungen wie 
z.B. Zuschüsse zu Rehabilitationsplänen.

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, AMS Steiermark, PVA, RH
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fizierungsmaßnahmen in den Jahren 2005 bis 2010 ein Zurückziehen 
eines Entscheidungsträgers zu beobachten.51

 11.2 Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, bei der Entflechtung der Leistungsarten wegen ihres Geba-
rungsumfangs vorrangig Lohnförderungen und Qualifizierungsmaß-
nahmen zu berücksichtigen.

51 Der Anstieg und Rückgang der Lohnförderungen beim Bundessozialamt war auf die 
befristete „Aktion 500“ zurückzuführen, bei der für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
eine erhöhte Lohnförderung gewährt wurde. Diese Aktion war ursprünglich für die im 
Zeitraum 1. November 2007 bis 31. Juli 2008 neu abgeschlossenen Arbeitsverhältnisse 
geplant. Ziel war, 500 Menschen mit Behinderung mehr in den Arbeitsmarkt zu inte-
grieren als im Vergleichszeitraum. Dazu konnten bei der Integrationsbeihilfe für das 
erste halbe Jahr max. 600 EUR monatlich zusätzlich ausbezahlt werden. Die Aktion 
wurde verlängert, es konnten bis 30. Juni 2009 neu begründete Arbeitsmöglichkeiten 
gefördert werden. Da die Auszahlungen im Nachhinein erfolgten, gab es Auszahlungen 
in den Jahren 2007 bis 2010. Danach lief die Aktion aus, weil nach Auffassung des 
BMASK die Nachhaltigkeit der Eingliederung in den Arbeitsmarkt ausblieb und es zu 
Mitnahmeeffekten kam. In einer beträchtlichen Zahl von Fällen wurde das Arbeitsver-
hältnis nach Auslaufen der Bonuszahlungen wieder beendet.

Tabelle 9:  Ausgaben für Qualifizierung und Lohnförderungen beim Bundessozialamt und 
dem Land Steiermark 2005 bis 2010

Leistungskategorie
2005 2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung

in Mill. EUR in %

Qualifizierung Bundes-
sozialamt 6,64 5,40 8,39 7,59 8,30 9,81 48

Qualifizierung Land 11,74 12,15 14,13 15,85 16,97 18,76 60

Lohnförderungen Bundes-
sozialamt 10,92 10,16 10,60 13,20 14,16 12,14 11

Lohnförderungen Land 5,85 5,31 5,48 5,18 5,32 5,36 – 8

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH
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Überschneidungen bei Maßnahmenträgern

 12.1 Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl der Maßnahmenträger, der Pro-
jekte und der verfügbaren Plätze52 für das Bundessozialamt und das 
Land Steiermark im Jahr 2010. Sie stellt jeweils die Gesamtzahlen jenen 
Werten gegenüber, die auf Maßnahmenträger entfallen, die im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation im Jahr 2010 für beide Entscheidungs-
träger arbeiteten.

16 Maßnahmenträger hatten sowohl Verträge mit dem Bundessozial-
amt als auch mit dem Land Steiermark. Diese Maßnahmenträger stell-
ten beim Bundessozialamt rund zwei Drittel, beim Land Steiermark 
rd. 80 % der bewilligten Plätze. 

 12.2 Der RH wies darauf hin, dass der überwiegende Anteil der Teilneh-
mer von Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation beim Bundesso-
zialamt und beim Land Steiermark von identen Maßnahmenträgern 
betreut wurden.

52 Das Bundessozialamt gab kalkulierte Teilnehmer bekannt, das Land Steiermark die 
genehmigten Plätze. Wenn z.B. eine Maßnahme nur zwei Monate dauert, kämen auf 
einen Platz sechs kalkulierte Teilnehmer. Die absolute Zahl war zwischen Bundesso-
zialamt und Land Steiermark daher nicht vergleichbar, wohl aber der Anteil der Maß-
nahmenträger, die für beide Entscheidungsträger arbeiteten. Alle Werte enthalten die 
Arbeitsassistenzprojekte.

Tabelle 10:  Maßnahmenträger, Projekte und Plätze bzw. Teilnehmer Bundessozialamt und 
Land Steiermark im Jahr 2010

Bundessozialamt Land Steiermark

Maßnah-
menträger

davon Maßnahmenträger, 
die auch einen Vertrag 
mit dem Land haben

Maßnah-
menträger

davon Maßnahmenträger, 
die auch einen Vertrag 
mit dem Bundessozialamt 
haben

Anzahl in % Anzahl in %

Maßnahmenträger 49 16 33 34 16 47

Projekte 91 47 52 130 98 75

Anzahl Plätze/Teilnehmer 6.729 4.418 66 1.576 1.255 80

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark
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Überschneidende Leistungen des Bundessozialamtes und des Landes

 13.1 (1) Die Datenbanken des Bundessozialamtes und des Landes Steiermark 
waren nicht verbunden. Somit wussten weder das Bundessozialamt 
noch das Land Steiermark, wie viele bzw. welche ihrer Begünstigten 
auch vom jeweils anderen Entscheidungsträger Leistungen erhielten.

Der RH erhielt vom Bundessozialamt und vom Land Steiermark Daten 
über die Leistungen der Jahre 2008 bis 2010 und ermittelte die Über-
schneidungen. Das Land Steiermark konnte lediglich Abrechnungs-
fälle zur Verfügung stellen, die Datumsangaben bezogen sich auf die 
Buchungen, nicht auf die Leistungserbringung. Die Bezirkshauptmann-
schaften gingen unterschiedlich vor (z.B. verbuchten manche Taschen-
geld als eigenen Abrechnungsfall, andere gemeinsam mit der jeweils 
bezogenen Grundleistung, z.B. Eingliederungshilfe in Werkstätten).

In diesem Zeitraum erhielten 4.635 Personen Leistungen der beruf-
lichen Rehabilitation vom Land Steiermark. 1.340 davon (rd. 30 %) 

Tabelle 11:  Überschneidungen der Förderungsfälle des Bundessozialamtes 
und des Landes Steiermark 2008 bis 2010

Personen Förderungsfälle

Anzahl

Alle Leistungen

insgesamt 25.177 99.805

Bundessozialamt 13.556 39.249

Land 13.891 60.556

Überschneidungen 2.270 16.3131

Leistungen berufliche Rehabilitation

insgesamt 16.057 47.238

Bundessozialamt 12.762 35.709

Land 4.635 11.529

Überschneidungen 1.340 7.6362

1 davon 7.254 beim Bundessozialamt und 9.059 beim Land Steiermark
2 davon 4.020 beim Bundessozialamt und 3.616 beim Land Steiermark

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH
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bezogen in diesem Zeitraum auch Leistungen der beruflichen Rehabi-
litation vom Bundessozialamt.53

Der RH wertete weiters ausgewählte Kombinationen zwischen Leis-
tungen der beruflichen Rehabilitation des Bundessozialamtes und des 
Landes Steiermark aus:

53 926 Personen bezogen mindestens einen Tag lang gleichzeitig Leistungen der beruf-
lichen Rehabilitation vom Bundessozialamt und vom Land Steiermark. Dabei ist jedoch 
darauf hinzuweisen, dass das Land Steiermark nur Abrechnungsdaten (und keine Leis-
tungsdaten) zur Verfügung stellen konnte. 

Tabelle 12:  Anzahl der Personen, die 2008 bis 2010 Leistungen der beruflichen Rehabili-
tation sowohl vom Bundessozialamt als auch vom Land Steiermark erhielten
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Bundesleistungen

Arbeitsassistenz 116 95 10 38 135 324 652 4.074 16

Berufsausbildungsassistenz 5 21 0 2 22 17 69 1.355 5

Clearing 11 52 0 5 125 18 208 2.905 7

Beschäftigungsprojekt 12 11 0 2 11 68 91 549 17

Entgelt– und Arbeitsplatz-
sicherungsbeihilfe 7 11 11 2 12 59 98 2.443 4

Qualifizierungsprojekt 97 71 0 41 184 83 382 1.488 26

Integrationsbeihilfe 30 73 19 12 72 201 361 2.659 14

Jobcoaching 1 2 0 0 6 20 28 107 26

Persönliche Assistenz 0 2 0 0 2 1 7 67 10

Technische Arbeitshilfen 0 3 0 0 2 9 15 219 7

Leistungsempfänger in 
Überschneidung 194 224 22 70 374 583    

Leistungsempfänger Land 
gesamt 688 555 55 279 1.018 2.121    

Anteil in % 28 40 40 25 37 27    

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, RH
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Dabei waren z.B. folgende Punkte auffällig:

–  Rund 40 % der Teilnehmer an Landesmaßnahmen der beruflichen 
Eingliederung in Arbeitstraining bezogen auch Leistungen vom 
Bundessozialamt (z.B. Arbeitsassistenz, Qualifizierungsprojekte oder 
Integrationsbeihilfen).

–  Rund 37 % der Personen mit Landesleistungen „berufliche Einglie-
derung Werkstätten“ bezogen auch Leistungen des Bundessozial-
amtes.

–  Rund 26 % der Personen in Qualifizierungsprojekten des Bundesso-
zialamtes bezogen auch Landesleistungen, und zwar überwiegend 
berufliche Eingliederung in Werkstätten (184 Personen).

–  Nur rd. 7 % der Personen aus Clearingmaßnahmen bezogen neben 
Leistungen des Bundessozialamtes auch Landesleistungen, obwohl 
das Clearing eine umfassende Beratung von möglichen Maßnah-
men der Behindertenhilfe darstellte.

 13.2 Im Hinblick auf bis zu 40 %ige Überschneidungen in den Leistungs-
kategorien von Bundessozialamt und Land Steiermark hielt der RH die 
Kenntnis der Anzahl der Überschneidungen und der häufigsten Kom-
binationen von Leistungen für unerlässlich, um das Leistungsangebot 
zu planen und zu steuern und die Maßnahmenerfolge im Hinblick auf 
die letztendlich erreichte Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu erfas-
sen. Im Interesse aussagekräftigerer Auswertungen wäre eine einver-
nehmliche Verbesserung der Datenqualität zweckmäßig.

Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, die Datenerfassung abzustimmen und regelmäßig die Leis-
tungs– und Förderungsdaten auszutauschen, zusammenzuführen und 
zu analysieren.

 13.3 Sowohl das BMASK, als auch das Land Steiermark führten in ihren 
Stellungnahmen aus, ihre jeweilige IT–Unterstützung sei derzeit in 
Überarbeitung. Das BMASK verwies weiters auf die Absicht, verstärkt 
auch die berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über 
das Instrument der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen.

 14.1 (1) Die folgende Abbildung bietet eine Übersicht über die Akteure und 
Prozesse der beruflichen Rehabilitation für Menschen mit Behinde-
rung.

Gesamtüberblick der 
Verflechtungen
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Abbildung 2: Überblick über Akteure und Prozesse der beruflichen Rehabilitation
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(2) Die Abbildung zeigt, dass für Menschen mit Behinderungen bis zu 
16 Ansprechpartner bestanden.

–  Im Förderungsverfahren gab es sieben mögliche Stellen (Bezirksver-
waltungsbehörde, Bundessozialamt, AMS, Pensionsversicherungs-
träger, Unfallversicherungsträger, Amt der Landesregierung, Finanz-
amt).

–  Es traten bis zu fünf verschiedene Gutachter auf (solche des Ver-
eins zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs, des Bundesso-
zialamtes, des AMS Steiermark und der PVA sowie Amtsärzte).

–  Die tatsächliche Leistung erfolgte oft über Maßnahmenträger bzw. 
über den Arbeitgeber (z.B. bei Lohnförderungen).

Für die Betroffenen war die Komplexität tatsächlich noch höher:

–  Für jede Leistungsart kamen in der Regel mehrere Maßnahmen-
träger in Frage, die spezifische Unterschiede aufwiesen (z.B. war 
berufliche Eingliederung an verschiedenen Standorten verfügbar 
und durch Gartenarbeit, Arbeit mit Holz oder im Büro möglich).

–  Das Land Steiermark trat den Betroffenen in mehreren Funktionen 
gegenüber, z.B. für einen jungen Menschen mit geringem Einkom-
men und psychischen Beeinträchtigungen als Entscheidungsträger 
der Behindertenhilfe, der Jugendwohlfahrt, der Mindestsicherung 
oder der Sozialpsychiatrie. Dabei gab es jeweils ähnliche, aber doch 
unterschiedliche Leistungen.54

Auch die Arbeitgeber nahmen die Vielzahl der Akteure als Nachteil 
wahr: Bei einer im Zuge eines Projekts55 durchgeführten Befragung 
gaben 84 % der Arbeitgeber an, dass die Einrichtung einer zentra-
len Anlaufstelle Voraussetzung für eine erfolgreiche Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung wäre. Die zersplitterte Kompetenz-
lage wurde auch als wesentliche Barriere für die Dienstnehmer einge-
schätzt. Behindertenorganisationen kritisierten die fehlende zentrale 

54 Erhielt er z.B. eine Leistung der Mindestsicherung, konnte diese bei mangelnder Bereit-
schaft, eine Stelle anzunehmen, reduziert werden (§ 7 Abs. 6 Steiermärkisches Min-
destsicherungsgesetz), Unterhaltsansprüche gegen die Eltern wurden berücksichtigt 
(§ 17 Steiermärkisches Mindestsicherungsgesetz und Durchführungsverordnung) und 
die Leistung war mit einer Krankenversicherung verbunden (§ 11 Steiermärkisches Min-
destsicherungsgesetz). Für Leistungen der Behindertenhilfe galten diese Regelungen 
nicht.

55 Initiative Soziale Integration, Integration von Menschen mit Behinderung am stei-
rischen Arbeitsmarkt, Empfehlungen, Maßnahmen, Perspektiven – Ein Praxisbericht, 
S. 29
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Koordinierung und die fehlende Information über die unterschied-
lichen Angebote.56

(3) Die Abbildung  2 zeigt weiters, dass bis zu 27 verschiedene Hinter-
grundbeziehungen zwischen Behörden, Dienststellen, Maßnahmenträ-
gern und Dienstleistern zur Abstimmung der Maßnahmen zu regeln 
waren.

 14.2 In Anbetracht der zersplitterten Struktur im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation für Menschen mit Behinderung wiederholte der RH seine 
Empfehlung an das BMASK, das Bundessozialamt und das Land Stei-
ermark, eine Entflechtung der Aufgaben anzustreben (TZ 6 bis 9). In 
diesem Zusammenhang sollte insbesondere die Anzahl der Ansprech-
partner für die Betroffenen und der staatlichen Koordinierungspro-
zesse reduziert werden.

 14.3 (1) Das BMASK verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass das 
Behindertenwesen aufgrund der Kompetenzverteilung eine Querschnitts-
materie darstelle. Seitens des Bundes sei der Ansprechpartner für Men-
schen mit Behinderung das Bundessozialamt, im Bundesland Steier-
mark repräsentiert durch die Landesstelle Steiermark.

Unter seiner Federführung seien laufend Abstimmungs– und Steue-
rungsprozesse mit allen relevanten Entscheidungsträgern und Akteuren 
im Gange. Es würde Menschen mit Behinderung auch beim Zugang zu 
Leistungen anderer Stellen durch Information und Beratung im Sinne 
einer qualifizierten Weiterverweisung unterstützen.

Dem Bundessozialamt seien im Rahmen des Programms „Jugendcoa-
ching“ auch die Koordinierung für ausgrenzungsgefährdete Jugendliche 
am Übergang Schule/Beruf und im Rahmen des Programms „fit2work“ 
der Aufbau der regionalen Vernetzungsstrukturen sowie die Abwick-
lung mit den Trägerorganisationen übertragen worden. 

(2) Das Land Steiermark gab zur Anzahl der Ansprechpartner und zu 
den erforderlichen Abstimmungsprozessen keine Stellungnahme ab, 
sagte jedoch Bemühungen für eine Aufgabenentflechtung zu. 

 14.4 Der RH hob gegenüber dem BMASK nochmals hervor, dass den Men-
schen mit Behinderung seitens der vom Bund zu regelnden Einrich-
tungen neben dem Bundessozialamt auch das AMS, die Sozialver-
sicherungsträger und die integrativen Betriebe sowie verschiedene 
Gutachter als Ansprechpartner gegenüberstanden.

56 Erster Staatenbericht Österreichs zur UN–Behindertenrechtskonvention, S. 46 (2010)
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 15.1 Beim Bundessozialamt mussten Betroffene für Leistungen der beruf-
lichen Eingliederung generell keine Eigenbeiträge zahlen, beim Land 
Steiermark dagegen schon.57  Im Jahr 2011 betrug der Kostenbeitrag 
40 % des Pflegegeldes sowie 5 % je betreuten Wochentag des über 
einem monatlichen Gesamteinkommen von 800 EUR liegenden Ein-
kommensteils.58

Sowohl beim Bundessozialamt als auch beim Land Steiermark erhielten 
die Betroffenen bei manchen Maßnahmen ein Gehalt nach dem Kol-
lektivvertrag  und erwarben dadurch Pensionsversicherungszeiten,59 
bei anderen Leistungen nicht.60

 15.2 Der RH kritisierte, dass Personen mit ähnlichen Voraussetzungen (siehe 
TZ 7) Hilfe unter sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen erhielten (mit oder ohne Gehalt, gratis oder gegen Kosten-
beitrag). Er empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, Maßnahmen zu setzen, um eine unsachliche Ungleichbe-
handlung der Betroffenen zu vermeiden.

 15.3 (1) Das BMASK führte aus, ein seit langem bestehender gravierender 
Unterschied betreffe die fehlende eigenständige sozialversicherungs-
rechtliche Absicherung von rd.  20.000  Menschen mit Behinderung, 
die in Einrichtungen der Beschäftigungstherapie tätig seien. Diesbe-
züglich enthalte das geltende Regierungsübereinkommen das Vorhaben 
der Prüfung der Realisierbarkeit einer solchen Absicherung. Daher sei 
in Absprache mit den Ländern eine Studie in Auftrag gegeben worden, 
die jedoch ergeben habe, dass eine Pensionsversicherung für den Per-
sonenkreis sehr hohe Kosten verursachen würde, ohne dass dies einen 
deutlichen ökonomischen Nutzen für die Betroffenen hätte.

57 Dies galt insbesondere für berufliche Eingliederung Arbeitstraining und berufliche Ein-
gliederung Werkstätten. Für Maßnahmen der beruflichen Eingliederung durch betrieb-
liche Arbeit waren keine Eigenbeiträge zu leisten.

58 § 39 Abs. 4 StBHG i.V.m. § 4 Abs. 5 der Beitragsverordnung zum StBHG. Zum Beispiel 
musste jemand, der eine befristete Berufsunfähigkeitspension von 1.200 EUR bezog 
und fünf Tage pro Woche durch eine Arbeitsrelevante Kompetenzförderung betreut 
wurde, 25 % (5 Tage mal 5 %) von 400 EUR (1.200 EUR Einkommen minus 800 EUR), 
also 100 EUR im Monat bezahlen. Vor dem Jahr 2011 waren zusätzlich zu den 40 % des 
Pflegegeldes 40 % vom Gesamteinkommen zu bezahlen, soweit dadurch der Lebensun-
terhalt laut Richtsatz nicht unterschritten wurde (§ 39 Abs. 1 Z 3c StBHG). Bei einem 
Qualifizierungsprojekt des Bundessozialamtes wäre kein Eigenbeitrag zu leisten.

59 z.B. berufliche Eingliederung durch betriebliche Arbeit beim Land, Arbeit in integra-
tiven Betrieben und Beschäftigungsprojekte beim Bundessozialamt

60 z.B. berufliche Eingliederung in Werkstätten beim Land und bei Qualifizierungspro-
jekten beim Bundessozialamt

Ungleichbehandlung

Folgewirkungen für die Betroffenen
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(2) Das Land Steiermark gab dazu –  neben der allgemeinen Zusage, 
den Subsidiaritätsbegriff zu schärfen und damit Überschneidungen 
künftig möglichst zu vermeiden  – keine spezifische Stellungnahme ab.

 15.4 Der RH nahm die Ausführungen des BMASK zur Kenntnis, hielt jedoch 
fest, dass die zitierte Studie die genannten Fälle von Arbeit in inte-
grativen Betrieben bzw. Qualifizierungsprogrammen beim Bund bzw. 
berufliche Eingliederung durch betriebliche Arbeit bzw. Eingliederung 
in Werkstätten nicht betraf. Keine dieser Maßnahmen war für Personen 
gedacht, die in Einrichtungen der Beschäftigungstherapie betreut wur-
den. Auch in diesen Fällen sollte jedoch eine unsachliche Ungleichbe-
handlung vermieden werden.

 16.1 Verschiedene Versorgungsleistungen, wie z.B. die Erhöhte Familienbei-
hilfe61 und Waisenpensionen,62 fielen weg, wenn — z.B. durch Rehabi-
litationsmaßnahmen eines anderen Entscheidungsträgers — in einem 
Jahr ein bestimmtes Einkommen erzielt wurde. Dies galt auch, wenn 
der Berufseinstieg nicht dauerhaft erfolgreich war.63 Somit bestand für 
Betroffene aufgrund mangelnder Abstimmung der Entscheidungsträger 
das Risiko, bei einem gescheiterten Berufseinstieg die bisher bezoge-
nen Leistungen zu verlieren (sogenannte „Beihilfenfalle“). In einzelnen 
Bundesländern kooperierten die Entscheidungsträger in Arbeitskreisen, 
um dies zu vermeiden; jedoch nicht in der Steiermark.64 Eine Studie 
des BMASK empfahl, solche Arbeitskreise in allen Ländern einzuset-
zen.65

61 Wer aufgrund einer Behinderung (mindestens 50 %) dauernd erwerbsunfähig ist, kann, 
wenn die Behinderung vor dem 21. Lebensjahr eingetreten ist, ohne Altersgrenze Fami-
lienbeihilfe (ab dem 19. Lebensjahr 152,70 EUR (2011)) beziehen. Zusätzlich wird ein 
Erhöhungsbetrag gewährt – 138,30 EUR (2011) pro Monat. Steuerpflichtige erhalten 
weiters den Kinderabsetzbetrag (monatlich 58,40 EUR). Insgesamt ergab das 349,40 EUR 
monatlich (2011). 

62 Bei Erwerbsunfähigkeit des Kindes kann die Waisenpension ohne Altersgrenze bezo-
gen werden. Das Gebrechen muss allerdings vor dem 18. Lebensjahr oder während 
der Schul– oder Berufsausbildung eingetreten sein. Laut der Jahresstatistik des Haupt-
verbandes 2010 erhalten die Bezieher durchschnittlich 316,21 EUR (2011) pro Monat 
(14 mal im Jahr). Bezieher einer Waisenpension sind krankenversichert.

63 Zum Beispiel fiel die Erhöhte Familienbeihilfe endgültig weg, wenn einmal ein Ein-
kommen von 10.000 EUR im Jahr erreicht wurde.

64 Im Jahr 2001 wurde in Wien der „Arbeitskreis Rückversicherung“ gegründet. Vertreter 
des Landes Wien (Fonds Soziales Wien), des AMS Wien, der Pensionsversicherungsträ-
ger und der Finanzverwaltung entwickelten eine Vorgehensweise, die ein Wiederauf-
leben von Leistungen der Grundsicherung und Transferleistungen bei Scheitern eines 
Arbeitsversuchs sicherstellen.

65 Deloitte, Analyse des Investitionsvorhabens im Bereich sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung von Menschen mit Behinderung in der Beschäftigungstherapie, S. 30 
(24. November 2011)

Beihilfenfalle
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 16.2 Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, gemeinsam mit den übrigen Entscheidungsträgern durch 
bessere Koordination negative Anreize für die Betroffenen bei beruf-
licher Rehabilitation („Beihilfenfallen“) zu vermeiden.

 16.3 Das BMASK verwies erneut auf die unter TZ  15 angeführte Studie 
und führte aus, diese habe die Erleichterung von Arbeitsversuchen der 
Betroffenen am offenen Arbeitsmarkt als kurzfristig umsetzbar beur-
teilt. Dazu sollte das Wiederaufleben von Transferleistungen (insbeson-
dere Erhöhte Familienbeihilfe und Waisenpension) im Falle des Schei-
terns des Arbeitsversuchs gesetzlich verankert werden. Die legistische 
Umsetzung werde derzeit geprüft.

 17.1 Es gab keine Stelle, die nach sachlichen Kriterien die für die Betrof-
fenen am besten geeigneten Maßnahmenarten aus dem Gesamtange-
bot des Bundessozialamtes und des Landes Steiermark auswählte.66

Die Bezirksverwaltungsbehörden hatten vor ihrer Entscheidung ein 
Gutachten einzuholen,67 das feststellen sollte, welche Maßnahmenart 
aus der Leistungs– und Entgeltverordnung des Landes Steiermark am 
besten für den Betroffenen geeignet war. Danach erstellten sie einen 
Bescheid über eine Leistungsart. Es blieb dem Betroffenen überlas-
sen, einen Anbieter bzw. eine verfügbare Stelle für diese Leistungs-
art zu finden.

Bei vom Bundessozialamt finanzierten Leistungen wählten die Maß-
nahmenträger aus, wen sie in ihre Maßnahme aufnehmen wollten und 
meldeten dies dem Bundessozialamt.68 Es überprüfte in kurzem Wege, 
ob der Betroffene zur Zielgruppe gehörte,69 jedoch nicht, ob andere 
Projektarten (z.B. Qualifizierung statt direkter Berufseinstieg) oder Pro-

66 In Teilbereichen war dies allerdings für die Zukunft geplant, so insbesondere für gefähr-
dete Jugendliche („Jugendcoaching“) und (ältere) Personen im Arbeitsleben, die Anzei-
chen für eine Gefährdung ihrer Arbeitsfähigkeit zeigten (fit2work).

67 Nach § 42 Abs. 5 lit. 2 StBHG hat die Bezirksverwaltungsbehörde vor ihrer Entschei-
dung, sofern Hilfe zur beruflichen Eingliederung nach § 8 Abs. 1 lit. a StBHG in Ein-
richtungen gemäß § 43 StBHG gewährt wird, ein Gutachten des Vereins zur Feststel-
lung des individuellen Hilfebedarfs einzuholen. In allen übrigen Verfahren kann dies 
erfolgen, wenn es die Bezirksverwaltungsbehörde für notwendig erachtet.

68 Grundlage dafür konnte z.B. ein Kontakt über das AMS Steiermark oder den Maßnah-
menträger sein.

69 Zum Beispiel bei Qualifizierungsprojekten, ob der Grad der Behinderung bei 30 % oder 
höher lag. Dies ergab sich oft aus bereits vorliegenden Unterlagen, ansonsten konnte 
eine Begutachtung vorgenommen werden.

Ungesteuerte 
Leistungsauswahl



Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und 
Bundessozialamt – Koordination und Parallelität

BMASK

Bund 2012/12  225

Folgewirkungen für die Betroffenen

jekte (z.B. Qualifizierung im Bereich EDV statt im Bereich Gärtnerei) 
für ihn besser geeignet wären.70 Ein Bescheid wurde nicht ausgestellt.

 17.2 Der RH stellte fest, dass im Land Steiermark nur innerhalb der eige-
nen Leistungen eine Prüfung erfolgte, welche Leistungsart am besten 
geeignet war. Im Bundessozialamt erfolgte keine derartige Prüfung; 
es wurden nur die formalen Zugangskriterien überprüft. Der RH emp-
fahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land Steiermark, 
eine gemeinsame, trägerübergreifende Zuordnung der Betroffenen zu 
den verschiedenen Leistungsarten zu entwickeln.

Dem BMASK und dem Bundessozialamt empfahl er ferner, unter Beach-
tung der Wahlfreiheit der Betroffenen nicht nur die Zugehörigkeit zur 
Zielgruppe, sondern auch die Zweckmäßigkeit der Maßnahme im Ver-
gleich zu Alternativen zu prüfen.

 17.3 Weder das BMASK noch das Land Steiermark gaben zur Empfehlung 
einer gemeinsamen, trägerübergreifenden Maßnahmenzuordnung eine 
Stellungnahme ab. Beide sagten jedoch grundsätzliche Bemühungen 
zu einer verbesserten Kooperation zu (siehe TZ  29).

Das BMASK führte zur Empfehlung einer Prüfung der Zweckmäßig-
keit der Maßnahmen im Vergleich zu den Alternativen aus, dass sei-
tens des Bundessozialamtes Klienten nicht bestimmten Projekten zuge-
wiesen würden. Interessierte Menschen mit Behinderung würden über 
das Projektangebot informiert; es bleibe dem Klienten und dem Projekt-
träger vorbehalten, die Projektteilnahme zu vereinbaren. Eine Steue-
rung erfolge durch Erfolgsvorgaben an den Maßnahmenträger, so dass 
hohes Interesse an bedarfs– und potenzialgerechter Aufnahme geeig-
neter Teilnehmer bestehe.

Des weiteren verwies das BMASK auf das seit Beginn des Jahres 2012 
in der Steiermark bestehende Programm Jugendcoaching, welches 
jedenfalls im Bereich der beratungsbedürftigen Jugendlichen dank sei-
ner Funktion einer individuellen Stärken–Schwächen–Analyse eine 
an den jeweiligen Bedarf angepasste Weiterempfehlung an spezifische 
Projekte ermögliche.

 17.4 Der RH wies darauf hin, dass nicht alle Betroffenen über eine Beratung 
beim Bundessozialamt den Weg zu einer Maßnahme fanden, sondern 
häufig direkt eine Anmeldung seitens des Maßnahmenträgers erfolgte.

70 Bereits im Bericht Förderungsmaßnahmen zur Integration behinderter Jugendlicher in 
den Arbeitsmarkt (RH Reihe Bund 2004/4, TZ 11) hatte der RH festgehalten, dass die 
Bundessozialämter die Initiative zur Projekt– und Teilnehmerauswahl weitgehend den 
zur Betreuung von Behinderten gegründeten privaten Vereinen überließen.
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Die Vorgabe von Erfolgsquoten an den Maßnahmenträger war nach 
Auffassung des RH keine Garantie für die optimale Korrelation der 
Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung und der Interessen der 
Maßnahmenträger. Diese mussten auch an einer guten Auslastung 
ihrer Projekte interessiert sein.

Nach Auffassung des RH sollte eine vom Maßnahmenträger unabhän-
gige Analyse über die am besten geeigneten Maßnahmen und darauf 
aufbauend eine Beratung der Betroffenen eine wesentliche Aufgabe 
des Bundessozialamtes (oder — wie beim Jugendcoaching — einer von 
diesem beauftragten Stelle) darstellen.

 18.1 Der RH untersuchte einige exemplarische Einzelfälle, bei denen Leis-
tungen mehrerer Entscheidungsträger in Anspruch genommen wur-
den. Ein Beispiel macht die Probleme deutlich:

Eine Betroffene war Mitte 50, hatte vier Kinder geboren, rund zehn Jahre 
gearbeitet und mit psychischen Problemen zu kämpfen. Zwischen den 
Jahren 2001 und 2011 beantragte sie beim AMS Steiermark, bei der 
PVA, beim Bundessozialamt und dem Land Steiermark Maßnahmen 
der beruflichen Rehabilitation.

–  Zunächst besuchte sie beim AMS Steiermark ein von März 2002 bis 
Mai 2003 geplantes Arbeitstraining, brach es jedoch im April 2002 
ab.

–  Im Mai 2005 beantragte sie eine berufliche Rehabilitation bei der 
PVA, die jedoch abgewiesen wurde, da ihr eine Beschäftigung am 
allgemeinen Arbeitsmarkt möglich und zumutbar sei.

–  Von November 2005 bis März 2006 nahm sie an einer vom Bun-
dessozialamt finanzierten Arbeitsrehabilitation (Küchenorganisa-
tion) teil. Sie erhielt in dieser Zeit Übergangsgeld von der PVA.

–  Von September 2010 bis März 2011 nahm sie an einer „arbeitsrele-
vanten Kompetenzförderung“ des Landes Steiermark teil (Nähen), 
die sie dann abbrach und einen Antrag auf Berufsunfähigkeitspen-
sion stellte. Dieser wurde abgewiesen, da die PVA keine Berufsun-
fähigkeit feststellte.

–  Im November 2011 bewilligte die PVA eine medizinische Rehabili-
tation.

Fehlendes Zusammen-
wirken der Maßnah-
men
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 18.2 Der RH wies darauf hin, dass die Betroffene ohne umfassende Berufs-
findung unterschiedliche Tätigkeiten (Küchenorganisation, Nähen) 
begann, dann aber wieder abbrach. Durchgängige Kriterien der Ent-
scheidungsträger über die Fähigkeit zur Rehabilitation im Gegensatz 
zu akuten Erkrankungen bzw. die Notwendigkeit zur Rehabilitation im 
Gegensatz zu sofortiger Arbeitsfähigkeit waren nicht erkennbar. Die 
Behörden konnten einander so nicht optimal ergänzen, auch wenn sie 
im Sinne ihrer jeweiligen Vorgaben handelten.

Der RH wiederholte daher seine Empfehlungen zur verbesserten Koope-
ration bei der Begutachtung (TZ 5) und einer übergreifenden Leistungs-
steuerung (TZ 17).

 18.3 (1) Das BMASK führte aus, derzeit werde die legistische Umsetzung 
einer Konzentration der Begutachtungen beim Bundessozialamt geprüft.

(2) Das Land Steiermark begrüßte die Empfehlung des RH.

 19.1 Für Hilfsmittel (z.B. orthopädische Behelfe) konnten einem Betroffenen 
vier verschiedene Rechtsträger (das Land Steiermark, das Bundessozi-
alamt, der zuständige Pensionsversicherungsträger und der zuständige 
Krankenversicherungsträger) gegenüber stehen. Der Pensionsversiche-
rungsträger, der Krankenversicherungsträger71 und das Bundessozi-
alamt konnten entweder Pflichtleistungen oder Leistungen aus dem 
jeweiligen Unterstützungsfonds erbringen.

Das Land Steiermark gewährte zur Anschaffung von Hilfsmitteln einen 
Zuschuss von 50 %; wenn auch ein anderer Rechtsträger Leistungen 
gewährte, nur 30 %, maximal aber den noch offenen Betrag.72 Die 
Bezirksverwaltungsbehörden wiesen die Betroffenen auf die anderen 
Finanzierungsmöglichkeiten hin und legten erst nach deren Abklärung 
ihre eigene Leistung fest. Die Betroffenen mussten daher zahlreiche 
Behördenwege in Kauf nehmen. Dies führte in manchen Fällen dazu, 
dass die Betroffenen ihre Anträge nicht weiterverfolgten. 

71 § 84 ASVG regelt, dass die Versicherungsträger einen Unterstützungsfonds anlegen 
können. Diese können in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen für Unterstüt-
zungen verwendet werden.

72 §§ 6 und 25 StBHG bzw. Kostenzuschussverordnung LGBl. Nr. 70/2011, § 3

Zusätzliche Behör-
denwege
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Bereits im Bericht über die Jahre 2005 und 2006 schlug der steirische 
Behindertenanwalt vor, einen einheitlichen Ansprechpartner für die 
Betroffenen zu definieren.73

 19.2 Aus Sicht des RH war die Verweisung der Betroffenen an die Vielzahl 
der möglichen Leistungserbringer weder effizient noch kundenfreund-
lich.

Er empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land Steier-
mark, dafür zu sorgen, dass sich die Betroffenen bei der Antragstel-
lung für Hilfsmittel nur an einen einzigen Entscheidungsträger wen-
den müssen.

 19.3 Das BMASK führte aus, dass derzeit nach Erhebung der vorzufindenden 
—  sehr unterschiedlichen  — Strukturen in den einzelnen Bundeslän-
dern die Möglichkeiten der Verbesserung der Kundenorientierung bei 
der Unterstützung der Anschaffung von Hilfsmitteln geprüft werde. Das 
Bundessozialamt sei zwar bestrebt, den Menschen mit Behinderung in 
koordinierender Weise behilflich zu sein, die Finanzierung der Hilfs-
mittel seitens der öffentlichen Hand sei aber überwiegend Angelegen-
heit der Sozialversicherungsträger und der Länder. Der ebenfalls diesem 
Zweck gewidmete Unterstützungsfonds für Menschen mit Behinderung 
verfüge über eine im Vergleich deutlich geringere finanzielle Dotierung.

 20.1 (1) Art. 31 der UN–Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderung verpflichtete die Republik Österreich, die notwendigen 
Daten zu sammeln, um politische Konzepte zur Durchführung der Kon-
vention (z.B. zur Förderung der Beteiligung am Arbeitsleben) gestal-
ten zu können.

Die Struktur der verfügbaren Daten war im Bundessozialamt und im 
Land Steiermark sehr unterschiedlich:

(2) Im Bundessozialamt waren verschiedene leistungsbezogene Daten-
banken vorhanden. Ein Gesamtüberblick über alle von einer bestimmten 
Person in Anspruch genommenen Leistungen (inkl. projektbezogener 

73 Am 29. Oktober 2010 führte die Situation bei der Beantragung von Hilfsmitteln für Kin-
der mit Behinderung bereits zu einem Entschließungsantrag im Parlament. Der Haupt-
verband führte dazu aus, dass die Situation tatsächlich unbefriedigend sein könne, da 
eine hohe Anzahl von Stellen befasst werden müsse und unterschiedliche Anspruchs-
voraussetzungen nachgewiesen werden müssten.

Fehlende Daten-
grundlagen

Folgewirkungen für die staatliche Verwaltung
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Leistungen)74 war nicht standardisiert verfügbar. Diese Auswertung 
war jedoch im Einzelfall möglich.

(3) Das Land Steiermark führte in den Bezirksverwaltungsbehörden Ein-
zelakten, in denen personenbezogen Anträge, Gutachten und Bescheide 
über die Gewährung von Leistungen gesammelt waren. Informationen 
über die Abrechnung der Leistungen waren davon getrennt in Akten 
der Sozialhilfeverbände enthalten.75

Die Bezirksverwaltungsbehörden verfügten über ein EDV–System. Jeder 
Bezirk hatte nur auf die eigenen Daten Zugriff. Die Landessozialabtei-
lung hatte keinen zentralen Zugriff.76 Um zu einer bestimmten Person 
eine Auskunft geben zu können, musste sie daher im Zentralmeldere-
gister den Wohnsitz ermitteln und dann eine Anfrage bei der zustän-
digen Bezirksverwaltungsbehörde stellen.

Schließlich verfügte das Land Steiermark über das „Webbasierte Infor-
mations– und Präsentationssystem des Sozialbereichs“ (WIPS), in das 
die Maßnahmenträger Abrechnungsdaten einzugeben hatten. Diese 
Daten waren jedoch anonymisiert, das heißt nicht einzelnen Personen 
zugeordnet.

Im Ergebnis war diese Datenbasis nicht ausreichend. Zum Beispiel war 
unklar, wie viele Personen Leistungen nach dem StBHG bezogen. Es 
war auch nicht ohne erheblichen Aufwand auswertbar, was an einen 
bestimmten Maßnahmenträger bezahlt wurde (da die Träger im All-
gemeinen bezirksübergreifend tätig waren).

(4) Die Daten des Bundessozialamtes und des Landes Steiermark waren 
nicht vernetzt.77 Es war daher z.B. unbekannt, wie viele Personen ins-
gesamt Leistungen erhielten oder wer Leistungen von beiden Entschei-
dungsträgern erhielt. Es gab in der Steiermark rd. 17.000 Begünstig te 
Behinderte, von denen rd. 10.750 in Beschäftigung standen78 und 

74 Dabei war der Maßnahmenträger Förderungsnehmer und nicht der einzelne Mensch 
mit Behinderung.

75 Tatsächlich waren die Bezirksverwaltungsbehörden häufig auch Geschäftsstelle der 
Sozialhilfeverbände, so dass die Akten zwar gesondert geführt, aber für die gleichen 
Personen verfügbar waren.

76 Eine Betroffene erhielt vom Bezirk Graz–Umgebung Beschäftigung in Tageswerkstät-
ten produktiv/kreativ. Sie war jedoch vom Bezirk Hartberg bereits in einem Pflegeheim 
untergebracht. Erst bei der Abrechnung fiel die Überschneidung der Leistung auf.

77 Die Bezirke waren aufgrund der Vollziehung der Mindestsicherung mit der Datenbank 
des AMS vernetzt. Eine Vernetzung mit der PVA bestand nicht. Das Bundessozialamt 
war weder mit den Datenbanken der PVA noch mit jenen des AMS vernetzt.

78 Das Bundessozialamt gab die Zahl der Begünstigten Behinderten in der Steiermark 
zum 1. Jänner 2011 mit 17.018 an, davon waren 10.746 im Jahr 2010 erwerbstätig.
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rd. 700 arbeitslos gemeldet79 waren. Über die übrigen rd. 5.550 Per-
sonen fehlten Daten.80

(5) Sowohl das Bundessozialamt als auch das Land Steiermark über-
arbeiteten zur Zeit der Gebarungsüberprüfung ihre Datenstrukturen.81 
Dabei war der jeweils andere Rechtsträger nicht eingebunden, eine 
Abstimmung bzw. eine Datenvernetzung war nicht geplant.82

 20.2 Der RH beurteilte die Datenlage insgesamt kritisch. Er anerkannte die 
Bemühungen zu ihrer Verbesserung, bemängelte jedoch, dass diese 
ohne gegenseitige Abstimmung erfolgten.

Er empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land Steier-
mark, als Instrument der Koordination eine abgestimmte Datenstruktur 
sowie eine geeignete Form des Datenaustausches und der Datenana-
lyse zu entwickeln, die personenbezogen einen Abgleich der erbrach-
ten Leistungen ermöglicht. 

 20.3 Sowohl das BMASK als auch das Land Steiermark berichteten in ihren 
Stellungnahmen über ihre laufenden IT–Projekte zur Verbesserung der 
Datenlage. Das BMASK verwies weiters auf die Absicht, verstärkt auch 
die berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über das 
Instrument der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen.

79 STEBEP Beschäftigungsdaten, Vorgemerkte Arbeitslose nach Personenmerkmalen 2009, 
abrufbar unter www.stebep.at/daten/arbeitsmarkt (430 Personen, die nur nach dem 
BEinstG begünstigt behindert waren, 287, die auch nach dem StBHG als behindert ein-
gestuft waren).

80 Sie konnten z.B. befristete Invaliditätspensionen beziehen, im Haushalt tätig sein oder 
ohne Sozialversicherung in Landeseinrichtungen tätig sein. Die PVA erfasste nicht, ob 
Bezieher einer befristeten Invaliditätspension Begünstige Behinderte waren, da dies für 
sie ohne Bedeutung war.

81 beim Land Steiermark im Projekt „ISOMAS“, beim Bundessozialamt im Projekt „Profit“
82 Allerdings war ein Projekt „Aufbau eines Behindertenmonitorings“ mit Verschnei-

dungen von Daten des Bundessozialamtes mit Daten des AMS geplant.
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 21.1 (1) Die Grundlagen für eine sachliche Steuerung der Entwicklung der 
Leistungen des Landes Steiermark waren sehr eingeschränkt: 

—  Ein aktueller Bedarfs– und Entwicklungsplan für die Behinderten-
politik fehlte.83 Ein in den Jahren 2003 bis 2006 diskutiertes Pro-
jekt zur Sozialplanung wurde nicht umgesetzt. Der aktuellste im 
März 2012 vorliegende Sozialbericht betraf die Jahre 2007 und 2008.

—  Ein systematischer Abgleich von zugesagten und verrechneten Leis-
tungen (um Über– oder Unterkapazitäten festzustellen) bzw. von 
Wartelisten bei den Maßnahmenträgern fehlte.84

—  Aufgrund des Grundsatzes der Subsidiarität (siehe TZ 2) müsste das 
Land Steiermark die Planung der übrigen Entscheidungsträger ken-
nen, um abschätzen zu können, welche ergänzenden Leistungen in 
welcher Frequenz nötig wären.

Von 2005 bis 2010 stiegen die Ausgaben der Behindertenhilfe 
von rd. 118,82 Mill. EUR auf rd. 224,11 Mill. EUR (rd. 89 %); im 
Bereich der beruflichen Rehabilitation von rd. 18,18 Mill. EUR auf 
rd. 24,56 Mill. EUR (rd. 35 %). Die Ausgaben je Einwohner und Bezirk 
unterschieden sich um bis zu 127 %.85

(2) Beim Bundessozialamt bestanden mehrere Planungsgrundlagen: 

—  Über das gesamte Gebarungsvolumen der beruflichen Rehabilitation 
gab es zweijährige strategische „Beschäftigungspolitische Behinder-
tenprogramme“. 

—  Für die Verwendung der ESF–Mittel (im Jahr 2010 rd. 3,41 Mill. EUR) 
gab es mit dem operativen Programm 2007 bis 2013 Ziele für sie-
ben Jahre. 

83 Ein solcher hatte zuletzt im Jahr 1996 bestanden (Stenografisches Protokoll zur Land-
tagsenquete Behinderte Menschen in der Steiermark vom 10. April 2002, S. 12 und 22). 
Der Präsident des steirischen Dachverbandes für Behindertenhilfe führte im Jahr 2002 
aus, dass noch keine Volldeckung in der Behindertenhilfe gegeben sei und eine Pla-
nung daher besonders wichtig wäre.

84 Der RH führte Interviews mit sechs Maßnahmenträgern der Behindertenhilfe. Zwei 
davon stellten dem RH detaillierte Aufzeichnungen über Wartelisten zur Verfügung.

85 In die Berechnung gingen die Leistungen Eingliederung Arbeitstraining, Werkstätten, 
Diagnostik, Arbeitsrelevante Kompetenzförderung und Lohnkostenzuschüsse des Jah-
res 2010 ein. Die Ausgaben betrugen im Bezirk Murau rd. 12 EUR je Einwohner, im 
Bezirk Bruck an der Mur rd. 27 EUR je Einwohner.

Keine übergreifende 
Angebotsplanung
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—  Ab dem Jahr 2011 waren bei begleitenden Hilfen (in der Steiermark 
im Jahr 2010 rd. 7,69 Mill. EUR) dreijährige Rahmenverträge mög-
lich86 (vgl. TZ 11).

—  Ansonsten (z.B. bei Qualifizierungs– und Beschäftigungsprojekten) 
erfolgte aufgrund der jährlichen Budgetierung der Fördermittel keine 
verbindliche längerfristige Planung.87

Die Ausgaben der Landesstelle Steiermark des Bundessozialamtes stie-
gen von 2005 bis 2010 von rd. 85,20 Mill. EUR auf rd. 87,86 Mill. EUR 
(um rd. 3 %), jene für berufliche Rehabilitation von rd. 25,80 Mill. EUR 
auf rd. 34,13 Mill. EUR (rd. 32 %). 

(3) Auf Arbeitsebene tauschten sich die Vertreter des Bundessozialamtes 
und des Landes Steiermark über beabsichtigte Veränderungen aus. Die 
Erstellung regionaler beschäftigungspolitischer Behindertenprogramme 
des Bundessozialamtes ermöglichte das Eingehen auf Schwerpunkte 
des AMS Steiermark bzw. des Landes Steiermark. Eine gemeinsame 
strategische Entscheidung erfolgte jedoch nicht.

 21.2 (1) Der RH kritisierte beim Land Steiermark, dass trotz der hohen 
Kostensteigerung und der großen bezirksweisen Unterschiede kein 
aktueller Bedarfs– und Entwicklungsplan vorlag.

Er empfahl daher dem Land Steiermark, einen Bedarfs– und Entwick-
lungsplan mit einer Prognose für die benötigten Plätze für die Leistun-
gen der beruflichen Eingliederung zu entwickeln und dabei die regi-
onalen Unterschiede in der Leistungserbringung zu berücksichtigen.

(2) Der RH kritisierte beim Bundessozialamt, dass die jährliche Pla-
nung der Fördermittel den Maßnahmenträgern und Betroffenen nicht 
die Kontinuität sicherte, die für den Aufbau einer Projektstruktur und 
eine Entscheidung für eine Maßnahme nötig wäre.

Er empfahl daher dem BMASK und dem Bundessozialamt, eine mehr-
jährige Planung anzustreben, um den Maßnahmenträgern und Betrof-
fenen Kontinuität bieten zu können.

86 Die Verträge des Landes Steiermark mit den Leistungsanbietern waren auf unbestimmte 
Zeit mit zwölfmonatiger Kündigungsfrist geschlossen. Praktisch bestand erhebliche 
Kontinuität.

87 Bereits im Bericht Förderungsmaßnahmen zur Integration behinderter Jugendlicher in 
den Arbeitsmarkt (RH Reihe Bund 2004/4, TZ 12) hatte der RH eine mittel– und län-
gerfristige Planung zur Vorgabe von Zielen empfohlen. Das BMASK verwies dazu auf 
den Budgetgrundsatz der Einjährigkeit.
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(3) Der RH kritisierte weiters, dass das Bundessozialamt und das Land 
Steiermark zwar wechselseitig aufeinander Rücksicht nehmen sollten, 
aber keine gemeinsame Angebotsplanung erfolgte.

Er empfahl daher dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, eine gemeinsame Angebotsplanung anzustreben.

 21.3 (1) Das BMASK verwies auf seine Absicht, verstärkt auch die beruf-
liche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über das Instru-
ment der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen.

Weiters sei beabsichtigt, das bundesweite arbeitsmarktpolitische Behin-
dertenprogramm beginnend mit 2014 (zeitgleich mit der nächs ten 
Programmplanungsperiode der Strukturfonds der EU) über längere 
Zeiträume gelten zu lassen und deutlich konkreter auszugestalten. 
Das Ziel sei es, die im Rahmen des ESF, der Umsetzung des Natio-
nalen Aktionsplans Behinderung und der Beschäftigungsoffensive für 
die Menschen mit Behinderung geplanten Maßnahmen zu bündeln, auf-
einander abzustimmen und in mehrjähriger Perspektive darzustellen.

(2) Das Land Steiermark bestätigte zunächst, dass zu geringe Grund-
lagen für die sachliche Steuerung und Leistungsentwicklung durch das 
Land Steiermark vorhanden seien. Grund dafür sei, dass keine auto-
mationsunterstützt verarbeitbaren Datengrundlagen vorhanden seien 
und eine begleitende Evaluierung der Leistungsarten nicht erfolge. Dem 
werde mit dem Projekt ISOMAS entgegengewirkt, mit dem erstmals 
umfassende Datengrundlagen geschaffen würden.

Parallel dazu sei die Erarbeitung von Bedarfs– und Entwicklungsplä-
nen in Auftrag gegeben worden. Die Arbeit werde den im vorliegenden 
Bericht getroffenen Empfehlungen Rechnung tragen. Weiters befinde 
sich der Aktionsplan des Landes Steiermark zur Umsetzung der UN–
Konvention für die Rechte der Menschen mit Behinderung in seiner 
Finalisierungsphase. Er enthalte eine Reihe von konkreten Maßnah-
men, die auch auf Entflechtung von Zuständigkeiten und Verwaltungs-
vereinfachungen abstellten.
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Zersplitterung

 22.1 (1) Die folgende Übersicht zeigt das eingesetzte Personal für Men-
schen mit Behinderung bei der Landesstelle Steiermark des Bundes-
sozialamtes und beim Land Steiermark sowie die befassten Organisa-
tionseinheiten.

(2) Das Bundessozialamt bündelte das Personal für Projekte und für 
Individualförderungen in jeweils einer Abteilung. Im Projektbereich 
ordnete es den einzelnen Projekten eindeutige Ansprechpartner zu, die 
für die Bedarfsprüfung, Genehmigung und (unter Berücksichtigung 
von Vier–Augen–Prinzip und Approbationsregelungen) die Abrech-
nung zuständig waren. Inhaltliche Vorgaben kamen von der Zentrale 
des Bundessozialamtes und dem BMASK.

(3) Die Landessozialabteilung ordnete Sozialplanung und Bedarfsprü-
fung, Budgetierung, Genehmigung von Einrichtungen und Qualitäts-
sicherung vier unterschiedlichen Referaten zu, die jeweils auch mit 
anderen Bereichen (Jugendwohlfahrt, Pflege etc.) befasst waren. Eine 
Zuordnung zu Teilbereichen der Behindertenhilfe, wie z.B. der beruf-
lichen Rehabilitation, war der Landessozialabteilung nicht möglich.

Die Genehmigung einzelner Leistungen des Landes Steiermark oblag 
den 16 Bezirken bzw. dem Magistrat Graz, wofür nach einer einmalig 
durchgeführten Erhebung im Jahr 2007 (mit Bereinigungen) rd. 34 VBÄ 
eingesetzt waren. Die Abrechnung war dezentral in den Sozialhilfe-
verbänden angesiedelt. Weiters waren rd. 21 Mitarbeiter des Vereins 
zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs und Amtsärzte als Gut-
achter für das Land Steiermark tätig.

Damit waren die Ressourcen des Landes Steiermark in der Behinderten-
politik auf 22 Organisationseinheiten aufgeteilt (16 Bezirke, Magist rat 
Graz, die vier Referate Recht, Planung, Budget und Verrechnung im 
Amt der Landesregierung, Verein zur Feststellung des individuellen Hil-
febedarfs). Eine zentrale Ansprechstelle für Behindertenpolitik fehlte.

Erschwerte Adminis-
tration

Tabelle 13:  Öffentlicher Personaleinsatz für Menschen mit Behinderung in der  
Steiermark 2010

Bundessozialamt Amt der 
Landesregierung

Bezirksverwal-
tungsbehörden

iHB 
Verein1 Summe

VBÄ 98 20 34 21 173
1 Verein zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark, AMS Steiermark, RH
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 22.2 Der RH empfahl dem Land Steiermark, eine zentrale Ansprechstelle 
zum Thema Behinderung einzurichten.

 22.3 Das Land Steiermark führte aus, dass durch die Einrichtung eines 
Bereichs Behindertenhilfe dessen Bereichsleiter zukünftig die zentrale 
Ansprechperson für Maßnahmenträger und Kooperationspartner sein 
werde.

Vollzugsprobleme des Landes Steiermark

 23.1 Im Herbst 2010 analysierte das Land Steiermark nach einer Beschwerde 
bei der Volksanwaltschaft über eine verzögerte Erledigung eines Sozial-
hilfeantrags Verfahrensrückstände in der Landessozialabteilung. Dabei 
ergab sich, dass im Behindertenbereich Ende 2010 über 400 Berufungen 
länger als sechs Monate offen waren (das entsprach mehr als einem 
Jahrespensum).88

Die Landessozialabteilung (Fachabteilung 11a) war in den letzten Jah-
ren mehrfach grundlegend reorganisiert worden. Zwischen der Perso-
nalabteilung und der Fachabteilung 11a bestand jedoch keine Einig-
keit über den Personalbedarf.89

Die Referatsleiterin Recht der Fachabteilung 11a stellte im März 2011 
fest, dass die gesetzeskonforme Vollziehung nicht sichergestellt war. 
Es bestehe das Risiko einer zivilrechtlichen Haftung des Landes Stei-
ermark bzw. einer strafrechtlichen Verantwortung der Mitarbeiter.

 23.2 Der RH empfahl dem Land Steiermark, durch organisatorische bzw. 
personelle Maßnahmen umgehend eine gesetzeskonforme Vollziehung 
sicherzustellen.

88 Die Volksanwaltschaft hielt angesichts der „geradezu erschreckenden“ Zahlen ein Abar-
beiten der Rückstände mit den bestehenden Ressourcen für unrealistisch. Bereits der 
Bericht des Behindertenanwalts 2007/2008 wies darauf hin, dass ausreichend quali-
fiziertes Personal in den für Behindertenhilfe zuständigen Referaten der Fachabtei-
lung 11a fehle. Dies führe z.B. zu langen Erledigungsdauern bei Berufungsverfahren. 
Für die Kontrolle von 532 Einrichtungen und Diensten mit 4.660 Plätzen stünden ledig-
lich zwei Dienstposten Fachpersonal zur Verfügung.

89 Die Volksanwaltschaft hatte bereits mit 27. September 2010 empfohlen, umgehend orga-
nisatorische und personelle Vorkehrungen zu treffen, damit die Steiermärkische Landes-
regierung als Berufungsbehörde (in Sozialhilfeangelegenheiten) wieder in der Lage ist, 
innerhalb der gesetzlichen Fristen von sechs Monaten zu entscheiden. Im August 2011 
hielt die Volksanwaltschaft fest, dass interne Unstimmigkeiten zwischen der Fachabtei-
lung 11a (Soziales) und der Abteilung 5 (Personal) dazu geführt hätten, dass die in Aus-
sicht genommene Personalbedarfsermittlung noch nicht stattgefunden habe. Zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung lag eine solche Personalbedarfsermittlung nicht vor.
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 23.3 Das Land Steiermark führte aus, dass durch den Einsatz referatsüber-
greifender Personalressourcen zum 31. Juli 2012 der Stand der län-
ger als sechs Monate offenen Berufungen reduziert werden habe kön-
nen. Die Anzahl der Erledigungen sei wesentlich gesteigert worden. 
Ein eigens für die Berufungsbearbeitung eingerichtetes Berufungsteam 
sorge seit 1. August 2012 für die effektive und effiziente Abwicklung 
im Berufungsverfahren.

Bundessozialamt

 24.1 (1) Das Bundessozialamt genehmigte auf Basis eines Projektantrags 
projektspezifisch berechnete Kosten und führte auch die Abrechnung 
auf Basis von Einzelkosten durch, d.h. die Maßnahmenträger hatten 
alle Einnahmen und Ausgaben belegmäßig nachzuweisen. Im Rahmen 
der bei einer ESF–Kofinanzierung erforderlichen Überprüfungen90 ver-
ursachte dies erheblichen Verwaltungsaufwand.91 Ab 1. Jänner 2010 
wurden ESF–Mittel nur noch für Maßnahmen der begleitenden Hilfen 
herangezogen, wobei indirekte Kosten pauschaliert und nicht mehr im 
Einzelnen nachzuweisen waren.92

(2) Für die Jahre 2007 und 2008 legte das BMASK als Prüfbehörde für 
die Kontrolle der Projektabrechnungen andere Kriterien zugrunde als 
das Bundessozialamt bei der Genehmigung der Projektanträge.93 Dies 
betraf z.B. die Frage, wie „Nichtleistungszeiten“ (Urlaube, Kranken-

90 Die EU–Verordnungen (EG) Nr. 1081/2006, 1083/2006 und 396/2006 sahen für die ESF–
Förderungsperiode 2007 bis 2013 ein Zusammenspiel aus Verwaltungsbehörde (mit zwi-
schengestalteten Stellen), Bescheinigungsbehörde und Prüfbehörde vor. Die Verwaltungs-
behörde hatte durch System– und Stichprobenprüfungen eine korrekte Verwendung der 
Mittel sicherzustellen („first level control“), die Prüfbehörde eine Überprüfung durchzu-
führen („second level control“). Die Bescheinigungsbehörde kommunizierte die Ergebnisse 
an die Europäische Kommission. Eine weitere Detaillierung der konkreten Ausgestaltung 
der EU–Vorgaben findet sich im „Verwaltungs– und Kontrollsystem“. Für Förderungen 
des Bundessozialamtes ist das Bundessozialamt selbst als zwischengeschaltete Stelle der 
Verwaltungsbehörde eingerichtet, Verwaltungsbehörde und Prüfbehörde sind — in unter-
schiedlichen Sektionen — des BMASK angesiedelt. 

91 Bereits im Bericht Förderungsmaßnahmen zur Integration behinderter Jugendlicher in 
den Arbeitsmarkt (RH Reihe Bund 2004/4) hatte der RH festgestellt, dass die Abrech-
nungen erheblichen Verwaltungsaufwand verursachten.

92 Gemäß Art. 11 Abs. 3 lit. B der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 war im Jahr 2009 eine 
pauschalierte Angabe indirekter Kosten für ESF–Zuschüsse vorgesehen. Die Höhe der 
Pauschale (20 % der direkten Kosten) wurde durch eine Analyse der Echtkosten plausi-
bilisiert und mit der Europäischen Kommission im Vorhinein abgestimmt, eine regelmä-
ßige Evaluierung ist vorgesehen.

93 Die nationalen Regeln für die Förderungsfähigkeit der Ausgaben wurden von der ESF–
Verwaltungsbehörde Österreich im Dokument „Förderfähige Kosten ESF–OP Beschäfti-
gung Österreich 2007–2013“ normiert und sind in der geltenden Fassung für alle zwi-
schengeschalteten Stellen verbindlich. Die Regeln für die Projektgenehmigung waren 
in einem Projektleitfaden festgehalten.

Nicht abgestimmte 
Leistungspreise und 
Abrechnungsformen
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stände etc.) und Gemeinkosten den Projekten zugeordnet werden bzw. 
wie bei Beschaffungsvorgängen die Angemessenheit der Preise nach-
zuweisen war. Das Bundessozialamt erstellte im Jahr 2009 unter Ein-
beziehung des BMASK ein öffentlich zugängliches Projekthandbuch, 
in dem die Zweifelsfragen geklärt wurden.

 24.2 Der RH kritisierte die vom Beginn der Förderungsperiode 2007 bis 2009 
bestehenden Probleme. Er beurteilte die Maßnahmen zur effizienten 
Administration der ESF–Mittel positiv und empfahl dem BMASK und 
dem Bundessozialamt, die Bemühungen zur Vereinfachung der Nut-
zung der Mittel des ESF weiterzuführen und für die kommende För-
derungsperiode des ESF ab dem Jahr 2014 bereits frühzeitig Maßnah-
men zur effizienten Projektabwicklung zu treffen.

 24.3 Das BMASK führte aus, dass die ESF–Prüfbehörde bei ihren „Second–
Level–Control  (SLC)“ Prüfungen verpflichtet sei, sämtliche gemeldete 
Kosten vor Ort einer Überprüfung zu unterziehen. Ihr Auftrag liege pri-
mär in der Prüfung der Abrechnung. Seien Vorgaben verletzt worden, 
habe die Prüfbehörde Kürzungen vorzunehmen, auch wenn es sich um 
geringe Beträge handle, die für Außenstehende kleinlich und bürokra-
tisch wirken. Die Europäische Kommission habe bei ihrer letzten Prü-
fung der Prüfbehörde des ESF in Österreich im März  2012 die hohe 
Qualität der Prüfungen der Prüfbehörde bestätigt, insbesondere die prä-
zise Einhaltung der Vorgaben der Kommission.

Die Verordnungen der Europäischen Union würden jedoch durch-
aus Möglichkeiten zu einer einfachen, dennoch den Grundsätzen von 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit verpflichteten Abrechnung von 
gewährten Fördermitteln vorsehen. Das BMASK strebe an, die im 
Jahr  2014 beginnende neue Förderungsperiode des ESF auch dafür zu 
nutzen, noch stärker als bisher abrechnungsvereinfachende Maßnah-
men bei der Projektkonzeption einzusetzen.

Die Prüfbehörde führe ihre Prüfungen für alle zwischengeschalteten 
Stellen in Österreich gleichermaßen nach ihrem geltenden Prüfhand-
buch durch, das auf den Verordnungen und Leitlinien der Kommission 
basiere. Dementsprechend würden an alle verwaltenden Stellen und 
Begünstigten die gleichen Anforderungen gestellt.
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Land Steiermark

  25.1 (1) Das Land Steiermark legte seit dem Jahr 2004 je Leistungsart Norm-
kosten pro Tag fest,94 die bei einigen Leistungen nach dem Grad der 
Beeinträchtigung der Klienten abgestuft waren.95 Die tatsächlichen 
Kosten der Maßnahmenträger waren somit irrelevant. Die Abrechnung 
erfolgte monatlich, bezirksweise und personenbezogen.96 Eine elek-
tronische Abrechnung war nicht vorgesehen. Ab Juli 2011 war eine 
zweimonatige Abrechnung möglich.

(2) Die Höhe der Normkosten war sehr umstritten:

—  Bei der Ermittlung im Jahr 2004 zog das Land Steiermark von 
den berechneten Kosten aus budgetären Gründen „kalkulatorische 
Erfolgsberichtigungen“ zwischen 10 % und 16 % ab (z.B. zur Abgel-
tung von Erlösen aus dem Verkauf von Produkten). Es war unklar, 
ob solche Erlöse tatsächlich eingehoben werden konnten.

—  Eine vom Steirischen Gemeinde– und Städtebund beauftragte Stu-
die kritisierte im Jahr 2009 die Berechnung der Overhead–Kosten. 
Diese erfolgte proportional zur Zahl der Klienten (und begünstigte 
damit große Träger) und sah einen Anstieg bei einem höheren Grad 
der Beeinträchtigung der Klienten vor.

—  Ein gemeinsamer Evaluierungsbericht der Landessozialabteilung und 
der Maßnahmenträger im Jahr 2009 kritisierte die geringe Valori-
sierung der Normkosten seit dem Jahr 200497 und sprach von einer 
„unhaltbaren Situation“: Die Dienstleister könnten ihre Verträge 
nicht erfüllen, das Land die festgelegten Leistungsanforderungen 
nicht durchsetzen, Anspruchsberechtigte die Leistung nicht in der 
festgelegten Qualität erhalten.98

94 Lediglich bei Sonderverträgen, die von der Leistungs– und Entgeltverordnung abwei-
chende Leistungen definierten, war ein Verrechnungssatz im Einzelnen festzulegen.

95 gemäß Anlage 2 zur Leistungs– und Entgeltverordnung zum StBHG bei Beschäftigung 
in Tageswerkstätten produktiv/kreativ bzw. mit Tagesstruktur und den stationären Leis-
tungen im Bereich Wohnen

96 Anlage 3 zur Leistungs– und Entgeltverordnung zum StBHG (Ab– und Verrechnungs-
bestimmungen)

97 Von 2004 bis 2008 waren zwar Kostensteigerungen von rd. 17 % eingetreten, die 
Preisanpassungen aber unter 3 % geblieben.

98 Mit einer Novelle des StBHG im Jahr 2007 führte das Land Steiermark ab August 2007 
eine paritätische Kommission ein, die Empfehlungen zur Valorisierung abgeben sollte. 
Wenn keine Einigung erfolgte, war eine Schlichtungsstelle mit richterlichem Vorsitz 
eingerichtet. Sowohl die paritätische Kommission als auch die Schlichtungsstelle hat-
ten jedoch nur beratende Funktion, LGBl. Nr. 74/2007, § 47a StBHG.
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—  Im Jahr 2009 erhöhte das Land Steiermark die Normkosten um 
rd. 7 %, für die kommenden drei Jahre war ihr Heranführen an die 
Kostendeckung geplant. Im Jahr 2010 erfolgte eine weitere Erhöhung 
(bei der beruflichen Eingliederung zwischen 4,5 % und 6,4 %). Im 
Jahr 2011 erfolgte aus budgetären Gründen aber wieder eine deut-
liche Senkung99 (für berufliche Eingliederung Arbeitstraining um 
rd. 23 %, für berufliche Eingliederung in Werkstätten um rd. 19 % 
und für berufliche Eingliederung durch betriebliche Arbeit um 
rd. 36 %).100 Eine Analyse der Ist–Kosten oder der Auswirkungen 
dieser Absenkung (z.B. hinsichtlich verminderter Vermittlungser-
folge in den Arbeitsmarkt und entsprechender Folgekos ten) erfolgte 
vorher nicht.101

Das Land beauftragte eine Evaluierung der Normkosten bis April 2012.

 25.2 Der RH stellte fest, dass die nicht elektronische, bezirksweise, monat-
liche (bzw. ab Juli 2011 zweimonatliche) Abrechnung aufwendig war. 
Er hielt die Festsetzung von Normkosten grundsätzlich für sinnvoll, 
eine regelmäßige Evaluierung anhand der Ist–Kosten jedoch für unab-
dingbar.

Er empfahl dem Land Steiermark, eine zentrale elektronische Abrech-
nung mit größeren Zeiträumen zu prüfen, sowie die Evaluierung der 
Normkosten anhand der Ist–Kosten der Maßnahmenträger umgehend 
durchzuführen.

 25.3 Das Land Steiermark führte aus, ein Auftrag zur Evaluierung der 
Normkosten sei bereits von der Landesregierung erteilt worden, die 
erste Phase sei bereits abgeschlossen. Ein Endergebnis sei im Septem-
ber bzw. Oktober 2012 zu erwarten. Zur Empfehlung einer zentralen 
elektronischen Abrechnung gab das Land Steiermark keine Stellung-
nahme ab. Es merkte jedoch an, dass die Senkung der Tag– und Stun-
densätze im Jahr 2011 im Zusammenhang mit Änderungen der Leis-
tungs– und Entgeltverordnung erfolgt sei, mit der Einsparungen bei 
den Maßnahmenträgern ermöglicht worden seien. Dazu seien Verhand-
lungen mit den Trägern geführt und die Anpassungen der Struktur-
standards abgestimmt worden.

99 Mit den Preisen wurden auch die geforderten Strukturparameter reduziert, z.B. die 
Dienstposten je Klient, die zu erbringenden Betreuungsstunden und die notwendige 
Fortbildung bzw. Qualifikation.

100 Ein Maßnahmenträger brachte dagegen eine Klage ein, die auf Feststellung kostende-
ckender Preise lautete (Protokoll der Sitzung der Schlichtungsstelle StBHG vom 26. Jän-
ner 2012).

101 Die Stellungnahmen verschiedener Maßnahmenträger wiesen darauf hin, dass damit 
gerade dort gespart werde, wo volkswirtschaftlich der größte Nutzen möglich sei.
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Vergleich der Leistungspreise und Abrechnungsvorgaben

 26.1 (1) Die Maßnahmenträger hatten neben den Projekthandbüchern des 
Bundessozialamtes und den Abrechnungsvorgaben für das Normkos-
tenmodell des Landes Steiermark im Verhältnis zum AMS Steiermark 
zu berücksichtigen, dass dieses in der Regel Ausschreibungen durch-
führte. Damit waren die Rahmenbedingungen für Vorbereitung, Kal-
kulation und Abrechnung von Projekten je nach Finanzierungsträger 
sehr unterschiedlich. Die Maßnahmenträger hatten Spielräume, je nach 
ihrer Kostenstruktur den für sie günstigsten Finanzierungsträger aus-
zuwählen.

(2) Die folgende Tabelle zeigt die durchschnittlichen Kosten je Leistung 
beim Bundessozialamt 2010 und die Normkosten des Landes Steier-
mark zur Zeit der Gebarungsüberprüfung (Ende 2011).102

102 Die Normkosten beim Land Steiermark waren in Tagsätzen festgelegt. Der RH rechnete 
diese zur besseren Vergleichbarkeit mit den Bundessozialamt–Leistungen anhand von 
264 Arbeitstagen im Jahr auf Jahreswerte um. Die Kosten je Förderungsfall und Jahr 
bei Beschäftigungstherapie in Werkstätten betrugen, je nach Schwere der Beeinträch-
tigung, zwischen rd. 14.000 EUR und rd. 36.000 EUR. 
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 26.2 Der RH wies darauf hin, dass die Maßnahmenträger mangels eindeu-
tiger Abgrenzung der Leistungsarten und Zielgruppen teure Projekte 
mit Einzelkosten beim Bundessozialamt einreichen, günstige Maßnah-
men aber beim Land Steiermark mit Normkosten abrechnen konnten. 
Andererseits verursachten die unterschiedlichen Abrechnungsvorga-
ben für die Maßnahmenträger unnötige Verwaltungskosten. Neben der 
eigenen Buchführung mussten sie bei ESF–kofinanzierten Projekten 
gesonderte Buchführungen vorhalten und die spezifischen Vorgaben 
einhalten (z.B. hinsichtlich von Zeitaufzeichnungen beim Personalein-
satz oder Vergleichsangeboten bei Beschaffungen). 

Der RH wiederholte seine Empfehlung an das BMASK, das Bundes-
sozialamt und das Land Steiermark, eine Aufgabenentflechtung vor-
zunehmen (TZ 6 bis 9).  Bis dahin sollten für ähnliche Leistungen 
abgestimmte Preise und Abrechnungsmodalitäten vorgegeben werden.

Tabelle 14:  Durchschnittliche Kosten beim Bundessozialamt und Normkosten des Lan-
des Steiermark

Kosten je Förderungs-
fall und Jahr 

in EUR
Betreuungsschlüssel Entscheidungsträger

Arbeitsrelevante 
Kompetenzförderung 17.609 1:6 Land Steiermark

Berufliche Eingliederung 
Werkstätte 15.040 1:4,5 Land Steiermark

Beschäftigungsprojekt 12.743 1:6 Bundessozialamt

Berufliche Eingliederung 
Arbeitstraining 11.246 1:4,5 Land Steiermark

Qualifizierungsprojekt 8.518 1:6 Bundessozialamt

Berufliche Eingliederung 
betriebliche Arbeit 8.517 1:5,6 Land Steiermark

Jobcoaching 2.941 8 im Jahr je Betreuer Bundessozialamt

Berufsausbildungsassistenz 1.765 1:25 Bundessozialamt

iHB Gutachten1 2005 1.567 n.v. Land Steiermark

Clearing 986 35 im Jahr je Betreuer Bundessozialamt

Arbeitsassistenz 985 1:20 Bundessozialamt

iHB Gutachten1 2010 347 n.v. Land Steiermark
1 des Vereins zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs

Quellen: Bundessozialamt, Land Steiermark
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 26.3 Das BMASK führte aus, die vom RH aufgezeigten Unterschiede in 
der Abwicklung und Abrechnung von Projekten würden mit Sicher-
heit zutreffen. Sie würden sich zum Teil durch unterschiedliche recht-
liche Vorgaben begründen. Es sei das Bestreben des BMASK, die im 
Jahr  2014 beginnende neue Förderungsperiode des ESF auch dafür 
zu nutzen, noch stärker als bisher abrechnungsvereinfachende Maß-
nahmen bei der Projektkonzeption einzusetzen. Das dabei gewonnene 
Know–how könne selbstverständlich auch im Bereich des Landes Stei-
ermark genutzt werden.

Im Übrigen verwies das BMASK auf die Absicht, in Zukunft verstärkt 
auch Aspekte der Behindertenpolitik über das Instrument der Territo-
rialen Beschäftigungspakte abzustimmen.

 27.1 (1) Das Land Steiermark kontrollierte, ob die Vorgaben der Leistungs– 
und Entgeltverordnung (z.B. Betreuungsschlüssel, Raumgrößen etc.) 
eingehalten waren. Für diese Kontrolle waren keine bestimmten Prü-
fungsintervalle festgelegt. In den Jahren 2009 und 2010 erfolgten bei 
Leistungen der beruflichen Eingliederung Prüfungen bei sieben Stand-
orten mit 14 Leistungsarten, das entsprach rd. 11 % der bestehenden 
Verträge (vgl. TZ 12). Eine Studie zeigte jedoch, dass keineswegs alle 
Einrichtungen alle Vorgaben einhielten.103

Das Land Steiermark erfasste nicht, wie oft die berufliche Eingliede-
rung (je Maßnahmenträger oder je Leistungsart) tatsächlich eine Ver-
mittlung in den Arbeitsmarkt, eine weitergehende Ausbildung oder 
eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Betroffenen erreichte.

(2) Das Bundessozialamt erhob, wie viele Arbeitsplätze durch die von 
ihm geförderten Maßnahmen beschafft bzw. gesichert werden konn-
ten.104 Mindestens einmal jährlich besuchte ein Mitarbeiter jedes Pro-

103 Dies betraf die Leistung vollzeitbetreutes Wohnen Ende 2008. Einzelne Träger lagen 
bei der Beschäftigung in Tageswerkstätten sogar um 40 % unter der Norm.

104 Zusätzlich beauftragte das Bundessozialamt bzw. das BMASK zu Schwerpunktthemen 
Evaluierungsberichte, z.B. lag vom September 2006 ein (bundesweiter) Evaluierungs-
bericht zum Thema Clearing vor, weiters ein Evaluierungsbericht über die steirische 
Arbeitsassistenz sowie ein Evaluierungsbericht über die Beschäftigungsoffensive. Dabei 
führten Dienstleister oft umfassende Analysen (insbesondere eine längerfristige Erfolgs-
statistik unter Nutzung von Beschäftigungsdaten des Hauptverbandes) und Befragungen 
von Teilnehmern und Maßnahmenträgern durch.

Fehlen eines über-
greifenden Control-
ling
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jekt vor Ort.105 Zu jedem Projekt gab es Erfolgsvorgaben,106 bei deren 
dauerhafter bzw. gravierender Nichterreichung trotz Aufforderung zur 
Verbesserung Projekte eingestellt bzw. reorganisiert wurden. Das Con-
trolling unterlag jedoch wesentlichen Einschränkungen:

—  Das Bundessozialamt war nicht informiert, welche geförderten Per-
sonen auch Leistungen vom Land Steiermark bezogen.

—  Es ordnete den Erfolgen keine finanziellen Mittel zu und konnte 
daher für die einzelnen Förderungsmaßnahmen keine Kosten–Nut-
zen–Relation herstellen.107

—  Die Erfolgsquoten der Projekte einzelner Maßnahmenträger waren 
innerhalb der gleichen Leistungsarten um bis zu 100 % unterschied-
lich.108 Die Ergebnisse waren nicht öffentlich. Eine systematische 
Analyse der Erfolgsfaktoren bzw. eine Anpassung der Vorgaben 
erfolgte nicht, da die Ausgangslagen (regionale Arbeitsmarktlage, 
Grad der Behinderung der Teilnehmer) als zu unterschiedlich emp-
funden wurden.109

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte das Bundessozialamt ein Pro-
jekt eingeleitet, um durch eine genauere Analyse der Voraussetzungen 
(z.B. Art der Behinderung, Lebensalter etc.) und Ergebnisse (erreichte 
Teilziele am Weg zum ersten Arbeitsmarkt) einen systematischen Ver-
gleich von Erfolgsfaktoren zu ermöglichen.

105 Gemäß dem Projekthandbuch zur Projektbearbeitung mussten mehrjährige Projekte 
mindestens einmal jährlich in Form eines Projektbesuchs kontrolliert werden.

106 Zum Beispiel regelte der Durchführungserlass BMASK – 44101/0105 – IV/A/6/2010, 
dass bei der Arbeitsassistenz die Anzahl der Erfolge pro Arbeitsassistent zwischen För-
derungsnehmer und Förderungsgeber festzulegen ist. Diese Zahl sollte nicht unter 15, 
bei Menschen mit psychischer Beeinträchtigung nicht unter zehn liegen.

107 Der RH hatte dies bereits in seinem Bericht Förderungsmaßnahmen zur Integra-
tion behinderter Jugendlicher in den Arbeitsmarkt festgestellt und kritisiert (Reihe 
Bund 2004/4, TZ 23).

108 Die Erfolgsquote bei der Erlangung von Arbeitsplätzen lag 2004 bis 2006 zwischen 
knapp unter 40 % und knapp unter 80 %. (Die steirische Arbeitsassistenz, Leistungs-
spektrum und Erfolge, Endbericht 2008, S. 29)

109 Die steirische Arbeitsassistenz, Leistungsspektrum und Erfolge, Endbericht 2008, S. 81. 
Erfolge seien immer durch mehrere Faktoren bedingt, von trägerspezifischen (wie z.B. 
Personalfluktuation und Qualifikation) zu externen Faktoren (z.B. Anteil an Jugend-
lichen gegenüber älteren Personen oder Personen mit körperlichen oder psychischen 
Beeinträchtigungen).
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 27.2 (1) Der RH kritisierte, dass für die Kontrolle der Vorgaben der Leistungs– 
und Entgeltverordnung keine Prüfungsintervalle festgelegt waren.

Er empfahl daher dem Land Steiermark, ausreichende Kontrollen vor 
Ort sicherzustellen, insbesondere durch Vorgabe eines zeitlichen Rah-
mens, in dem jede Einrichtung vor Ort zu überprüfen wäre.

(2) Der RH kritisierte weiters, dass das Land Steiermark die Erfolge der 
beruflichen Eingliederung nicht erfasste. Demgegenüber anerkannte 
er die Bemühungen des Bundessozialamtes für eine Erfolgskontrolle, 
kritisierte jedoch, dass es keinen systematischen Vergleich der Erfolgs-
faktoren durchführte und die Kosten nicht den Erfolgen zuordnete.

Der RH empfahl daher dem Land Steiermark, die Vermittlungserfolge 
der beruflichen Eingliederung zu erfassen.

Er empfahl dem BMASK und dem Bundessozialamt, den Erfolgen die 
dafür aufgewendeten Mittel zuzuordnen und Erfolgsfaktoren syste-
matisch zu analysieren.

(3) Schließlich kritisierte der RH, dass mangels Verknüpfung der Daten 
(TZ 20) nicht analysiert werden konnte, wie Maßnahmen des Bundes-
sozialamtes und des Landes Steiermark zusammen wirkten.

Der RH empfahl daher dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem 
Land Steiermark, ein gemeinsames Controlling zu erarbeiten, soweit 
Personen sowohl Leistungen vom Bundessozialamt als auch vom Land 
Steiermark erhielten.

 27.3 (1) Das BMASK verwies auf seine Absicht, in Zukunft verstärkt auch 
Aspekte der Behindertenpolitik über das Instrument der Territorialen 
Beschäftigungspakte abzustimmen. Wegen veralteter IT–Ausstattung 
sei weiters im Bundessozialamt eine umfassende Neugestaltung des 
IT–Systems im Gange. Der Bereich der Projektförderungen habe dabei 
höchste Priorität. Dies werde zu einer massiven Verbesserung führen.

(2) Das Land Steiermark stimmte dem RH zu, dass ein verbessertes 
Controlling wünschenswert sei. Mit 1. August 2012 sei eine Stabs-
stelle Budget, Personal, Controlling eingerichtet worden, die entspre-
chende Aufgaben übernehmen und die notwendigen Instrumente schaf-
fen würde. Seit Jahren würden Evaluatoren eines Maßnahmenträgers 
eingesetzt und dabei Menschen mit Behinderung im Gespräch mit den 
Betroffenen eine Evaluation der Maßnahmen vornehmen. Die Ergeb-
nisse würden sowohl in die Angebotsplanung als auch in das Control-
ling einfließen.
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 27.4 Der RH begrüßte eine verstärkte Abstimmung über die Territorialen 
Beschäftigungspakte. Er hielt auch den Einsatz von Menschen mit 
Behinderung zur sachkundigen Evaluation von Angeboten für Men-
schen mit Behinderung für durchaus geeignet, wies das Land Steier-
mark jedoch darauf hin, dass trotzdem Kontrollen flächendeckend und 
regelmäßig durchzuführen wären. Er hielt daher an seiner Empfehlung 
der Vorgabe von Prüfungsintervallen fest.

 28.1 Der RH analysierte die Möglichkeit von unzulässigen Doppelförde-
rungen und die dagegen getroffenen Vorkehrungen. Da im Land Stei-
ermark keine personenbezogenen Datenbanken existierten, war eine 
vollständige Überprüfung von Doppelförderungen durch die gegen-
ständliche Gebarungsüberprüfung des RH nicht möglich.

Der RH ermittelte jedoch anhand von Buchungsdaten Überschnei-
dungen und zog daraus eine Stichprobe,110 die er näher analysierte. 
Dabei stellte der RH fest, dass für alle Förderungen, die an idente Per-
sonen von mehreren Trägern gleichzeitig bezahlt wurden, vertragliche 
Grundlagen bestanden. Die Bezirksverwaltungsbehörden waren über 
diese Grundlagen jedoch nicht immer informiert.111

Das Land Steiermark bezahlte die Normkosten, ohne Einnahmen (z.B. 
andere Förderungen) aus anderen Quellen zu berücksichtigen. Das 
Bundessozialamt verpflichtete die Maßnahmenträger im Förderungs-
vertrag, etwaige Einnahmen (z.B. andere Förderungen) zu melden.112

 28.2 Der RH hob hervor, dass er in seiner Stichprobe keine unzulässigen 
Doppelförderungen feststellte. Er wies jedoch darauf hin, dass die 
Datenqualität einen vollständigen Ausschluss von Doppelförderungen 
nicht zuließ und nicht alle vollziehenden Stellen über die Grundlagen 
von Förderungskombinationen informiert waren. Schon aus Gründen 
der Generalprävention hielt der RH daher die unter TZ 20 und 27 emp-

110 Der RH ermittelte die personenbezogenen Überschneidungen eines Jahres. Die Daten-
qualität (es waren teilweise nur Buchungsdaten, keine Leistungsdaten verfügbar) machte 
eine Vollprüfung unmöglich. Der RH wählte daraufhin einen Bezirk (Radkersburg) aus 
und erhob für die betroffenen Einzelpersonen (rd. 35 Personen) die genauen Leistungs-
daten und die Grundlagen der jeweiligen Zuerkennung.

111 Inhalte und Zielsetzungen der Sonderverträge waren in den Bezirksverwaltungsbehör-
den teilweise nicht bekannt, dort lagen nur Listen mit den Projektbezeichnungen und 
den Preisen auf.

112 Laut Protokoll der „Steuerungsgruppe Land, AMS und Bundessozialamt“ vom 8. Novem-
ber 2007 forderte das AMS Steiermark das Land Steiermark und das Bundessozialamt auf, 
den jeweiligen Förderungsnehmer zu verpflichten, das AMS Steiermark im Falle eines Ein-
stiegs einer beim AMS vorgemerkten Person über eine etwaige Förderung zu informieren 
(„externe Kurskosten“). Das AMS Steiermark hätte nur ein Vertragsverhältnis zum Kun-
den, dieser jedoch keinen Einblick in die Gesamtfinanzierung der Maßnahmen.

Risiko von unzuläs-
sigen Doppelförde-
rungen
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fohlene Verknüpfung der Förderungsdaten und eine Abstimmung der 
Datenerfassung für sinnvoll, um Doppelförderungen vollständig ver-
meiden zu können. Er wiederholte daher seine diesbezügliche Emp-
fehlung.

 28.3 Das BMASK führte aus, wegen veralteter IT–Ausstattung sei im Bun-
dessozialamt eine umfassende Neugestaltung des IT–Systems im Gange. 
Der Bereich der Projektförderungen habe dabei höchste Priorität. Dies 
werde zu einer massiven Verbesserung führen.

 29.1 (1) Bereits für die Feststellung der Zuständigkeit war oft eine Rückfrage 
bei anderen Behörden erforderlich (z.B. waren bei Anträgen auf Lohn-
kostenzuschuss Rückfragen der Bezirke beim Bundessozialamt nötig, 
siehe TZ 9). Im Jahr 2010 gab es rd. 1.000 Anträge auf Lohnkostenzu-
schüsse. Umgekehrt hatte das Bundessozialamt alle Feststellungsbe-
scheide an die jeweilige Bezirkshauptmannschaft zu übermitteln. Rück-
fragen des Landes Steiermark waren auch bei Fahrtkostenzuschüssen 
hinsichtlich des Bezugs von Mobilitätzuschüssen bzw. bei Leistungen 
der Unterstützungsfonds im Einzelfall erforderlich.113

(2) Für eine qualifizierte Verweisung oder Beratung über Leistun-
gen anderer Entscheidungsträger waren Informationen über deren 
Leistungsangebot erforderlich. Angesichts der Vielzahl der Projekte 
(siehe TZ 12) war dies ohne gemeinsame Strukturen von Bundessozi-
alamt (z.B. Datenbanken) und Land Steiermark kaum möglich.

(3) Eine strukturierte Unterstützung (z.B. gemeinsame Datenbanken) 
fehlte.

 29.2 Der RH kritisierte, dass keine gemeinsamen Datenbanken bestanden. 
Als Folge davon waren die Informationen für Beratungsleistungen 
nicht verfügbar, jene für die korrekte Vollziehung mussten aufwendig 
eingeholt werden.

113 § 24 StBHG regelte: Die Höhe des Zuschusses zu den Fahrtkosten zur Erreichung des 
Arbeitsplatzes gemäß § 8 Abs. 4 StBHG ergab sich aus der Differenz zwischen den 
monatlichen Kosten für das kostengünstigste, der Behinderung angepasste, zumutbare 
Verkehrsmittel und den Fahrtkosten, die ein Mensch ohne Behinderung monatlich für 
die Erreichung des Arbeitsplatzes aufzuwenden hat. Da Menschen ohne Behinderung 
keinen Mobilitätszuschuss erhielten, rechnete das Land den Mobilitätszuschuss auf den 
Fahrtkostenzuschuss an.

Abstimmung im Ein-
zelfall

Effektivität der Koordinationsmaßnahmen
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Der RH empfahl dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, gemeinsame Strukturen (z.B. eine Datenbank) zum Infor-
mationsaustausch einzurichten, um eine qualifizierte Beratung der Kli-
enten und eine korrekte Vollziehung sicherstellen zu können.

 29.3 Das BMASK verwies diesbezüglich auf die Absicht, verstärkt auch 
die berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über das 
Instrument der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen. Auch 
das Land Steiermark wies auf geplante Verbesserungen in der IT hin. 
Beide Stellen erklärten weiters, an einer verbesserten Zusammenarbeit 
interessiert zu sein.

 30.1 (1) Im Jahr 2010 finanzierten das Bundessozialamt und das Land Steier-
mark 24 Projekte gemeinsam. In 18 Projekten wurde die vom Bundes-
sozialamt organisierte Leistung Arbeitsassistenz vom Land Steiermark 
und dem AMS Steiermark mitfinanziert.114 Daneben waren ein Beschäf-
tigungsprojekt und fünf Qualifizierungsprojekte gemeinsam finanziert. 
Das Land Steiermark setzte 2010 rd. 385.000 EUR für Arbeitsassistenz 
und rd. 300.000 EUR für die sonstigen Projekte ein.

(2) Das Land Steiermark beteiligte sich in unterschiedlicher Form an 
der Finanzierung: durch Pauschalzahlungen an das Bundessozialamt 
oder durch die Übernahme von Kosten für Betreuungspersonal, der 
Zahlung von Tagsätzen oder eines prozentualen Anteils der Kosten je 
Teilnehmer bei den Maßnahmenträgern.115 Eine strategische Begrün-
dung für die Auswahl der Projekte bzw. der Finanzierungsformen war 
nicht ersichtlich.

(3) In einigen Fällen bezahlte das Land Steiermark Normkosten für eine 
reguläre Leistung nach der Leistungs– und Entgeltverordnung (z.B. 
Eingliederungshilfe in Werkstätten) und das Bundessozialamt ergänzte 
die Leistung durch zusätzliche Betreuung (z.B. Berufsausbildungsas-
sistenz). Im Ergebnis entstand so eine neue Leistung. Die Gutachten 
und die Bescheide des Landes Steiermark bezogen sich aber — entspre-
chend der Leistungs– und Entgeltverordnung — auf die dort vorgese-
hene reguläre Leistung. Die zusätzliche Förderung des Bundessozial-
amtes konnte dabei nicht berücksichtigt werden.

114 Grundlage für die Finanzierung durch das Land Steiermark war das Steiermärkische 
Arbeitsförderungsgesetz 2002.

115 Die Projektträger gaben vom Land geleistete Zahlungen als Einnahmen in der Abrech-
nung mit dem Bundessozialamt an. Dieses reduzierte die Förderung entsprechend.

Abstimmung auf 
Projektebene
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(4) Mehrere Einrichtungen führten einen einheitlichen Betrieb sowohl 
mit Personen, die vom Land Steiermark gefördert wurden, als auch 
mit anderen Personen, die davon getrennt vom Bundessozialamt Leis-
tungen erhielten. In einer von einem Maßnahmenträger betriebenen 
Konditorei wurden z.B. die Süßwaren mit vom Land Steiermark geför-
derten Personen hergestellt, und mit vom Bundessozialamt geförderten 
Personen verkauft. Für das Funktionieren des Gesamtprojekts (Produk-
tion und Verkauf) waren daher beide unabhängig voneinander organi-
sierten Förderungen wesentlich. Die Entscheidungen über die Förde-
rungen fielen jedoch beim Land Steiermark und beim Bundessozialamt 
in der Regel unabhängig voneinander.116

(5) Vereinbarungen mussten den Vorgaben aller an der Finanzierung 
beteiligten Rechtsträger entsprechen. Daher konnten z.B. im Jahr 2009 
Fahrtkosten für Bewerbungsgespräche nicht über eine Projektfinanzie-
rung erfolgen. Diese wurden daher im Einzelfall gefördert.117

 30.2 Der RH stellte fest, dass durch das Zusammenwirken der Förderungen 
vom Bundessozialamt und vom Land Steiermark teilweise spezifische 
Leistungsarten entstanden. Die bestehenden Vorgaben (z.B. die Abgren-
zung von Fahrtkosten zu Bewerbungsgesprächen von Projektkosten) 
waren dafür nicht immer passend. Weiters wurden die „neuen“ Leis-
tungen nicht ausreichend in die Vorgaben des Landes Steiermark inte-
griert. Da sie nicht in der Leistungs– und Entgeltverordnung wiederge-
geben waren, konnten sie in den Gutachten des Vereins zur Feststellung 
des individuellen Hilfebedarfs und den Bescheiden der Bezirksverwal-
tungsbehörden nicht berücksichtigt werden.

Nach Auffassung des RH wären die projektspezifischen Vereinbarungen 
daher auf einer strategischen Ebene zu ergänzen, um geeignete Vorga-
ben und ihre Integration in die Abläufe der Behörden sicherzustellen.

Der RH empfahl daher dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem 
Land Steiermark, bei projektspezifischen Vereinbarungen sicherzu-
stellen, dass auch die jeweiligen internen Regelungen (insbesondere 
die Begutachtungen und die Leistungszuerkennungen) diese Verein-
barungen berücksichtigten.

116 Wie häufig diese Konstellation war, konnte der RH nicht ermitteln. Er wies jedoch 
darauf hin (TZ 12), dass rd. 140 Projekte von Maßnahmenträgern organisiert wur-
den, die für das Bundessozialamt und für das Land Steiermark arbeiteten. Nur bei 24 
davon organisierten das Bundessozialamt und das Land Steiermark eine Kofinanzie-
rung. In den übrigen Fällen blieb die Kombination der Förderungen (die völlig unab-
hängig oder gegenseitig unterstützt sein konnten) dem Maßnahmenträger überlassen.

117 Protokoll Projektabstimmung AMS Steiermark, Bundessozialamt, Land Steiermark vom 
8. September 2009, S. 2



Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und 
Bundessozialamt – Koordination und Parallelität

BMASK

Bund 2012/12  249

Effektivität der Koordinationsmaßnahmen

 30.3 Das BMASK verwies diesbezüglich auf die Absicht, verstärkt auch 
die berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über das 
Instrument der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen. Auch 
das Land Steiermark erklärte in seiner Stellungnahme, einen institu-
tionalisierten Abstimmungsprozess anzustreben.

 31.1 Bei Konzeptionierung des StBHG war eine Kooperation hinsichtlich 
der Gutachter zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs zwischen 
Land Steiermark und Bundessozialamt geplant. Ein Pilotversuch im 
Jahr 2002 ergab, dass ein einheitliches Beraterteam mit einheitlichen 
Vorgaben sinnvoll wäre. Daher sollten die Gutachter des Bundessozial-
amtes auch vom Land Steiermark genutzt werden. Das BMASK lehnte 
jedoch die Einstellung von zusätzlichem Personal beim Bundessozial-
amt damals — trotz angebotener Refundierung der Kosten durch das 
Land Steiermark — ab. Daraufhin wurden zusätzliche Gutachter im 
Verein zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs angestellt. Gut-
achter des Bundessozialamtes führten jedoch weiterhin Gutachten bei 
Kindern und Jugendlichen durch, die das Land Steiermark nutzte. Eine 
schriftliche Vereinbarung dazu existierte nicht.

—  Die Kosten des Vereins finanzierte das Land Steiermark über Förde-
rungen, deren Höhe die Landessozialabteilung jährlich der Landes-
regierung vorschlug. Bis zum 31. Dezember 2007 baute der Verein 
einen Geldmittelbestand von rd. 1,49 Mill. EUR auf. Im Jahr 2008 
erfolgte daraufhin keine Zahlung des Landes. Ende 2010 hatte der 
Verein Geldmittel von rd. 800.000 EUR. Die Abteilungsleiterin der 
Landessozialabteilung war auch im Vereinsvorstand vertreten.118

—  Die folgende Tabelle zeigt die Kosten lt. Rechnungsabschluss des 
Vereins zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs, die Anzahl 
der Gutachten und die Kosten je Gutachten:

118 Der Vorstand bestand aus der ehemaligen Leiterin der Landesstelle Steiermark des Bun-
dessozialamtes, der Abteilungsleiterin der Landessozialabteilung und – als Obmann – 
einem Universitätsprofessor.

Gemeinsamer Einsatz 
von Personal
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Die Kosten der Gutachten stiegen von 2005 bis 2010 von rd. 480.000 EUR 
auf rd. 1,1 Mill. EUR. Das bedeutete bei einer Steigerung der Anzahl der 
Gutachten von 306 im Jahr 2005 auf 3.053 im Jahr 2010 einen Rück-
gang der Kosten je Gutachten von 1.567 EUR auf rd. 350 EUR (– 78 %).

—  Die Gutachter sollten neben einer Empfehlung für eine bestimmte 
Leistung nach § 42 Abs. 5 Z 2 StBHG auch einen Hilfe– und Ent-
wicklungsplan erstellen. Tatsächlich empfahlen sie zwar die Leis-
tungen oft befristet und evaluierten sie nach Ablauf der Befristung, 
Entwicklungspläne erstellten sie jedoch nicht. Ob die Gutachter auch 
die Eignung von Maßnahmen nach Sonderverträgen (TZ 9) beurtei-
len sollten, war unklar. Ein „Leistungsvertrag“ zwischen dem Land 
Steiermark und dem Verein existierte nicht.

—  Die Begutachtung von Kindern und Jugendlichen erfolgte durch das 
Bundessozialamt. Da die dort eingesetzten Ressourcen nicht aus-
reichten, waren zwei Personen beim Verein angestellt, die organi-
satorisch jedoch dem Bundessozialamt unterstanden.

—  Die Kosten des Vereins trug zunächst das Land Steiermark pauschal. 
Es rechnete sie aber zu 40 % den Bezirken zu, wozu es die einzel-
nen Gutachten bezirksweise aufteilte. Anfang 2012 war die Abrech-
nung für das Jahr 2007 noch offen, da kein Einvernehmen über die 
bezirksweise Aufteilung bestand. Für die Zuordnung der Gutachten 

Tabelle 15: Anzahl und Kosten der iHB-Gutachten1 2005 bis 2010

2005 2006 2007 2008 2009 2010
Veränderung 

2005 bis 2010 
in %

Anzahl VBÄ 10,4 19,4 19,4 19,1 20,6 20,6 98

Kosten in EUR 479.481 850.086 986.055 1.010.959 1.079.186 1.059.525 121

Anzahl 
Gutachten 306 897 1.416 1.756 1.745 3.053 898

Kosten je Gut-
achten in EUR 1.567 948 696 576 618 347 – 78

1 des Vereins zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs

Quellen: Land Steiermark, Verein zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs
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für Kinder und Jugendliche existierte ein besonderer Verteilungs-
schlüssel.119

 31.2 Der RH hielt die Erstellung eines Gutachtens zur Feststellung des indi-
viduellen Hilfebedarfs für zweckmäßig und anerkannte den Versuch 
des Bundessozialamtes und des Landes Steiermark, dabei zusammen-
zuarbeiten. In folgenden Bereichen sah der RH Mängel:

—  Ein einheitliches Gutachterteam für das Bundessozialamt und das 
Land Steiermark mit einheitlichen Vorgaben konnte nicht erreicht 
werden.

—  Funktionen in der fördernden und der geförderten Stelle sollten 
getrennt werden (auch im Hinblick auf die vorgehaltenen Geld-
mittel im Verein bzw. die starken Schwankungen in den Kosten je 
Gutachten).

—  Die Aufgaben des Vereins waren im Hinblick auf Sonderverträge 
und Entwicklungspläne unklar. Angesichts der starken Steigerung 
der Anzahl der Gutachten bzw. des starken Rückgangs der Kosten 
je Gutachten war nicht klar, ob der Verein kontinuierlich die glei-
che Gutachterleistung erbrachte.

—  Die dienstrechtliche und die organisatorische Verantwortung fie-
len bei der Begutachtung von Kindern und Jugendlichen teilweise 
auseinander.

—  Der Aufwand für die bezirksweise Zuordnung der Gutachterkosten 
anhand von Einzellisten war angesichts der pauschalen Kostentra-
gung durch das Land überhöht.

Der RH empfahl dem Land Steiermark, die Aufgaben des Vereins zur 
Feststellung des individuellen Hilfebedarfs klar zu regeln und Dop-
pelfunktionen in der fördernden und geförderten Stelle zu beseitigen. 
Die Kostenteilung mit den Bezirken wäre zu pauschalieren (z.B. durch 
einen einwohnerbezogenen Schlüssel).

Er empfahl weiters dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem Land 
Steiermark, für alle Gutachter die dienstrechtliche und organisatorische 
Verantwortung jeweils zusammenzuführen.

119 Erfolgte eine Begutachtung durch einen Mitarbeiter des Bundessozialamtes, fielen keine 
Zahlungen des Landes Steiermark an. Erfolgte die Begutachtung durch einen Mitar-
beiter des Vereins iHB, fielen Kosten an. Die Verrechnung musste so erfolgen, dass die 
Zuteilung eines bestimmten Gutachters nicht zu finanziellen Ungleichbehandlungen 
führte.
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 31.3 (1) Das BMASK führte aus, es sei lediglich zu vereinzelten Aushilfen 
gekommen, in denen Personal des Vereins zur Feststellung des individu-
ellen Hilfebedarfs vom Bundessozialamt für die Begutachtung von Kin-
dern organisatorisch eingesetzt worden sei. Anpassungen seien daher 
nicht erforderlich. 

(2) Demgegenüber stellte das Land Steiermark in seiner Stellungnahme 
in Aussicht, im Zuge einer Vereinheitlichung der Gutachtenskriterien 
auch die Aufgaben des Vereins zur Feststellung des individuellen Hil-
febedarfs zu reorganisieren.

 31.4 Der RH begrüßte die Ankündigung der Umsetzung seiner Empfehlung 
durch das Land Steiermark. Damit erübrigten sich weitere Maßnah-
men des BMASK.

 32.1 Zur besseren Koordination ihrer Maßnahmen schlossen das AMS Stei-
ermark, das Bundessozialamt und das Land Steiermark (teilweise unter 
Einbeziehung der PVA) Verwaltungsvereinbarungen ab.

—  Eine Vereinbarung ordnete Maßnahmen der sozialen Rehabilita-
tion dem Land, jene der beruflichen Rehabilitation grundsätzlich 
dem Bundessozialamt zu. Nach dem StBHG bestand jedoch ein 
Rechtsanspruch gegen das Land auch auf Leistungen der beruf-
lichen  (Re) H abilitation, der durch ein Verwaltungsabkommen nicht 
beseitigt werden konnte.

—  Eine Vereinbarung (mit mehreren Sondervereinbarungen für 
bestimmte Anbieter, z.B. das Berufliche Bildungs– und Rehabilita-
tionszentrum im Hinblick auf Leistungen der Berufsfindung) regelte 
bei parallelen Ansprüchen eine Kofinanzierung (50 % bei zwei Ent-
scheidungsträgern, Drittelfinanzierung bei drei Entscheidungsträ-
gern). Die Kofinanzierung erfolgte jedoch nicht pauschal, sondern 
in jedem Einzelfall. Voraussetzung dafür war, dass jede Behörde 
die Zugehörigkeit des Antragstellers zur eigenen Zielgruppe, das 
heißt das Vorliegen einer Behinderung im Sinne der jeweils eige-
nen Definition bestätigte. Der Verwaltungsaufwand für die Behör-
den reduzierte sich daher nicht wesentlich.

—  Schließlich bestand eine Verwaltungsvereinbarung über die Auf-
teilung von Lohnkostenzuschüssen zwischen dem Land Steiermark 
und dem AMS Steiermark. Sie konnte jedoch nicht ändern, dass zur 
Prüfung von Ansprüchen auf Lohnförderungen beim AMS Steier-
mark, beim Bundessozialamt und beim Land Steiermark Strukturen 
vorgehalten werden mussten, zusätzliche Bescheide nötig waren 

Verwaltungsvereinba-
rungen
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und die Betroffenen zusätzliche Behördenkontakte brauchten (siehe 
TZ 9).

 32.2 Nach Ansicht des RH verbesserten diese Verwaltungsvereinbarungen 
zwar die Situation der parallelen Aufgabenzuordnungen. Sie lösten die 
Probleme jedoch nicht umfassend, da die zugrunde liegenden gesetz-
lichen Vorschriften unverändert blieben.

Der RH empfahl daher dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem 
Land Steiermark, grundsätzliche Festlegungen auf der entsprechenden 
rechtlichen Ebene zu treffen, d.h. gegebenenfalls auch die nötigen 
gesetzlichen Änderungen anzustreben.

 32.3 Das BMASK verwies diesbezüglich auf die Absicht, verstärkt auch 
die berufliche Rehabilitation von Menschen mit Behinderung über das 
Instrument der Territorialen Beschäftigungspakte abzustimmen. Auch 
das Land Steiermark erklärte in seiner Stellungnahme, einen institu-
tionalisierten Abstimmungsprozess anzustreben.

 33.1 (1) Die Erläuterungen zum Bundessozialamtsgesetz 2002 bzw. die 
zugrunde liegenden Konzepte der Verwaltungsreform knüpften die 
Fortführung der nicht eindeutigen Zuordnung der beruflichen Reha-
bilitation beim Bundessozialamt und bei den Ländern an eine verbes-
serte strategische Abstimmung in den Territorialen Beschäftigungs-
pakten.

Die Territorialen Beschäftigungspakte sind vertragliche Partnerschaf-
ten verschiedener Behörden auf Bundesländerebene. Sie sollen die 
Wirksamkeit und Effizienz des Mitteleinsatzes im Bereich Beschäfti-
gungspolitik und die Betreuung bestimmter Zielgruppen verbessern. 
Ihre Arbeit (z.B. Koordinationsstellen, Studien, Veranstaltungen etc.) 
kann vom ESF gefördert werden.120

(2) Der Steirische Beschäftigungspakt (STEBEP) wurde zwischen den 
Jahren 2004 und 2010 mit insgesamt rd. 2,37 Mill. EUR gefördert.121 
Er hatte eine mehrstufige Entscheidungsstruktur: An der Spitze war 
zweimal jährlich das „Beschäftigungspolitische Forum“ vorgesehen, in 
dem u.a. der Landeshauptmann, der Landesgeschäftsführer des AMS 
Steiermark und die Landesstellenleitung des Bundessozialamtes ver-
treten waren. Weiters waren ein Kernteam, ein erweitertes Kernteam 

120 46 % ESF, 54 % nationale Kofinanzierung
121 im Wesentlichen für eine Unternehmensberatung, die Sitzungen vorbereitete, proto-

kollierte und einen strategischen Kontext herstellte

Strategische Abstim-
mung und STEBEP
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und regionale Strukturen vorgesehen. Für bestimmte Themen konn-
ten Arbeitsgruppen eingerichtet werden.

(3) In den Arbeitsprogrammen des STEBEP war grundsätzlich auch 
jeweils Raum für die Abstimmung von Maßnahmen zur beruflichen 
Rehabilitation von Menschen mit Behinderung. Es nahmen jedoch nur 
das Land Steiermark und das AMS Steiermark mit voller, das heißt 
inhaltlicher und budgetärer Entscheidungsbefugnis teil; das Bundes-
sozialamt ohne budgetäre Verantwortung.

Nach den Feststellungen des RH wurden in der Steiermark im Jahr 2010 
rd. 101,20 Mill. EUR für berufliche Eingliederung von Menschen mit 
Behinderung aufgewendet (TZ 4). Im STEBEP wurden jedoch nach 
den Arbeitsberichten für Menschen mit Behinderung nur die kofinan-
zierten Mittel der Arbeitsassistenz in Höhe von 930.000 EUR (2010) 
abgestimmt.

(4) Zur Abstimmung der Maßnahmen für Menschen mit Behinderung 
setzten die STEBEP–Partner folgende Aktivitäten:

—  Im Jahr 2004 richteten sie eine Expertenarbeitsgruppe zur Behin-
dertenpolitik ein, die weiterhin etwa halbjährlich tagte. Die Förder-
mittel des ESF für eine Projektbegleitung wurden dabei nicht ein-
gesetzt.

—  Im Jahr 2005 erarbeiteten sie eine einschlägige Informationsbro-
schüre. Es blieb jedoch bei einer Beschreibung des Ist–Zustandes 
ohne Definition eines gemeinsamen Ziels.

—  In den Jahren 2003 bis 2006 gab es ein Projekt zur Sozialplanung, 
das jedoch nicht in den Regelbetrieb übernommen wurde.

—  Eine Arbeitsgruppe befasste sich mit der Vereinheitlichung von Gut-
achten. Ein Ergebnis wurde jedoch nicht erzielt.

 33.2 Nach Auffassung des RH konnte in der Steiermark der STEBEP keine 
strategische Abstimmung des Bundessozialamtes und des Landes Stei-
ermark im Behindertenbereich erreichen, weil das Bundessozialamt 
ohne budgetäre Verantwortung teilnahm und das Land Steiermark nur 
die Mittel für die Arbeitsassistenz einbrachte, nicht jedoch die finanzi-
ell wesentlich bedeutsameren Lohnkostenzuschüsse und Maßnahmen 
der beruflichen Eingliederung gemäß StBHG. Somit wurden lediglich 
1 % bis 2 % des gesamten Volumens formal im STEBEP abgestimmt.
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Inhaltlich erfolgte lediglich eine technische Projektabstimmung. Die 
Vorhaben mit grundsätzlicher Bedeutung (Vereinheitlichung der Gut-
achten, Abstimmung der Sozialplanung) wurden nicht umgesetzt. Eine 
grundsätzliche Abstimmung mit gemeinsamen Zielen und Prioritäten, 
einer Zuordnung von Aufgaben zu optimal geeigneten bzw. gemein-
samen Vollzugsstellen, Strukturen für den Informationsaustausch sowie 
deren rechtliche Verankerung (in Gesetzen bzw. Verordnungen) war 
aber als Basis für konkrete Maßnahmen unverzichtbar.

Der RH empfahl daher dem BMASK, dem Bundessozialamt und dem 
Land Steiermark, die Abstimmung der Maßnahmen zur beruflichen 
Rehabilitation von Menschen mit Behinderung nicht der technischen 
Ebene zu überlassen, sondern auch einen strategischen Rahmen zu 
schaffen.

 33.3 (1) Das BMASK führte aus, dass der Territoriale Beschäftigungspakt 
sicher ein geeignetes Instrument wäre, um diese verbesserte Abstim-
mung zu erreichen. Beide Seiten hätten mit entsprechender Sorgfalt 
und dem Bemühen um Vollständigkeit in die Gespräche über den Ter-
ritorialen Beschäftigungspakt zu gehen.

(2) Das Land Steiermark führte aus, dass eine strategische Abstim-
mung im Behindertenbereich im Rahmen des Steirischen Beschäfti-
gungspaktes politisch bisher nicht vorgesehen gewesen und daher auch 
nicht als Schwerpunkt ins Arbeitsprogramm aufgenommen worden sei. 
Lediglich im Förderungsbereich gebe es eine Abstimmung hinsichtlich 
arbeitsmarktpolitischer Projekte.

Der RH–Bericht und auch die notwendigen Sparziele des Landes hät-
ten jedoch nunmehr den politischen Auftrag ausgelöst, die Strukturen 
des Steirischen Beschäftigungspaktes zu nutzen, um künftig strate-
gische Planungen im Behindertenbereich mit den relevanten Partnern 
(Bundessozialamt, AMS, Sozialversicherungsträger) durchzuführen. 
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 34.1 Die folgende Abbildung zeigt zusammenfassend die vier aus Sicht 
des RH wesentlichen Probleme in der Kooperation bei der beruflichen 
Rehabilitation von Menschen mit Behinderung:

—  Selbst für die eigene Vollziehung mussten die Behörden aufgrund 
der Aufgabenverflechtung oft bei anderen Stellen rückfragen, etwa 
um ihre Zuständigkeit bei Lohnförderungen festzustellen (TZ 8, 29) 
oder um die Höhe der Mobilitätsförderung festzulegen (TZ 10). Auf 
Arbeitsebene erfolgte das auch, mangels gemeinsamer Strukturen 
(z.B. Datenbanken) jedoch mit hohem Aufwand. Eine kundenori-
entierte Betreuung z.B. durch umfassende Beratung war wesentlich 
erschwert (z.B. konnte ein Sachbearbeiter der Bezirksverwaltungs-
behörde kaum alle aktuellen Projekte und freien Plätze des Bun-
dessozialamtes kennen).

Zusammenfassung

Abbildung 3:  Überblick über Bedarf und Probleme der Kooperation bei der beruflichen Reha-
bilitation von Menschen mit Behinderung 

1 iHB = Verein zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs
2 AGG = Arbeits– und Gesundheitsgesetz

Quelle: RH
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—  Für Menschen mit Behinderung bestanden bis zu 16 Ansprechpart-
ner, das Land Steiermark allein trat dem Betroffenen oft in mehre-
ren Funktionen gegenüber. Ein einheitlicher Ansprechpartner für 
die Betroffenen wäre daher vielfach sinnvoll. Solange die Auf-
gaben allerdings nicht eindeutig zugeordnet waren, müsste dazu 
eine Behörde Aufgaben anderer Behörden vollziehen oder müssten 
gemeinsame Vollzugsstellen eingesetzt werden. Beim Verein zur 
Feststellung des individuellen Hilfebedarfs wurde das versucht. Das 
Fehlen klarer Leistungsvereinbarungen führte jedoch zu operativen 
Problemen (TZ 31). Zum Beispiel bei Hilfsmitteln (TZ 19) oder bei 
der Auswahl der am besten geeigneten Leistung (TZ 17) fehlten der-
artige Vereinbarungen gänzlich. 

—  Die Kernfrage der Kooperation war ein abgestimmter Einsatz der 
zur Verfügung stehenden Sachmittel. Tatsächlich wurde nur ein 
Bruchteil der eingesetzten Mittel in dem dafür geplanten Rahmen 
(STEBEP) abgestimmt (TZ 33). Die abgeschlossenen Verwaltungs-
vereinbarungen konnten die zugrunde liegenden Probleme nur 
unvollständig lösen, weil die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
nicht geändert wurden (TZ 32). Die Folge war, dass bis zu 40 % der 
vom Bundessozialamt und dem Land Steiermark angebotenen Leis-
tungskategorien überschneidend in Anspruch genommen wurden 
(TZ 13).

—  Übergreifend betrachtet fehlte eine strategische Abstimmung auf 
fundierter Datenbasis und mit geeigneten Strukturen.

 34.2 Der RH beurteilte die Maßnahmen zur Koordination insgesamt als 
nicht ausreichend. Er hob insbesondere das Fehlen einer strategischen 
Struktur hervor. Auf Arbeitsebene fehlten gemeinsame Datenbanken, 
klare Aufträge für gemeinsame Strukturen und wirksame rechtliche 
Instrumente zur Aufgabenabgrenzung. Diese Voraussetzungen konn-
ten jedoch nur auf strategischer Ebene geschaffen werden.

Ein wesentlicher Hintergrund für das Fehlen der strategischen Zusam-
menarbeit war aus Sicht des RH die Positionierung des Bundessozial-
amtes und des Landes Steiermark:

—  Das Bundessozialamt erhob den Anspruch einer zentralen Anlauf-
stelle für Menschen mit Behinderung, verwaltete aber in der Stei-
ermark weniger als die Hälfte der insgesamt vorhandenen Mittel.
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—  Das Land Steiermark sah sich als subsidiärer Anbieter, ohne aber 
diese Subsidiarität klar zu definieren. Im Ergebnis hatte das Land 
Steiermark ein wichtiges Teilsegment der beruflichen Rehabilita-
tion übernommen.

Weder das Bundessozialamt noch das Land Steiermark verfügte über 
die Mittel, die Maßnahmen des jeweils anderen Entscheidungsträgers 
zu übernehmen. Aufgrund der komplexen Zielgruppen war auch eine 
vollständige Entflechtung kurzfristig nicht realisierbar. Eine strate-
gische Kooperation war daher nach Auffassung des RH unvermeid-
bar. Auf Basis der dadurch zu erreichenden Daten, Ziele und Vereinba-
rung sollte eine Entflechtung der Aufgaben angestrebt werden, da die 
komplexen Aufgabenverflechtungen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
verursachten und die optimale Versorgung der Betroffenen erschwerten.

Der RH wiederholte daher seine Empfehlungen an das BMASK, das 
Bundessozialamt und das Land Steiermark, eine strategische Koope-
ration zur beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung 
einzurichten (TZ 33) und damit das Ziel einer Aufgabenentflechtung 
zu verfolgen (TZ 7).
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 35 Der RH hob zusammenfassend folgende Empfehlungen hervor:

(1) Eine Aufgabenentflechtung im Bereich der beruflichen Reha-
bilitation für Menschen mit Behinderung wäre anzustreben. Dabei 
wären insbesondere folgende Punkte zu berücksichtigen:

a)  Die historische Positionierung des Bundessozialamtes und des 
Landes Steiermark wäre vor dem Hintergrund der tatsächlich 
erbrachten Leistungen zu überprüfen. (TZ 4) 

b)  Auf Basis der für die Länder und den Bund verbindlichen UN–
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
wäre eine Vereinheitlichung der Behindertenbegriffe anzustre-
ben. (TZ 5) 

c)  Nach Überprüfung der Behindertenbegriffe sollte eine klare 
Abgrenzung der jeweiligen Zielgruppen erfolgen. (TZ 5)

d)  Es wären geeignete Maßnahmen zu definieren, um möglichst in 
einer Begutachtung der Betroffenen alle relevanten Kriterien zu 
überprüfen und so den Verwaltungsaufwand der Behörden und 
die Belastungen der Betroffenen so gering wie möglich zu hal-
ten. (TZ 5, 18) 

e)  Insbesondere wäre zu überprüfen, ob in den Untersuchungen zur 
Eintragung „Unzumutbarkeit der Verwendung öffentlicher Ver-
kehrsmittel“ in den Behindertenpass auch zugleich über die Kri-
terien zur Erlangung eines Parkausweises nach der StVO befun-
den werden könnte. (TZ 10)

f)  Es wäre auf eine möglichst klare Abgrenzung der Leistungsarten 
hinzuwirken. (TZ 6, 7, 8, 9, 14, 26, 34)

g)  Bis dahin wäre im Wege der Richtlinien bzw. Verordnungen eine 
Abgrenzung anzustreben, insbesondere bei Mobilitätsförderungen 
(TZ 10), Lohnförderungen und Qualifizierung. (TZ 11) 

h)  Es wären die Ansprechpartner für die Betroffenen und die staat-
lichen Koordinierungsprozesse zu reduzieren. (TZ 14) 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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i)  Es wäre eine gemeinsame, trägerübergreifende Zuordnung der 
Betroffenen zu den verschiedenen Leistungsarten zu entwickeln. 
(TZ 17, 18)

(2) Bis zu einer Aufgabenentflechtung wäre eine umfassende, struk-
turierte Koordination der Maßnahmen der beruflichen Rehabilita-
tion für Menschen mit Behinderung anzustreben. Dabei wären fol-
gende Punkte zu beachten:

a)  Es wären Maßnahmen zu setzen, um eine unsachliche Ungleich-
behandlung der Betroffenen (z.B. hinsichtlich von Kostenbeiträgen 
und sozialversicherungsrechtlichem Status) zu vermeiden. (TZ 15)

b)  Gemeinsam mit den übrigen Entscheidungsträgern wären durch 
bessere Koordination negative Anreize für die Betroffenen bei 
beruflicher Rehabilitation („Beihilfenfallen“) zu vermeiden. 
(TZ 16)

c)  Es wären für vergleichbare Leistungsarten abgestimmte Preise 
und Abrechnungsmodalitäten vorzugeben. (TZ 26)

d)  Es wäre ein gemeinsames Controlling zu erarbeiten, soweit Per-
sonen sowohl Leistungen vom Bundessozialamt als auch vom 
Land Steiermark erhalten. (TZ 27)

e)  Es wäre eine gemeinsame Angebotsplanung anzustreben. (TZ 21)

f)  Menschen mit Behinderung sollte bei der Gewährung von Hilfs-
mitteln lediglich ein Ansprechpartner gegenüberstehen. (TZ 19)

(3) Zur Verbesserung der Effektivität und Effizienz der bestehenden 
Koordinierungsmaßnahmen wären folgende Maßnahmen zu setzen:

a)  Es wären gemeinsame Strukturen zum Informationsaustausch 
einzurichten, um eine qualifizierte Beratung der Klienten und die 
korrekte Vollziehung der eigenen Aufgaben im Einzelfall sicher-
stellen zu können. (TZ 29)

b)  Bei projektspezifischen Vereinbarungen wäre sicherzustellen, dass 
die jeweiligen internen Regelungen (insbesondere die Vorgaben 
für die Begutachtungen und die Leistungszuerkennungen) diese 
Vereinbarungen berücksichtigten. (TZ 30)
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c)  Getroffene Übereinkommen wären auf der geeigneten normati-
ven Ebene umzusetzen. Teile der derzeitigen Verwaltungsverein-
barungen wären gesetzlich umzusetzen, Teile der Projekt–Zusam-
menarbeit in der Leistungs– und Entgeltverordnung. (TZ 32)

d)  Es wäre ein geeigneter Rahmen für eine strategische Abstim-
mung der Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation von Men-
schen mit Behinderung zu schaffen. (TZ 33, 34)

e)  Als Instrument der Koordination wäre eine abgestimmte Daten-
struktur sowie eine geeignete Form des Datenaustausches und der 
Datenanalyse zu entwickeln, die personenbezogen einen Abgleich 
der erbrachten Leistungen ermöglicht. (TZ 13, 20)

(4) Es wäre die dienstrechtliche und organisatorische Verantwortung 
für alle Personen bei gemeinsamer Nutzung von Personal zusam-
menzuführen, insbesondere hinsichtlich des Vereins zur Feststel-
lung des individuellen Hilfebedarfs. (TZ 31)

(5) Es wären geeignete personelle und organisatorische Vorkeh-
rungen zu treffen, um die gesetzeskonforme Vollziehung des Steier-
märkischen Behindertengesetzes — auch im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation bzw. der beruflichen Eingliederungshilfe — sicher-
zustellen. (TZ 23)

(6) Es wäre eine zentrale Ansprechstelle zum Thema Behinderung 
(für Maßnahmenträger, aber auch zur Abstimmung mit dem Bund) 
einzurichten. (TZ 22)

(7) Es wäre ein Bedarfs– und Entwicklungsplan mit einer Prognose 
der benötigten Plätze für die verschiedenen Angebote der Leistun-
gen der beruflichen Eingliederung zu entwickeln und dabei die regi-
onalen Unterschiede in der Leistungserbringung zu berücksichti-
gen. (TZ 21) 

(8) Es wären ausreichende Kontrollen vor Ort sicherzustellen, insbe-
sondere durch Vorgabe eines zeitlichen Rahmens, in dem jede Ein-
richtung vor Ort zu überprüfen ist. (TZ 27)

(9) Es wäre eine zentrale elektronische Abrechnung mit größe-
ren Zeiträumen zu prüfen sowie die Evaluierung der Normkosten 
anhand der Ist–Kosten der Maßnahmenträger umgehend durchzu-
führen. (TZ 25)
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(10) Die Vermittlungserfolge der beruflichen Eingliederung wären 
zu erfassen. (TZ 27)

(11) Die Vollziehung der Parkausweise nach § 29b StVO wäre zu 
verbessern. (TZ 10)

(12) Die Aufgaben des Vereins zur Feststellung des individuellen 
Hilfebedarfs wären klar zu regeln und Doppelfunktionen in der för-
dernden und geförderten Stelle zu beseitigen. Die Kostenteilung mit 
den Bezirken wäre zu pauschalieren (z.B. durch einen einwohner-
bezogenen Schlüssel). (TZ 31)

(13) Es wären im Erfolgscontrolling den Erfolgen die dafür aufge-
wendeten Mittel zuzuordnen und die Entwicklung eines systema-
tischen Vergleichs von Erfolgsfaktoren anzustreben. (TZ 27, 28)

(14) Es wäre bei Aufnahme bestimmter Personen in geförderte Maß-
nahmen unter Beachtung der Wahlfreiheit der Betroffenen nicht nur 
die Zugehörigkeit zur Zielgruppe, sondern auch die Zweckmäßig-
keit der Maßnahme im Vergleich zu Alternativen zu prüfen. (TZ 17)

(15) Es wären die Bemühungen zur Vereinfachung der Nutzung 
der Mittel des Europäischen Sozialfonds weiterzuführen und für 
die kommende Förderungsperiode ab 2014 bereits frühzeitig Maß-
nahmen für eine effiziente Projektabwicklung zu treffen. (TZ 24)

(16) Es wäre eine mehrjährige Planung anzustreben, um auch den 
Maßnahmenträgern und Betroffenen eine gewisse Kontinuität bie-
ten zu können. (TZ 21)
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